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Frühjahrstagung 2008 in Oldenburg (Oldb):

Toleranz, Technologie und Talent –
Ländliche Räume müssen neue Kooperationen erschließen

Partnerschaft und Kooperation
auf Augenhöhe

Die Kooperation zwischen den Metropolregionen
und dem ländlichen Raum stelle für beide Seiten eine
besondere Chance dar. Mit diesen Worten eröffnete
Dr. Hans-Hermann Bentrup, Vorsitzender des Vor-
standes der Agrarsozialen Gesellschaft e.V., seine
Begrüßungsrede. Ohne einen intakten ländlichen
Raum, seine Kauf- und Innovationskraft sowie sein
Wissenspotenzial seien Metropolen nicht denkbar
und lebenswert, wie auch der ländliche Raum ange-
sichts der zunehmenden globalen Tätigkeit der Me-
tropolregionen von diesen profitieren könne. Voraus-
setzung dafür sei allerdings die Begegnung beider
Seiten „auf einer Augenhöhe.“

Eine herausragende Rolle spiele dabei die Zusam-
menarbeit der Akteure der verschiedenen Politikfelder.
Diese Kooperation und die Zusammenarbeit der Regi-
onen seien ein Schlüssel für den dauerhaften Erfolg
der Landesentwicklung. Für die ländlichen Räume be-
deute dies, so Bentrup weiter, sich auf ihre Stärken
zu besinnen, neue innovative Ansätze zu verfolgen,
die Infrastruktur auf einem hohen Stand zu halten, in-
dem beispielsweise in schnelle Datennetze investiert
werde, ein attraktives Lebens- und Wohnumfeld zu

„Bildung, Wissen und der Zugang zu wissen-
schaftlichen Netzwerken sind zwar keine
Garantie für eine gesicherte Zukunft, aber eine
unverzichtbare Voraussetzung, um die Fragen
der wirtschaftlichen, ökologischen und vor
allem sozialen Rahmenbedingungen einer
Region richtig beantworten zu können.“

Dr. Hans-Hermann Bentrup

„Wir können nicht mehr in jeder
Raumeinheit und in jedem Bereich
alles machen, sondern müssen auf
allen Ebenen kooperieren.“

StS. Friedrich-Otto Ripke
Fotos: M.
Busch

Der Tagungsort Oldenburg, kürzlich vom Stifterverband für Deutsche Wissenschaft mit dem Titel
„Stadt der Wissenschaft“ des Jahres 2009 ausgezeichnet, bot zu dem diesjährigen Motto der ASG-
Frühjahrstagung einen passenden Hintergrund. Die Wissenschaft stelle das zentrale Zukunftsthema
für die Stadt dar, betonte Oberbürgermeister Prof. Dr. Gerd Schwandner in seiner Begrüßungsrede.
Staatssekretär Friedrich-Otto Ripke als Vertreter des gastgebenden Landes Niedersachsen hob her-
vor, dass ohne Kooperation und eine integrierte Regionalentwicklung die Zukunft nicht gestaltet
werden könne, und leitete somit zu den Vorträgen und Diskussionen über. Diese gaben einen Ein-
blick, wie sich die Akteure des ländlichen Raumes im Umgang mit Wissen positionieren und sich
durch Zusammenarbeit weiterentwickeln können.

schaffen und zu erhalten, ein breites Bildungsangebot
zu sichern und nicht nur die Produktion, sondern auch
die Verarbeitung der land- und forstwirtschaftlichen
Produkte in der Region zu halten. Die Nähe zu meh-
reren Metropolregionen, wie sie in Niedersachsen ge-
geben sei, biete den angrenzenden Regionen eine
hervorragende Chance für eine innovative Entwicklung.

Expertenwissen aus
Nachbargebieten nutzen

„Partnerschaft und Kooperation auf Augenhöhe“ gilt
auch für den niedersächsischen Staatssekretär im
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Verbrau-
cherschutz und Landesentwicklung, Friedrich-Otto
Ripke, als wichtiges Instrument in der ländlichen Ent-
wicklung. Ein ständiger Dialog müsse nicht nur zwi-
schen den Metropolregionen und ländlichen Räumen,
sondern auch zwischen den Ländern und Europa so-
wie zwischen den kommunalen Einheiten in den länd-
lichen Räumen selbst stattfinden. Schon aus finanzi-
ellen und zeitlichen Gründen sei heutzutage jede
Verwaltungseinheit auf Expertenwissen aus Nachbar-
gebieten angewiesen, so dass durch interkommunale
Kooperationen Stärken genutzt und Synergieeffekte
entstehen könnten. Das Land Niedersachsen unter-
stütze zzt. drei Modellregionen: Neben dem Wissen-
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„Im Rahmen der Regionalentwicklung sollte in den
ländlichen Förderstruktuen zur Regionalentwicklung
zukünftig stärker der Aspekt des Strukturwandels zur
Dienstleistungs-/Wissensgesellschaft berücksichtigt
werden, um zu vermeiden, dass es zu einer Art
Abkopplung kommt.“

                                                                   Prof. Dr. Jörg Knieling

schaftscluster um die Städte Göttingen, Hannover
und Braunschweig gehörten hierzu die länderüber-
greifende Zusammenarbeit mit Bremen bei der Kon-
zeption des Containerterminals Jade-Weser-Port so-
wie der strukturschwache ländliche Raum zwischen
Lüneburg und Wendland. Niedersachsen steche im
bundesweiten Vergleich zudem durch eine besonders
große Vielfalt regional ausgerichteter Kooperations-
projekte hervor. Entsprechend habe die Landesregie-
rung ihren Förderschwerpunkt auf die integrierte länd-
liche Entwicklung gesetzt. Damit sei es Regionen
möglich, ein Profil zu erarbeiten und sich in Folge
Partner zu suchen, mit denen die Vertiefung dieses
Profils unterstützt werde.

PROFIL sei auch der Name des Landesprogramms,
das in der aktuellen EU-Programmplanungsperiode
für den Bereich der ländlichen Entwicklung aufgelegt
worden sei. Die finanzielle Ausstattung dieses Be-
reichs sei gegenüber den Vorjahren deutlich erhöht
worden. Mit dem Titel des Programms würde das En-
gagement der Akteure vor Ort gewürdigt und geför-
dert, weil Regionen mit einer klaren Identität zum
Heimatgefühl und damit zu einer noch stärkeren Bür-
gerbeteiligung beitragen würden. Niedersachsen neh-
me als Agrarland eine Spitzenposition unter den deut-
schen Ländern ein und sei daher besonders in seinen
ländlichen Gebieten aufgefordert, zukunftsfähige Kon-
zepte zu entwickeln und mit der hohen Verantwor-
tung, die sich bei der Erzeugung von Nahrungsmitteln
und Bioenergie, aber auch der Beachtung des Klima-
schutzes ergäben, sorgsam umzugehen. Mit der För-
derung von Kooperation und Wissen und dem Aus-
tausch auf allen Ebenen als Schwerpunkt der Lan-
despolitik werde das Land dieser Verantwortung ge-
recht.

Wachstumskoalitionen aus urbanen
und ruralen Räumen bilden

Laut Prof. Dr. Jörg Knieling, HafenCity Universität
Hamburg, Institut für Stadt-, Regional- und Umwelt-
planung, stehen die Globalisierung und der Struktur-
wandel zur Wissensgesellschaft in einer engen
Wechselbeziehung zur modernen Kommunikations-

und Informationstechnologie sowie zur erhöhten Mo-
bilität. Durch die im globalen „Raum der Ströme“
(nach Manuel Castells) zunehmende internationale
Arbeitsteilung verschärfe sich der Konkurrenzdruck
um Investitionen, Fachkräfte und Bevölkerung.

Abgesehen von einigen Ausnahmen konzentrierten
sich wirtschaftliche Aktivitäten in Großstädten und
Metropolregionen. Als Erfolgsfaktoren für diese „Kno-
ten im Netz“ würden nach Richard Florida die drei Ts
– Toleranz, Technologie und Talent – gelten, wobei
letzteres für die Entstehung von Innovationen eine be-
achtliche Rolle spiele. Die Folge sei ein „Wettbewerb
um kluge Köpfe“, d. h. um die sog. „Creative Class“
der jungen und hoch qualifizierten Arbeitskräfte, die
sich wiederum aufgrund verschiedener Standort-
faktoren wie Kultur, Wissenschaft oder Toleranz
insbesondere von Städten angezogen fühlten.

Auch die Ministerkonferenz für Raumordnung doku-
mentiere, dass Großstädte und Metropolregionen die
Aufmerksamkeit auf sich lenkten, während ländliche
Räume bzw. das Umland Gefahr liefen, abgekoppelt
und zu „Verlierern“ zu werden. Eine Handlungsstrate-
gie, die der Bund anbiete, um dieser Entwicklung ent-
gegenzuwirken, sei das Konzept der großräumigen
Verantwortungsgemeinschaften bzw. sog. überregio-
nalen Partnerschaften.

Seit Anfang des Jahres 2008 bildeten sieben deut-
sche Regionen im Rahmen des BMVBS (Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung)-
Modellvorhabens der Raumordnung (MORO) Partner-
schaften zwischen Metropolkernen bzw. Städten und
Nachbarräumen. In gleichberechtigter Zusammenar-
beit obliege es den Partnern, gemeinsame Interessen
aus urbanen wie ruralen Räumen zu identifizieren und
zum Vorteil für beide Seiten der Wachstumskoalition
zu nutzen.

Thematisch reichten beispielsweise die Projekte der
MORO-Nord von Ausbildung über Infrastruktur, z. B. in
Form des Brückenschlags Fehmarnbelt, bis zu mari-
timer Wirtschaft und Logistik. Zentrale Handlungs-
felder im MORO Nürnberg stellten regionale Wirt-
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Von der Netzwerkanalyse zum
Netzwerkmanagement

Dr. Arno Brandt, Leiter der Regionalwirtschaft bei
der NORD/LB Hannover, stellte die These auf, dass
wir uns heute nicht nur im Übergang von der Industrie-
zur Dienstleistungsgesellschaft, sondern zur wissens-
basierten Ökonomie befinden, in der Wissen zum
wichtigsten Produktionsfaktor werde. Um den Heraus-
forderungen der internationalen, insbesondere der
südostasiatischen Märkte angemessen zu begegnen,
seien Innovationen am Wirtschaftsstandort Deutsch-
land von äußerster Wichtigkeit. Zu den Kernelemen-
ten eines regionalen Innovationssystems zählten das
betriebliche Innovationspotenzial, die Innovationsinfra-
struktur (Wissensvermittlung von Universitäten an Be-
triebe) und die Wissensvernetzung, da die räumliche
Konzentration ähnlicher Unternehmen nicht automa-
tisch mit Cluster-Bildung einhergehe.

Die Frage sei, wie Wissen transferiert werden kön-
ne, vor allem zwischen innovationsorientierten Betrie-
ben, zwischen Betrieben und Wissenschaft innerhalb
einer Region, überregional und auch in der Welt der
globalen Wissensströme. Zur Beantwortung wurde
eine wissensorientierte Netzwerkanalyse in der Me-
tropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen, zu
der neuerdings auch Wolfsburg gehöre, durchgeführt.
496 wissenschaftliche Einrichtungen und 670 inno-
vationsorientierte Unternehmen seien bezüglich ihrer
Kooperationspartner befragt worden. Dabei hätten drei
Ebenen im Vordergrund gestanden: die Mikroebene
(Netzwerke einzelner Akteure), die Mesoebene (Ver-
netzung vieler Akteure innerhalb der Metropolregion)
und die Makroebene (überregionale und internationale

Verknüpfungen). Gezeigt habe sich u. a., dass es auf
regionaler Ebene die stärksten Vernetzungen zwi-
schen Hannover und Braunschweig gebe. Überregional
sei dies mit dem Münchner Raum und Berlin der Fall.
International stehe die Zusammenarbeit Westeuropa
(ca. 58 %) an erster Stelle, gefolgt von Nordamerika
(ca. 18 %) und Asien (ca. 11 %).

Beim Vergleich der Kompetenzfelder wie Life Sci-
ence, Produktions- und Verfahrenstechnik, Mobilitäts-
wirtschaft usw. falle das Netzwerk der Agrar- und
Forstwirtschaft einerseits durch starke internationale
Verbindungen, andererseits durch eine geringe Dichte
(auf der regionalen Ebene) und eine niedrige Zahl an
zentralen Akteuren auf. Die mit Hilfe der Netzwerk-
analyse identifizierten zentralen Akteure hätten bei-
spielsweise für die Entwicklung von Clustern und In-
novationen eine große Bedeutung. Brandt befürworte-
te, zentrale Akteure für eine erfolgreiche Clusterpolitik
als strategische Partner zu gewinnen. Netzwerklü-
cken sollten durch Kooperationsförderung oder An-
siedlung bzw. Gründung geschlossen werden. Mittels
Vernetzung einzelner Teilräume könne ein zusätzli-
ches Synergiepotenzial frei gelegt werden, wobei der
Aufbau eines systematischen Netzwerkmanage-
ments, das integrationsunterstützend sowie ggf. bei
Interessenkonflikten moderierend wirke, sinnvoll er-
scheine. Dieses könne auch auf periphere ländliche
Räume ausgeweitet werden.

Erhebliches Reputationsdefizit
der Fleischwirtschaft

Mit einem Umsatzanteil von 21 % nehme die
Fleischbranche den ersten Platz der gesamtdeut-
schen Ernährungswirtschaft ein, erklärte Prof. Dr.
Achim Spiller, Department für Agrarökonomie und
Rurale Entwicklung, Marketing für Lebensmittel und
Agrarprodukte, Universität Göttingen. Da sich z. B.
die  Verteilung der Schweinebestände durch eine
ausgeprägte Clusterbildung im Nordwesten Deutsch-
lands auszeichne, wo 10 der 27 Mio. deutschen
Schweine stünden, habe die Veredelungswirtschaft in
diesem Landesteil eine größere Bedeutung als auf
Bundesebene.

„Universitäten und Betriebe mit
Forschungs- und Entwicklungs-
potenzialen reichen nicht aus,
wenn es keine Wissensvernetzung
gibt und keine Austauschprozesse
stattfinden.“

Dr. Arno Brandt

„Fleisch war über Jahrhunderte
ein superiores Gut, das heute zu einem
‚Unterschichtenprodukt‘ geworden ist.“

Prof. Dr. Achim Spiller

schaftskreisläufe und die Verbesserung der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit zwischen Bayern
und Tschechien dar. Unter dem Stichwort „good prac-
tices“ sollen funktionierende Einzelprojekte als Anre-
gung oder Ideenpool dienen. Erfolgversprechend kön-
ne zudem die Bildung von Clustern bzw. Kompetenz-
feldern sowie die Vernetzung von Garten-, Bau- und
Landschaftskultur sein, wodurch sowohl städtische
als auch ländliche Räume aufgewertet werden würden.
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Wissenschaftliche Studien und zahlreiche Vorfälle
in der Praxis wiesen darauf hin, dass – im Wider-
spruch zu ihrer ökonomischen Bedeutung – gegen-
wärtig erhebliche Dissonanzen zwischen der Öffent-
lichkeit und der Fleischbranche bestünden. Um das
gesamte Ausmaß des Akzeptanzrückgangs sowie
seiner (negativen) Auswirkung auf die Fleischwirt-
schaft zu ermitteln, wurde am Department eine Ver-
braucherbefragung von mehr als 600 Konsumenten in
Nordwestdeutschland durchgeführt. Zum Studien-
design gehörte die differenzierte Erfassung der Repu-
tation je nach Produktionsstufe (landwirtschaftlicher
Betrieb, Schlachtunternehmen, Wursthersteller,
Lebensmitteleinzelhandel).

Extrem schlecht habe der gesamte Fleischsektor in
einer vergleichenden Betrachtung mit anderen Pro-
duktions- bzw. Dienstleistungsbranchen abgeschnit-
ten. Ein wesentlich positiveres Ansehen genieße bei-
spielsweise die Milchwirtschaft, und sogar der Ruf
der Chemie- und Baubranche sei besser, so Friede-
rike Albersmeier, ebenfalls vom Department für Agrar-
ökonomie der Uni Göttingen, zu den Ergebnissen der
Studie. Des Weiteren träten signifikante Unterschiede
innerhalb der Fleischwirtschaft auf. Während die land-
wirtschaftliche Tierhaltung und der Fleischverkauf im
Lebensmitteleinzelhandel ein verhältnismäßig hohes
Maß an Vertrauen und Glaubwürdigkeit besäßen,
werde die Reputation des Fleischsektors vor allem
durch den negativen Ruf der Schlachtunternehmen
und Wursthersteller beeinflusst.

Für Intensivlandwirtschaftsregionen zeigten die Re-
sultate der empirischen Studie ernsthafte Zukunfts-
probleme an, die nur abgewendet werden könnten,
wenn es der Branche gelänge, ihre Position stärker in
die öffentliche Auseinandersetzung und den medialen
Diskurs einzubringen. Angeraten sei ein verbessertes
Kommunikationsmanagement mit einer höheren Fre-
quenz an Pressemeldungen, durch die zu aktuellen
Themen, z. B. der Ferkelkastration, Stellung bezogen
werde.

Ressortübergreifendes
Denken und Zusammenarbeiten

Min. Dir. Dr. Jörg Wendisch, Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
(BMELV), wies darauf hin, dass sich die These, man
müsse nur die Probleme der Metropolen lösen, damit
es auch dem umliegenden ländlichen Raum besser
gehe, als falsch herausgestellt habe. Stattdessen sei
die Bündelung von Kräften und Wissen der verschie-
denen Akteure für die Entwicklung ländlicher Räume
von zentraler Bedeutung. Als Koordinator für diese
Querschnittaufgabe sehe sich das BMELV, das auf-
grund eines Beschlusses des Bundeskabinetts vom
12. März 2008 eine interministerielle Arbeitsgruppe
koordiniere. Diese werde bis Ende 2008 ein abge-
stimmtes Handlungskonzept der Bundesregierung
zur Weiterentwicklung der ländlichen Räume vorle-
gen. Als weiteres Beispiel für eine interministerielle
Zusammenarbeit nannte Wendisch den Bundeswett-
bewerb „Idee Natur – Naturschutzgroßprojekte und
ländliche Entwicklung“, welcher gemeinsam vom
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit (BMU) und dem BMELV durchgeführt
werde. Auch habe das BMELV 2008 erstmals wäh-
rend der Internationalen Grünen Woche das Zukunfts-
forum Ländliche Entwicklung durchgeführt, mit dem
Ziel den Blickwinkel der Landwirtschaft um sozial-,
familien-, wirtschaftspolitische und demografische As-
pekte zu erweitern und Transparenz herbeizuführen.

Ferner bekräftigte Wendisch, dass das Forschungs-
und Wissensmanagement zum Thema ländliche Räu-
me neu ausgerichtet werden müsse. Im Fokus soll-
ten dabei internationale Erfahrungen und Erkenntnis-
se stehen. Der OECD-Prüfbericht zur Politik für länd-
liche Räume in Deutschland sei ein erster wichtiger
Schritt in diese Richtung gewesen. Ihm sei die Neu-
ausrichtung der Ressortforschung des BMELV, die
auch eine Stärkung der Forschung zum ländlichen
Raum beinhalte, gefolgt.

„Ein Blick auf die Internet-Seiten
der größten Schlachtunternehmen
verdeutlicht die geringe Öffentlich-
keitsorientierung der Branche.
Pressemitteilungen sind hier nur
vereinzelt bis gar nicht zu finden.“

                               Friederike Albersmeier

„Eine Politik für die ländliche
Entwicklung muss regionale
Besonderheiten berücksichtigen.
Dies bedeutet, dass man länd-
lichen Gebieten kein uniformes
Konzept überstülpen kann.“

                     Min. Dir. Dr. Jörg Wendisch
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„Autonome und ausschließlich kommunale Entscheidungen
sind nicht mehr zeitgemäß. Es gilt, im interkommunalen
Verbund Entwicklungen zu begleiten, Prozesse in
Akteursnetzwerken zu steuern und branchenorientierte
und wertschöpfungskettenbezogene Kooperationsansätze
zu unterstützen.“

                                                                                                   Jörg Wilke

Ein ressortübergreifendes Denken müsse auch auf
Ebene der Länder und Regionen stattfinden, um die
Kompetenz von Behörden und Menschen vor Ort ein-
zubeziehen und regionale Besonderheiten zu berück-
sichtigen. In diesem Zusammenhang betonte Wen-
disch die Bedeutung von ehrenamtlichen Tätigkeiten.
Aktive Bürger seien der Zukunftsschlüssel der ländli-
chen Räume, denn durch eine starke ländliche Bür-
gergesellschaft könnten im sozialen, kulturellen, öko-
logischen und sportlichen Bereich gemeinnützige Auf-
gaben übernommen werden. Aufgabe von Bund und
Ländern sei es, durch die Gestaltung entsprechender
Rahmenbedingungen Unterstützung zu bieten. Um
die gegenwärtigen Probleme ländlicher Räume zu
lösen, nannte Wendisch drei weitere Strategien des
BMELV:

1. Die Verbreitung von Best-practice-Beispielen u. a.
durch die Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche
Räume, die den Newsletter „landaktuell“ und die
Zeitschrift „LandInForm“ herausgebe.

2. Die Verbesserung der Informationsgewinnung über
das Internet durch die Förderung der Einrichtung
von Breitbandanschlüssen im ländlichen Raum
über drei Jahre.

3. Das Halten junger Arbeitskräfte im ländlichen
Raum, indem in den Bereichen Kindertages-
stätten, Schulen und Ausbildung nach attraktiven
Konzepten gesucht werde.

Kooperation bei der Erschließung
neuer Wirtschaftsbereiche

Einen Blick aus der Praxis auf die Entwicklung der
Wesermarsch als ländliche Region in der Metropol-
region Bremen-Oldenburg warf Jörg Wilke, Ge-
schäftsführer der Wirtschaftsförderung Wesermarsch
GmbH. Die Wesermarsch profitiere von ihrer Lage
zwischen den Wasserstraßen Jade, Weser und
Nordsee. Neben traditionellen Zweigen wie der Hafen-
industrie, dem Schiffbau, der Chemie- und Energie-
industrie fänden sich hier heute Unternehmen der
Luftfahrtindustrie und des Windkraftanlagenbaus.

Ein Beispiel, wie in einer globalen, von Strukturwan-
del geprägten Wirtschaft durch Kooperation neue Be-
reiche erschlossen und erfolgreich aufgebaut werden
könnten, sei der Hafen Brake. Mit Hilfe der regionalen
Wirtschaftsförderung seien ein Holzkompetenzzen-
trum entwickelt und die notwendigen Fachkräfte aus-
gebildet worden. Dies habe dazu geführt, dass heute
über den Hafen Brake 10 % des amerikanischen
Bauholzimportbedarfs gedeckt würden. Ein weiteres
Beispiel sei die Zusammenarbeit mit der Abeking &
Rasmussen Rotec GmbH aus Lemwerder, die ihre
Rotorblätter für Windkraftanlagen über den Braker Ha-
fen verschiffe. Da die neue Generation von Rotor-
blättern aufgrund ihrer Länge nicht über die Straße
zum Hafen gebracht werden könne, habe ein alterna-
tiver Transportweg gefunden werden müssen. Durch
die Kooperation von Wirtschaftsförderung, Unterneh-
men vor Ort, Landesbehörden, Ministerien und Deich-
verbänden sei schließlich das Standortentwicklungs-
projekt Aero Mare entwickelt worden, welches die in-
frastrukturelle Erschließung des Industriegebietes
durch den Ausbau des vorhandenen Hafens, die Ver-
stärkung der Deiche und die Errichtung einer Verlade-
station für Rotorblätter zum Ziel habe. Nach Fertig-
stellung könnten die Rotorblätter auf dem Wasserweg
zum Seehafen Brake gebracht und von dort weltweit
verschifft werden.

Weiteres Potenzial für die Wesermarsch sah Wilke
in der Entwicklung der „Siellandschaft Wesermarsch“.
Als historische Kulturlandschaft sollen die vorhande-
nen Natur- und Kulturressourcen genutzt werden, um
den ökologischen Zustand der Natur zu optimieren,
das Naturerleben zu fördern, die Lebensqualität in
den Dörfern zu verbessern, das kulturelle Erbe zu
wahren, die Identifikation der Bewohner mit ihrer Hei-
mat zu stärken und die Wertschöpfung der regionalen
Dienstleistungen und Produkte zu steigern.
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Podiums- und Plenumsdiskussion:

Chancen und Hemmnisse
wissensorientierter Kooperationsstrategien

Im Zuge einer umfassenden Bestandsaufnahme rund um die Themen Wissen und Kooperation im
ländlichen Raum setzten sich die Diskussionsteilnehmer und -teilnehmerinnen mit der Unterschied-
lichkeit der ländlichen Räume sowie mit den bestehenden Defiziten auseinander. So stünde die
Wesermarsch als Beispiel für eine prosperierende ländliche Region oder der „Speckgürtel” Berlins
nicht vor denselben Problemen wie der sehr periphere Nordosten Brandenburgs.

Edda Albers
Landwirtschaftskammer
Niedersachsen

Karin Drube
Regierungspräsidium
Gießen

Renate Gaethke-Sander
Landfrauenschule
Hademarschen

Christel Hoffmann
Stellv. ASG-Vorsitzende

Kooperationsmöglichkeiten sind polymorph

Kritisch wurde hinterfragt, inwiefern sich die räumli-
che Nähe zu Metropolregionen auf ländlich geprägte
Gebiete auswirke. Es wurde bezweifelt, dass sich
ländliche Regionen in jedem Fall durch den vermeint-
lich großen Partner „ermutigt” fühlten und dass Be-
triebe aus dem Umland vorbehaltlos Kooperationen
mit Unternehmen in der Metropole eingingen. Die Be-
reitschaft zur Kooperation sei sogar innerhalb einer
Metropolregion sehr unterschiedlich. Dies liege u. a.
an ihren Abgrenzungen, die entweder auf historisch
gewachsene Beziehungen, auf das Integrations-
engagement einzelner Gebiete oder auf politische
Entscheidungen zurückgingen. Daneben hätten sich
bestimmte ländliche Räume bewusst gegen den An-
schluss an eine Metropolregion entschieden, um ihre
Qualitäten sichtbar machen zu können, ohne sich
wie ein „Wurmfortsatz” an die Metropole anzuhängen.
Zudem sei bei der Zusammenarbeit von sehr hetero-
genen Gruppen, beispielsweise in einer überregiona-
len oder interkommunalen Partnerschaft, mit Hinder-
nissen zu rechnen. Weitere Kooperationsbarrieren
würden sich durch das Fehlen einer gemeinsamen
Sprachebene, z. B. zwischen dem politisch-administ-
rativen Komplex und der aktiven Bevölkerung, oder
durch bürokratische Vorgaben auftun. Diese Hürden
gelte es abzubauen.

Häufig befänden sich ländliche Räume in einem Di-
lemma, weil sie sich aufgrund veränderter Rahmen-
bedingungen, etwa durch eine verschärfte Situation
im regionalen, europäischen und globalen Wettbe-
werb, an Kernstädte „andocken” sollten, um am wirt-
schaftlichen Erfolg der urbanen Region zu partizipie-
ren. Sie selbst schätzten hingegen die Möglichkeit,
dass die in Metropolen konzentrierte wissensbasierte
Ökonomie (z. B. die Biotech-Industrie), Effekte auf
ländliche Gebiete zeigten, als gering ein. Obwohl in
ländlichen Räumen wie der Wesermarsch oder dem
Emsland zahlreiche innovative Unternehmen existier-
ten, liege ihre Zukunft voraussichtlich nicht allein im
produzierenden Gewerbe.

Komplexität der Wissensvermittlung

Bei dem Versuch, die für eine Entwicklung der länd-
lichen Räume wesentlichen Faktoren zu identifizieren
– unabhängig davon, ob diese endogen oder mithilfe
von überregionalen Partnerschaften vonstatten gehe –
herrschte Einigkeit in Bezug auf die Bedeutung der
lokalen Akteure als Erfolgsfaktor. Ein wichtiger An-
satzpunkt bestehe darin, einen Gegenpart zur Globa-
lisierung zu bilden, indem Familien und insbesondere
Jugendliche stärker an die ländlichen Regionen ge-
bunden würden. Dies beinhalte gleiche Bildungs-
chancen für alle Kinder und individuelle Fördermög-
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Vorträge und Exkursionsmappen der ASG-
Frühjahrstagung 2008 sind auf der ASG-Website zu
finden und können als pdf-Dateien herunter geladen

werden unter www. asg-goe.de

Prof. Dr. Horst Luley
Fachhochschule
Eberswalde

Inge Soltau
Linden

Michael Kügler
Büro Brüssel der
Landwirtschaftskammern

Dr. Gerd Wesselmann
WGZ Bank Münster

Maria-Luise
Winkelmann
Soltau

lichkeiten sowie Netzwerke für Benachteiligte oder
Hochbegabte. Als dringlich wurde in diesem Zusam-
menhang der Abbau des Bildungsföderalismus ange-
sehen. Betont wurde, dass wir es uns nicht leisten
könnten, Jugendliche durch versäumte Bildungs-
chancen in ihrer beruflichen Laufbahn einzuschrän-
ken. Um dem entgegenzuwirken, könne eine enge
Kooperation von Wirtschaft und Schule positiv sein.
Problematisch seien auch die teils großen Entfernun-
gen zu den Schulstandorten sowie zwischen Schule
und Betrieben und die daraus resultierenden Mobili-
tätsschwierigkeiten der auf den Öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) angewiesenen Jugendlichen.

Für Bleibeperspektiven von Familien sei es wichtig,
die Berufsrückkehr von Eltern nach einer Familien-
phase zu erleichtern. Insbesondere auf dem Land sei
es schwierig, berufliche Tätigkeiten in die komplexen
Tagesabläufe zu integrieren. Zu befürchten sei, dass
sich die Kinderbetreuung aufgrund des demografi-
schen Wandels eher verschlechtere als verbessere,
was die Chancen auf eine berufliche Qualifikation und
einen Wiedereinstieg häufig erschwere.

Um eine Abkopplung ländlicher Räume von den
Ballungsräumen zu vermeiden, müsse seitens der
Bürger in ländlichen Regionen mehr Verständnis dafür
entwickelt werden, wie heutige Mediengesellschaften
funktionierten, denn das Internet biete eine Vielzahl
an Möglichkeiten für das Marketing und die Vernet-
zung mit den Metropolregionen. Beispielsweise könn-
ten kleine Betriebe im Bereich des Agrartourismus
das Internet nutzen, um mit einer ansprechenden
Homepage auf sich aufmerksam zu machen und Ur-
lauber anzusprechen. Ein negativer Aspekt des Inter-
nets wurde in Verbindung mit dem E-Learning gese-
hen, da es sich weltweit nur wenige große Anbieter
leisten könnten, Bildungskonzepte oder Angebote der
Aus- und Weiterbildung zu entwickeln und kleine
Bildungsanbieter in diesem Bereich keine Chancen
hätten.

Im Zusammenhang mit endogenen Entwicklungs-
prozessen der ländlichen Räume wurde hervorgeho-
ben, dass der Wissensbegriff sowohl theoretische Er-
kenntnisse als auch durch Lebenserfahrung erworbe-
ne Fähigkeiten und informelles Wissen erfasse.



9

| ASG | Ländlicher Raum | 02/2008 |

ASG

Reiche Erdbeerernte auf dem Frischehof Döpke

Biogasanlage Peek und Bahlmann GbR –
Jürgen Bahlmann (Zweiter von rechts) erklärt die
Funktionsweise und Besonderheiten der Anlage

Pneumatisches Abheben der Eier von den Paletten bei der Firma Ovobest Imke Harms und ihr Mann stellen ihr
Melkhus auf dem Landwirtschafts-
betrieb Fuchsberg vor

Das Oldenburgische Staatsministerium –
zzt. Sitz einiger Landesbehörden

Braker Hafen

Impressionen von der Frühjahrstagung
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*  Hermann-Josef Thoben, Referatsleiter im Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein: Vortrag
anlässlich der Kuratoriumssitzung der Agrarsozialen Gesellschaft e.V. am 4. April 2008 in der Landwirtschaftlichen Rentenbank in Frankfurt/Main

Hermann-Josef Thoben *

Kundenorientierte und ressortübergreifende,
umfassende Politik für ländliche Räume

Ziel einer nachhaltig wirkenden Politik für die ländli-
chen Räume muss es sein, die vorhandenen Potenzi-
ale möglichst optimal zu erschließen. Vorrangig geht
es hierbei um die Kenntnisse, Erfahrungen und das
Engagement der in den ländlichen Räumen wohnen-
den Menschen. Hierzu gilt es, möglichst optimale
Rahmenbedingungen zu schaffen.

Um hierzu die richtigen regionalplanerischen und
fördertechnischen Rahmenbedingungen zu schaffen,
ist es unerlässlich, die aus der Sicht der jeweiligen
Zielgruppe wichtigen Gesichtspunkte zu kennen und
zu berücksichtigen. Für die Regionalentwicklung in
den ländlichen Räumen ist also eine konsequente
Kundenorientierung unabdingbar. Zum einen gilt es,
auch weiterhin wie bisher die Sichtweisen der Land-
wirte sowie der vor- und nachgelagerten Bereiche zu
berücksichtigen, zum anderen geht es insgesamt um
die Vielfalt der unterschiedlichsten Gruppen, von den
Landfrauen über die Landjugend, die Gewerbetreiben-
den und die Kommunen bis hin zu Vereinen und Ver-
bänden im kulturellen und sozialen Bereich. Um die
unterschiedlichsten Akteure in diesen Bereichen ken-
nen zu lernen und zu aktivieren, sind besondere pla-
nerische Methoden (z. B. moderierte Prozesse begin-
nend mit einer Ideenwerkstatt und einer daraus abge-
leiteten Aufgabenstellung) zwingend erforderlich. Hier-
bei gilt es, die jeweiligen Erfahrungen der Leit- und
Schlüsselpersonen bei der Erarbeitung und Umset-
zung entsprechender Prozesse zu berücksichtigen.

Eine wesentliche Forderung heißt also: Es gilt,
Rahmenbedingungen zu schaffen, wodurch die Be-
dürfnisse der unterschiedlichen Zielgruppen (Kunden)
in den Mittelpunkt der Überlegungen gestellt werden.
Außerdem sind planerische Grundlagen so zu gestal-
ten, dass eine möglichst kurzfristige Umsetzung un-
ter Berücksichtigung der verschiedenen Finanzie-
rungs- und Fördermöglichkeiten sichergestellt ist.

Diese Überlegungen haben in Schleswig-Holstein
dazu geführt, dass aus Anlass der neuen EU-Förder-
periode 2007-2013 unter Federführung des Ministeri-
ums für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
des Landes Schleswig-Holstein eine Arbeitsgruppe
verschiedener Akteure im ländlichen Raum gebildet
wurde, um die Erfahrungen mit integrierten ländlichen
Entwicklungskonzepten seit 1994 (in Schleswig-
Holstein LSE – Ländliche Struktur- und Entwicklungs-
analyse) sowie  im Rahmen der Gemeinschaftsinitia-
tive LEADER+ seit 2000 und des Bundesprogramms
Regionen Aktiv seit 2002 zu analysieren.

Die im Rahmen dieser Förderprogramme erzielten
Erfahrungen bei der Entwicklung und Umsetzung von
Projekten reichen von neuen Formen der Daseinsvor-
sorge (Modellprojekt MarktTreff) über größere Investi-
tionen im Kunst- und Kulturbereich, ein neues Zen-
trum für Gartenbau, vielfältige touristische Maßnah-
men, diverse Biogasanlagen und großflächige Reit-
wegenetze bis zu dem Modellprojekt Anrufbus-
system im Kreis Ostholstein.
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AktivRegionen sollen
Bürgerbeteiligung fördern

Die Vorgabe der EU-Kommission, für die neue För-
derperiode im Rahmen von ELER mindestens 5 %
der Gesamtmittel – in Schleswig-Holstein ist die Hö-
he mit ca. 238 Mio. € nahezu identisch mit der ver-
gangenen Förderperiode – nach der LEADER-Metho-
de einzusetzen, führte zu der Entscheidung, die bis-
herigen Programme der Dorf- und ländlichen Regio-
nalentwicklung bis 2009 auslaufen zu lassen und
gleichzeitig mit einem flächendeckenden neuen
Programm mit dem Titel „AktivRegion” nach der
LEADER-Methode zu starten. Dieses Programm
orientiert sich an folgenden strategischen Vorgaben:

Vorrangiges Ziel ist die Stärkung der regionalen
Wirtschaftskraft sowie die Sicherung und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen.

Außerdem hat die Sicherung der Lebensqualität
ein besonderes Gewicht.

Die Einwohnerzahlen je AktivRegion bewegen
zwischen 50 000 und 100 000.

Jede AktivRegion bildet eine rechtsfähige Organi-
sation und orientiert sich hinsichtlich der Mitglied-
schaften und der Entscheidungsebene an den
Vorgaben der LEADER-Methode.

Neben einem jährlichen Grundbudget an EU-Mit-
teln in Höhe von 250 000 bis 300 000 € stellt das
Land EU-, GAK- und Landesmittel in Höhe von ca.
7 Mio. € pro Jahr für sog. Leuchtturmprojekte, über
deren Förderung im Rahmen eines landesweiten
Qualitätswettbewerbs entschieden wird, zur
Verfügung.

Die AktivRegionen bilden gleichzeitig die Basis für
Projekte zur nachhaltigen Entwicklung der Fisch-
wirtschaftsgebiete im Rahmen des Europäischen
Fischereifonds (EFF).

Um die im Rahmen der Programmbeschreibung ver-
folgten Ziele – mehr Gemeinschaft, mehr Lebensqua-
lität und mehr Wirtschaftskraft zu erreichen – ist es
unabdingbar, die Menschen in den ländlichen Räu-
men zu noch mehr Eigeninitiative zu ermutigen und
die kreativen Kräfte durch neue Partnerschaften zu
mobilisieren, regionale Identität zu stärken und ins-
besondere innovative Ansätze möglichst optimal zu
unterstützen. Aus diesem Anlass hat das Ministerium
für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume in
der Zeit von Januar bis April 2007 alle anderen Minis-
terien mit dem Ziel, sich gemeinsam auf diese neue
Initiative AktivRegion – insbesondere unter strategi-
schen Gesichtpunkten – einzulassen, eingebunden.
Das Ergebnis dieses interministeriellen Prozesses
wurde vom Kabinett am 8. Mai 2007 zustimmend zur
Kenntnis genommen (Text im Internet: www.alr-sh.de).
Dort ist formuliert: „Ziel der Initiative ,AktivRegion’ ist
es, Regionen anzustoßen, um ihre zukünftige Ent-
wicklung ,aktiv’ im Rahmen einer privat-öffentlichen
Partnerschaft zu gestalten. Die AktivRegionen sollen
zu Plattformen der Vernetzung und Kooperation wer-
den – und damit auch zur Abstimmung von Förder-
aktivitäten der verschiedenen Ressorts.”

Die Strategie der AktivRegionen wurde in den letzen
Monaten in Veranstaltungen mit den unterschied-
lichen Bevölkerungsgruppen (z. B. Landfrauenver-
band, Bauernverband, Volkshochschulen, Industrie-
und Handelskammer, Landjugend, Gemeindetag,
Städteverband, Landkreistag, Landesnaturschutz-
verband etc.) kommuniziert. Aufgrund der breit ange-
legten Informationen und einer intensiven Einbindung
der Medien besteht landesweit ein außerordentlich
großes Interesse an der neuen Initiative AktivRegion.
Schon jetzt, also schon vor Beginn der eigentlichen
Fördertätigkeit, zeigt sich, dass durch den Aufbau
von neuen Kooperationen zwischen öffentlichen und
privaten Einrichtungen und den Aufbau von landes-
weiten und regionalen Netzwerken die Kommunikati-
on zwischen Stadt und Land und die Bereitschaft,
neue Wege (Innovation) zu beschreiten, deutlich ver-
bessert werden konnte.

„Es gilt, Rahmenbedingungen zu schaffen,
wodurch die Bedürfnisse der unterschiedlichen
Zielgruppen (Kunden) in den Mittelpunkt
der Überlegungen gestellt werden.“
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Landwirte brauchen klare Signale

Interview mit Prof. Dr. Dr. h. c. Dieter Kirschke, Fachgebiet Agrarpolitik der Berliner Humboldt-Uni-
versität und Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik beim Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, über die Brüsseler Vorschläge zum Gesundheits-
check, fehlende Klarheit in der Agrarpolitik und die Zukunft der Direktzahlungen

Herr Prof. Kirschke,  Mac-Sharry-Reform 1992,
Agenda 2000, Luxemburger Beschlüsse, jetzt deren
Gesundheitscheck – ist die europäische Agrarpolitik
auf dem richtigen Kurs?

Kirschke: Eindeutig ja. Die Europäische Union hat
1992 die Weichen in ihrer Agrarpolitik neu gestellt
und dies 2003 in Luxemburg konsequent fortgeführt.
Auch die aktuellen Vorschläge für den Gesundheits-
check gehen im Prinzip in die richtige Richtung.

Aber nur im Prinzip?

Kirschke: Die entscheidende Frage ist, was passiert
nach 2013? Genau das steht aber nicht im Gesund-
heitscheck. Die EU-Kommission hat es versäumt, die
Diskussion darüber zu eröffnen, welche Perspektiven
die Gemeinsame Agrarpolitik nach 2013 hat.

Im Mittelpunkt der Überlegungen stehen die Direkt-
zahlungen und deren „künftiges Schicksal”. Wie se-
hen Sie deren Zukunft?

Kirschke: Der Wissenschaftliche Beirat hat sich
eindeutig für einen Abbau der Direktzahlungen in der
1. Säule ausgesprochen. Die Betriebe brauchen Pla-
nungssicherheit, wie es mit den Direktzahlungen wei-
tergeht. Dazu bedarf es eines eindeutigen Ausstiegs-
signals, und zwar jetzt und nicht erst in einigen Jah-
ren. Daneben muss die Frage beantwortet werden,
wie ein sinnvoller Ausbau der 2. Säule erfolgen soll.
Darüber gibt es bislang nur vage Vorstellungen, von
einer dringend erforderlichen Neukonzeption kann je-
doch nicht einmal in Ansätzen die Rede sein.

Wie fällt vor diesem Hintergrund ihre Bewertung der
Vorschläge der Europäischen Kommission aus?

Kirschke: Sie sind richtig in den Punkten, mit de-
nen die Reform von 2003 fortgeführt wird. Sie sind
sehr unkonkret in Bezug auf die künftige Konzeption
der EU-Agrarpolitik. Sie sind in Teilen rückwärtsge-
wandt, etwa beim vorgeschlagenen Ausbau des Arti-
kels 69 der horizontalen Beihilfenverordnung und der
damit verbundenen Wiedereinführung gekoppelter
Zahlungen.
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Der Gesundheitscheck – eine neue Reform oder
nur eine Nachjustierung der Beschlüsse von 2003?

Kirschke: Meiner Einschätzung nach eine relativ
zahme Nachjustierung.

Wird die Zusage, die Agrarleitlinie bis 2013 nicht zu
reduzieren, mit dem Kommissionsvorschlag für eine
Anhebung der Modulation unterlaufen? Wird damit das
Vertrauen in die Verlässlichkeit der Politik missbraucht?

Kirschke: Nein. Die Kommission bleibt auf der
Grundlage der Beschlüsse von 2003 und schreibt in
diesem Rahmen die Reform in einigen Punkten fort.
Die vorgeschlagene höhere Modulation ist meines Er-
achtens ziemlich moderat.

Landwirte argumentieren, sie müssten sich auf Zah-
lungen verlassen können, die ihnen zugesagt wurden.
Dies scheint mir eine berechtigte Forderung zu sein.

Kirschke: Ohne Zweifel, ja. Allerdings dürfen wir
dabei nicht außer Acht lassen, dass Direktzahlungen
eingeführt wurden, um eine Absenkung staatlich fest-
gelegter Stützpreise zu kompensieren. Sie sind damit
notwendigerweise zeitlich begrenzt. Direktzahlungen
sind berechtigt, wenn es darum geht, Vertrauens-
schutz für politisch gestaltete Übergangsprozesse zu
gewährleisten. Das gilt aber nicht in alle Ewigkeit.
Gleichzeitig kommen wir nicht vorbei an der öffentli-
chen Diskussion über die neue Preisentwicklung auf
den Agrarmärkten. Die Legitimation der Direktzahlun-
gen als Kompensation für Preissenkungen steht in
solchen Zeiten, in denen die Agrarpreise sehr hoch
sind, auf schwachen Beinen. Dieser Diskussion
muss man sich stellen.

Die Europäische Union verfügt über hohe Stan-
dards im Umwelt- und Tierschutz sowie in der Le-
bensmittelsicherheit. Rechtfertigt das nicht eine
Kompensation für die europäischen Landwirte durch
Direktzahlungen?

Kirschke: Diese Argumentation erscheint mir sehr
holprig zu sein. Eine Art Grundprämie für die Bereit-
stellung öffentlicher Güter wäre weder gerechtfertigt
noch hinreichend zielgenau. Für die Honorierung sol-
cher Leistungen ist die 2. Säule prädestiniert, mit der
gezielt gesellschaftliche Leistungen der Landwirt-
schaft entgolten werden können. Es spricht nichts
dagegen, höhere Standards etwa in der Prozessge-
staltung, die für die hiesigen Landwirte mit höheren
Kosten verbunden sind, zu entlohnen, und zwar ge-
zielt über die 2. Säule. Eine generelle Prämie als
Entgelt für vermeintliche höhere Standards ist jedoch
nicht akzeptabel.

Wie lange sollte es noch Direktzahlungen in der
1. Säule geben?

Kirschke: Das ist eine politische Frage. Früher ha-
ben wir über einen Zeitraum von 15 bis 20 Jahren ge-
redet, in denen die Direktzahlungen gewährt werden
sollten. Diese Frist werden wir wohl überschreiten.
Vorschläge, wie sie zuletzt in Großbritannien geäu-
ßert wurden, die Direktzahlungen bis 2020 abzu-bau-
en, halte ich allerdings für sehr moderat.

Wird es Ihrer Einschätzung nach 2020 noch Direkt-
zahlungen geben?

Kirschke: Nein. Vorstellbar ist allenfalls eine Art
Mindestbewirtschaftungsprämie in einer Größenord-
nung von nicht mehr als 50 €/ha. Umso wichtiger ist
es, der Landwirtschaft jetzt klare politische Signale
zu geben. Dringend erforderlich ist eine eindeutige
Ansage, wie und in welchem Zeitraum der Abbau er-
folgen wird. Dafür bietet der Gesundheitscheck eine
gute Gelegenheit.

Cross Compliance spielt in der Diskussion um die
Zukunft der Direktzahlungen eine zunehmend wich-ti-
gere Rolle. Rechtfertigt Cross Compliance ein Fest-
halten an den Zahlungen?

Kirschke: Auch nach meiner Beobachtung ent-wi-
ckelt sich Cross Compliance allmählich zu einem
Legitimationsargument für Direktzahlungen. Ich halte
das für falsch. Der Beirat ist der Auffassung, dass
Cross Compliance überflüssig ist. Die Argumentation,
die Einhaltung von gesetzlichen Vorschriften nur über
ein neues Vehikel sicherstellen zu können, steht auf
äußert wackligen Beinen und scheint sehr konstru-
iert. Gesetze, deren Einhaltung nicht gewährleistet
werden kann, sollten erst gar nicht erlassen werden.

Eine in der breiten Öffentlichkeit vorgebrachte Kritik
an der GAP bezieht sich auf die ungerechte Vertei-
lung der Subventionen – 20 % der Unternehmen erhal-
ten 80 % der Zahlungen. Ist die Kritik gerechtfertigt?

Kirschke: Verteilungsgerechtigkeit in der Agrarpoli-
tik gab es noch nie. Die wird man auch nicht errei-
chen können, wenn man an einem System herum-
doktert, in dem diesem Anliegen nicht Rechnung ge-
tragen werden kann. Würde man das ernsthaft wol-
len, müsste man den Gedanken der direkten, perso-
nengebundenen Einkommenstransfers aufgreifen und
streng an der Bedürftigkeit der Betroffenen orientie-
ren. Das ist aber offensichtlich nicht gewollt. Wenn
die Perspektive ist, die Direktzahlungen im Zeitablauf
abzubauen, können wir uns diese Diskussion um
Verteilungsgerechtigkeit schenken.
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Wie beurteilen Sie vor diesem Hintergrund die Vor-
schläge der Kommission für eine progressive Modula-
tion?

Kirschke: Ich halte die Vorstellungen aus vertei-
lungspolitischer Sicht weder für gut noch für richtig.
Berechnungen in unserem Institut haben gezeigt,
dass Kürzungen in Abhängigkeit von der Betriebs-
größe gerade größere und arbeitsintensiv wirtschaf-
tende Betriebe treffen würden. Jegliche Versuche,
mehr Einkommensgerechtigkeit zu erreichen, sind
nach meiner Auffassung zum Scheitern verurteilt. An-
statt den Status Quo – die Direktzahlungen in der
1. Säule – über Änderungen an dieser oder jener
Stelle festschreiben zu wollen, sollte es darum ge-
hen, ein klares Ausstiegssignal zu geben. Dann kön-
nen wir uns alle weiteren vermeintlichen Korrekturen
an den Direktzahlungen sparen.

Sie sprechen sich für einen Ausbau der 2. Säule
aus, kritisieren aber gleichzeitig deren gegenwärtige
Ausgestaltung. Was sind aus ihrer Sicht die wesentli-
chen Defizite der ELER-Förderung?

Kirschke:  Sie ist zu landwirtschaftsorientiert in der
ersten Schwerpunktachse. Es mangelt nach wie vor
an einer sektorübergreifenden Förderung und der
räumlichen Perspektive der ländlichen Entwicklungs-
politik. Es fehlen geeignete Instrumente im Hinblick
auf künftige agrarpolitische Rahmenbedingungen,
etwa im Zusammenhang mit Risikomanagement.
Schließlich wird zu viel in Brüssel geregelt. In der
ländlichen Entwicklung muss das Subsidiaritäts-
prinzip künftig stärker zum Tragen kommen.

Die Kofinanzierung von Maßnahmen der 2. Säule
dämpft das Interesse in den Mitgliedsstaaten an ei-
nem Ausbau der ländlichen Entwicklung. In Deutsch-
land sind die Länder entschiedene Gegner einer hö-
heren Modulation mit dem Hinweis auf die engen fi-
nanziellen Spielräume. Kommt Sie dennoch zustan-
de, fließen in erheblichem Umfang zusätzliche Mittel
in die ländlichen Räume, und zwar vorrangig in die
Landwirtschaft. Gibt es dafür Bedarf?

Kirschke: Ich sehe die große Gefahr, dass immer
mehr Geld in diesen Bereich fließt, ohne dass dem
ein durchdachtes und konsistentes Konzept zugrun-
de liegt. Es ist falsch, immer mehr Geld in einen
Förderbereich zu pumpen, und dann zu sehen, was
machen wir damit. Umgekehrt wird ein Schuh draus:
Erst ein umfassendes Konzept für die ländliche Ent-
wicklung erarbeiten, dann die Finanzierung der Maß-
nahmen klären.

Wie sollte die ländliche Entwicklung künftig finan-
ziert werden, brauchen wir noch die Kofinanzierung?

Kirschke: Wir brauchen die Kofinanzierung, müs-
sen aber stärker differenzieren. Dazu ist es notwen-
dig, die Maßnahmen zu entflechten und eine jeweils
sachgerechte Finanzierung zu gewährleisten. Bei-
spielsweise müssen Maßnahmen im Rahmen von
Natura 2000 auch in Zukunft eindeutig supranational
geregelt werden. Gleichzeitig müssen größere Berei-
che der ländlichen Entwicklung auf die nationale und
regionale Ebene verlagert und dort finanziert werden.
Die Grundlage dafür müssten entsprechende Finanz-
zuweisungen aus Brüssel bilden, die je nach Maß-
nahme entsprechend differenziert sein könnten. Es
kann nicht so weitergehen, dass immer mehr Verant-
wortung und Finanzierung der ländlichen Entwicklung
auf europäischer Ebene wahrgenommen wird.

Unter welchen Bedingungen ist eine Förderung der
Landwirtschaft in Zukunft generell noch gerechtfertigt?

Kirschke: Nur dann, wenn damit gesellschaftlich
gewünschte Leistungen honoriert werden. Für solche
Zahlungen im Rahmen der ländlichen Entwicklung
sehe ich langfristig eine gute Perspektive.

Was ist mit der Förderung der Wettbewerbsfähigkeit?

Kirschke: Meiner Ansicht nach ist sie nur für einen
Übergangszeitraum gerechtfertigt, um die Betriebe
auf die Globalisierung einzustellen. Die erste Schwer-
punktachse im Rahmen von ELER ist daher nach
meinem Dafürhalten ein Auslaufmodell.

Steigende Agrarpreise lassen die Kosten für Agrar-
umweltmaßnahmen steigen. Muss der Staat reagieren?

Kirschke: Umweltschutz in der Landwirtschaft wird
angesichts der Entwicklung auf den Agrarmärkten
teurer. Wenn die Gesellschaft diese Leistungen von
der Landwirtschaft einfordert, muss sie dafür künftig
einen höheren Preis zahlen.

Neben der Konkurrenz zwischen Nahrungsmittel-
erzeugung und Umweltleistungen spielt der Anbau
von nachwachsenden Rohstoffen insbesondere für
die Erzeugung von Biokraftstoffen eine zunehmende
Rolle. Wie bewerten Sie die Biokraftstoffpolitik der
Bundesregierung und der EU?

Kirschke: Ich halte ein Festhalten an den derzeiti-
gen Ausbauzielen angesichts der Entwicklung auf
den Agrarmärkten für verantwortungslos. Biokraftstof-
fe leisten nur einen geringen Beitrag zum Klima-
schutz, und das zu vergleichsweise hohen Kosten.
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Gleichzeitig beeinflusst die Nachfrage nach Bio-
masse zur Spritherstellung jedoch in erheblichem
Umfang die Entwicklung der Nahrungsmittelpreise.

Insgesamt liegt der Anteil der Flächen, die für die
Kraftstofferzeugung genutzt werden, jedoch bei unter
3 % weltweit. Wird der Einfluss des Biosprits auf die
Nahrungsmittelpreise nicht übertrieben?

Kirschke: Keineswegs. Der Hinweis auf die gerin-
gen Flächenanteile ist nicht sachgerecht. Daraus ei-
nen nur marginalen Einfluss auf die Nahrungsmittel-
preise abzuleiten, zeugt nicht von ökonomischem
Denken. Vielmehr hängen die Märkte für unterschied-
liche Verwendungen eng zusammen. Man muss sich
das vorstellen wie kommunizierende Röhren. Nimmt
man an der einen Stelle etwas weg, macht sich das
an anderer Stelle direkt bemerkbar. Die Preise reagie-
ren unmittelbar. Die Knappheiten auf manchen Roh-
stoffmärkten sind zumindest teilweise politisch indu-
ziert. Ein Kurswechsel in der Bioenergiepolitik ist
nach meiner Überzeugung überfällig.

Brauchen wir in Zukunft noch eine Gemeinsame
Agrarpolitik und wenn ja, wozu?

Kirschke: Alles spricht dafür, dass die europäische
Landwirtschaft immer mehr global integriert wird.
Wenn das so ist, brauchen wir in der Tat die alte
Agrarpolitik nicht mehr. Was wir auch in Zukunft noch
brauchen, ist eine Honorierung öffentlicher Leistun-
gen, wie wir sie aus der 2. Säule kennen. Daneben
brauchen wir aber auch neue Instrumente, um auf
neue Herausforderungen reagieren zu können. Bei-
spielsweise geht es um rechtliche Fragen zur Siche-
rung von Marktzugängen oder auch um geeignete In-
strumente, um auf die zu erwartenden steigenden
Preisschwankungen auf den Agrarmärkten reagieren
zu können. Wir haben allen Anlass, intensiv über eine
neue Agrarpolitik jenseits der bisherigen Subventions-
politik nachzudenken.      Rainer Münch

Zwischen 1976 und 1985 studierte, promovierte und habilitierte Prof. Dr. Dr.
h. c. Dieter Kirschke, 56 Jahre, an den Universitäten Göttingen und Kiel in den
Bereichen Agrarwissenschaften und Volkswirtschaftslehre. Nach seiner Pro-
motion arbeitete er ein Jahr als Gastwissenschaftler am Economics
Department der University of California in Berkeley (USA).

Von 1985 bis 1987 war Kirschke als Länderökonom in der Generaldirektion
Entwicklung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften in Brüssel für
die Gestaltung und Durchführung länderbezogener Entwicklungszusammen-
arbeit verantwortlich.

1987 erhielt er einen Ruf an den Fachbereich Internationale Agrarentwick-
lung an der Technischen Universität Berlin mit Leitung des Fachgebiets Agrar-
politik.

Seit 1993 ist Prof. Dr. Dr. h. c. Kirschke Leiter des Fachgebiets Agrarpolitik
der Landwirtschaftlich-Gärtnerischen Fakultät an der Humboldt-Universität
zu Berlin. Seine Arbeitsschwerpunkte sind die Analyse und Bewertung von
Wirtschafts- und Agrarpolitik sowie die internationale Agrar- und Ernährungs-
politik.

Der gebürtige Niedersachse ist Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats für
Agrarpolitik beim Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz. Der aus bis zu 15 ehrenamtlichen Mitgliedern bestehende
Beirat hat im März 2008 eine Stellungnahme zur Bewertung des Gesundheits-
checks der EU erarbeitet.

Ferner ist Kirschke Ehrendoktor an der Nationalen Agraruniversität der Uk-
raine in Kiew (1999).
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1  Schriftenreihe des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Reihe A: Angewandte Wissenschaft, Heft 519:
Arbeit und Einkommen in und durch Landwirtschaft, Effekte der Zweiten Säule der Agrarpolitik am Beispiel der Region Hohenlohe – eine empirische
Analyse, Verlagsgesellschaft W.E. Weinmann mbH, Filderstadt 2007, ISBN 978-3-921262-49-8, 9,80 €, finanziert durch die Landwirtschaftliche
Rentenbank. Die Studie wurde wissenschaftlich begleitet von Prof. Dr. Reiner Doluschitz, Universität Hohenheim, Institut für landwirtschaftliche
Betriebslehre (410 C), Stuttgart

Studie über die Region Hohenlohe:

Ländliche Entwicklungsförderung
bringt Arbeit aufs Land

Die Studie „Arbeit und Einkommen in und durch Landwirtschaft” 1 betrachtet ausgewählte Betriebe
in den Landkreisen Hohenlohe und Schwäbisch Hall, deren innovative Entwicklungen den Zielen
des Bundeswettbewerbs „Regionen Aktiv – Land gestaltet Zukunft” entsprachen. Schwerpunkt-
themen des Wettbewerbs, der im Dezember 2007 endete, waren u. a. die nachhaltige Regional-
entwicklung, der Erhalt bzw. die Schaffung regionaler Wertschöpfungsketten, die Sicherung und
Schaffung neuer Arbeitsplätze und der Erhalt von Natur und Landschaft. Die regionale Entwicklungs-
politik zur Förderung einer diversifizierten Landwirtschaft erwies sich hier als effektives und verhält-
nismäßig kostengünstiges Modell zur Förderung ländlicher Regionen.

Bisher existieren zahlreiche Evaluationen zu den
Effekten der Rationalisierung und des Mengenwachs-
tums in der Landwirtschaft, die den Schluss zulas-
sen, dass die Strategie „Wachsen oder Weichen”
lediglich einzelbetrieblich gesehen in der Lage ist,
Arbeitsplätze zu erhalten, regional betrachtet jedoch
sogar Arbeitsplätze verdrängt. Angesichts globalisier-
ter und zunehmend liberalisierter Agrarmärkte und
der damit verbundenen Konzentration der verarbeiten-
den Lebensmittelindustrie auf immer weniger und lo-
gistisch zentrale Standorte, stellt sich in vielen ländli-
chen Regionen die Frage, wie den Verlusten an Ar-
beit und Einkommen entgegengewirkt werden kann.

Auf der Basis von Befragungen zur wirtschaftlichen
Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe in der Re-
gion „Hohenlohe aktiv” von 1994 bis 2005, widmen
sich Karin Seifert, Umweltstiftung Euronatur, und Dr.
Andrea Fink-Keßler, Büro für Agrar- und Regionalent-
wicklung Kassel, der Aufgabe, die Wirksamkeit der
Förderungen über die 2. Säule abzuschätzen. Der
Fokus liegt dabei speziell auf der Förderung der „drit-
ten Schwerpunktachse”, d. h. der „Diversifizierung
ländlicher Wirtschaft”, und speziell der Frage, inwie-
fern die Erhöhung betrieblicher Wertschöpfung durch
Diversifizierung bzw. Einkommenskombination in der
Lage ist, Arbeit im ländlichen Raum zu erhalten oder
gar zu schaffen.

Förderung der Diversifizierung
stärkt die Region

Die Autorinnen kommen zu dem Ergebnis, dass
eine Diversifizierung in den Bereichen Weiterverarbei-
tung und Vermarktung erhebliche wirtschaftliche Po-
tenziale birgt und zudem weitaus effektiver ist als die
auf Wachstum zielenden Direktmaßnahmen. Um die-
se Potenziale zu nutzen, bedarf es zum einen För-
dermaßnahmen, die laut Analyse sowohl landwirt-
schaftlichen Betrieben mit Diversifizierungswünschen
zugute kommen als auch dem Aus- und Aufbau regio-
naler Wertschöpfungsketten dienen. Zum anderen
wurde die Bedeutung der politischen Unterstützung
auf regionaler Ebene, die die Landwirtschaft als wich-
tigen ländlichen Wirtschaftsfaktor stärker in das Zen-
trum des Interesses rückt, deutlich. Insbesondere
die lokale Vernetzung einzelner Wirtschaftsbereiche
schafft optimale Rahmenbedingungen für die betrieb-
liche und regionale Wertschöpfung.

Diversifizierer sind vielfältig

Im Zuge der Analyse wurden die Aussagen aus 66
Betriebsbefragungen diversifizierter Betriebe zur Ent-
wicklung der Beschäftigung, der wirtschaftlichen Ent-
wicklung des Betriebes sowie zur Nutzung und Wir-
kung von Fördermitteln herangezogen. Festgestellt
werden konnte, dass viele der befragten Betriebe im
Haupterwerb geführt werden und in ihrer Flächenaus-
stattung deutlich größer als der Durchschnitt der Be-
triebe im Untersuchungsgebiet sind. Bemerkenswert
ist die Vielfalt der betrieblichen Struktur: Zahlreiche
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Höfe sind sowohl im Pflanzenbau als auch in der Tier-
haltung tätig. Alle Betriebe betreiben aktiv Landwirt-
schaft und dehnen diese z. T. sogar aus, auch wenn
sie sich neue Einkommensquellen erschlossen ha-
ben. Infolge von Diversifizierungsbemühungen haben
sich viele Familienbetriebe in Richtung einer Art Hol-
ding entwickelt, in der Tochterunternehmen die Pro-
dukte des Hofes weiterverarbeiten und vermarkten.
Zwei Drittel der Betriebe haben ihre Diversifizierungs-
bereiche aus dem landwirtschaftlichen Betrieb ausge-
lagert und in eine oder mehrere GbRs überführt. Die
Diversifizierungsaktivitäten der befragten landwirt-
schaftlichen Betriebe verteilen sich wie in der Über-
sicht zu sehen.

Die Effekte strahlen auf die gesamte Region aus,
denn auch die zuliefernden Betriebe, die Handwerker
und Abnehmer, erhalten zusätzliche Aufträge. Zur
Arbeitsplatzentwicklung konstatiert die Studie einen
überwiegend positiven Trend. In den befragten Betrie-
ben wurden 36 neue Stellen geschaffen, davon 17

Vollzeitstellen. Zudem profitieren rund 160 Personen
und 44 Saisonarbeitskräfte im Rahmen von Teilzeit-
stellen und Aushilfsarbeiten. Die Zahl der Beschäftig-
ten ist von durchschnittlich 2,46 Arbeitskräften auf 3,0
Arbeitskräfte pro Betrieb gestiegen. Insgesamt wei-
sen die Ergebnisse auf eine Betriebsstabilisierung
durch die Diversifizierung hin, zwei Drittel der Be-
triebsleiter beurteilen ihre Diversifizierungsbereiche
als wirtschaftlich erfolgreich. Vor allem Maßnahmen
zur Weiterverarbeitung eigener Produkte in Kombina-
tion mit Direktvermarktung bieten nachhaltige Poten-
ziale zur Wirtschafts- und Beschäftigungsentwick-
lung. Qualität ist das entscheidende Merkmal dafür,
dass die Produkte sich auf dem heimischen Markt
etablieren. Zu den wichtigsten Erfolgsfaktoren zählen
zudem die Managementqualitäten und -qualifikationen
der Betriebsleiter, denn Marktentwicklungen müssen
realistisch eingeschätzt und zur Entwicklung des Be-
triebes genutzt werden. Die Studie mahnt daher auch zu
Investitionen „in Köpfe und Ideen”, im Vordergrund ste-
hen allerdings die wirtschaftlichen Entwicklungshilfen.

Direktver-
marktung
(DV)

17

20,2 %

Weiterver-
arbeitung
(WV)

3

3,6 %

WV
und DV

31

36,9 %

Agrotou-
rismus

11

13,1 %

Landwirt-
schaftsnahe
Dienstleistung

9

10,7 %

Energie

13

15,5 %

Gesamt

84

100 %

Anzahl
Betriebe

Anteile

Übersicht: Diversifizierungsaktivitäten

Manche Betriebe konnten bis zu drei Bereichen zugeordnet werden, deshalb liegt die Gesamtsumme der
Diversifizierungsaktivitäten (84) deutlich über der Zahl der befragten Höfe (66).

Regionale Produkte auf einem Markt Kinder erleben die Landwirtschaft auf dem Bauernhof –
eine erfolgreiche Diversifizierungsform für Landwirte
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Kleine Fördersummen mit großer Wirkung

Drei Viertel der Betriebe hatten in den vergangenen
zwölf Monaten Fördermittel für ihre Investitionen er-
halten, wobei die Hälfte der in Anspruch genomme-
nen Fördermaßnahmen speziell der Diversifizierung
diente, etwa für den Bau von Schlachträumen, Käse-
reien, Ferienwohnungen und Biogasanlagen. Vorran-
gig wurden kleine Investitionsbeihilfen in Anspruch ge-
nommen, denn die Entwicklung eines Betriebszwei-
ges lässt sich nur schrittweise im Einklang mit der
Marktentwicklung vollziehen. Eine direkte Förderung
der Diversifizierungsmaßnahmen erfolgte hauptsächlich
über das Agrarinvestitionsförderungsprogramm (AFP).

Als Ideengeber und Pfadfinder für neue Wege in der
Regionalentwicklung wirken die seit 1994 in ausge-
wählten Gemeinden angebotenen LEADER-Program-
me. Der mit LEADER begonnene Ansatz einer eigen-
ständigen Regionalentwicklung wurde durch das Pro-
jekt „Regionen Aktiv” erfolgreich fortgesetzt, wobei die
beiden Landkreise Hohenlohe und Schwäbisch Hall
zur Modellregion „Hohenlohe aktiv” zusammengefasst
wurden. Im Rahmen des Projektes wurde erstmalig
das Subsidiaritätsprinzip in der Mittelverwaltung ver-
wirklicht. Durch die eigenständige regionale Budget-
verwaltung und -vergabe und den damit vollzogenen
Paradigmenwechsel in der Förderung wurden wichti-
ge Impulse für die Regionalentwicklung gesetzt.

Die Untersuchung der Jahre 1994 bis 2005 ergibt,
dass öffentliche Mittel in Höhe von rund 600 Mio. € in
den Agrarsektor der beiden Landkreise investiert wur-
den. Knapp 80 % der Mittel gingen in Form von direk-

ten, produktions-, tier- oder umweltbezogenen Zah-
lungen an die Landwirte, die restlichen 20 % wurden
in Form von Investitionsbeihilfen und anderen Maß-
nahmen gezahlt. Nur ein Bruchteil dieser Summe
wurde für Diversifizierungsförderungen ausgegeben.
So flossen laut Seifert und Fink-Keßler nur 1,9 % der
AFP-Mittel, d. h. 0,85 Mio. € von insgesamt 44,9 Mio. €,
gezielt in spezielle Diversifizierungsaktivitäten. Bezo-
gen auf die gesamten Mittel der 2. Säule wurden im
Untersuchungsraum maximal 4,5 % für Diversifizie-
rungsaktivitäten verwendet.

Trotz des geringen Anteils an Fördermitteln für
Diversifizierungsmaßnahmen geht gerade von diesen
Maßnahmen eine hohe ökonomische und strukturelle
Wirkung aus. So konnten nicht nur betrieblich, son-
dern auch regional gesehen neue Einkommenspoten-
ziale erschlossen und damit Arbeitsplätze geschaffen
werden. Nachhaltigkeit und strukturelle Wirkung gel-
ten als Indikatoren für die Legitimation von Förder-
maßnahmen – die Untersuchung zeigt, dass beide
Voraussetzungen erfüllt sind. Die untersuchten Be-
triebe haben nicht nur in hohem Maße Arbeitsplätze
erhalten und neu geschaffen und somit eine deutlich
positive Wirkung auf die Agrarstruktur aufzuweisen,
sie sind auch in besonderem Maße zukunftsfähig. So
hat der Großteil der untersuchten Betriebe keine
Nachwuchssorgen, mehr als nur einmal sind ein oder
mehrere Kinder in den Betrieb eingestiegen oder
äußerten den Wunsch, dies zu tun.

Damit der erfolgreich eingeschlagene Weg fortge-
setzt werden kann, muss die Förderpolitik den Betrie-
ben angepasst werden und nicht umgekehrt, empfeh-
len die Gutachterinnen. Die Konzentration der künfti-
gen Agrarinvestitionsförderung auf Beihilfen für reines
Betriebswachstum könne nicht nur für die ohnehin vieh-
starke Region problematisch werden, sondern schaffe
auch keine zusätzliche Arbeit. Die Förderpolitik sollte
sich daher auf das schrittweise Wachstum derjenigen
Betriebe einstellen, die eigenständig neue Märkte
aufbauten. Die Studie zeigt, dass hierzu keine gro-
ßen Finanztöpfe notwendig sind. Investiert werden
muss in Ideen, kleine Maßnahmen und in den weite-
ren Aufbau regionaler und qualitätsorientierter Wert-
schöpfungsketten.      tc

Weitere Informationen zur Region
„Hohenlohe aktiv”:
Melanie Schlebach
WFG Schwäbisch Hall mbH
Regionalmanagement mit LandFrauenService
Wolpertshausen
Tel. (07904) 94 21 46
Melanie.Schlebach@ez.wfgsha.de
www.hohenloheaktiv.de

Besuch der EU-Kommissarin Mariann Fischer Boel in der Dorfkäserei
Geifertshofen anlässlich der Vorstellung dieser Studie
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Mit der Gründung des Vereins „Bestes Bio – Fair für
alle” im Februar 2008 haben Unternehmen aus der
Bio-Lebensmittelbranche eine bundesweite Initiative
gestartet. Den Grundstein legte die Upländer Bauern-
molkerei mit ihrer Erzeuger-fair-Milch. Dass die Ver-
braucher die faire Milch trotz Preisaufschlag gekauft
hätten, habe gezeigt, dass Fairness funktionieren
könne, so die 1. Vorsitzende des Vereins, Karin
Artzt-Steinbrink, Geschäftsführerin der Upländer Bau-
ernmolkerei. Das Ziel des Vereins sei es, möglichst
viele Menschen davon zu überzeugen, dass „Bio”
mehr als nur eine Anbauform sei. In der Bio-Branche
gebe es erfolgreiche Unternehmen, die nicht nur auf
anonyme Massenproduktion setzten, sondern die ori-
ginären Werte, auf deren Grundlage sich die Biobe-
wegung entwickelt habe, in den Mittelpunkt stellten.

Um ihre Glaubwürdigkeit unter Beweis zu stellen,
wollen sich die neun Gründungs-Unternehmen von ei-
ner unabhängigen Kontrollstelle überprüfen lassen, an
einem Umsetzungskonzept wird derzeit noch gear-
beitet. Die Grundsätze des Vereins lassen sich wie
folgt zusammenfassen:

fairer wirtschaftlicher Umgang entlang der
Wertschöpfungskette vom Acker bis zum Teller

transparente und überprüfbare Herkunft
der Rohstoffe

hochwertige, genussvolle und gesunde
Lebensmittel erzeugen und beständig
Qualitätskontrollen durchführen

Anwendung und Weiterentwicklung von
Produktionsweisen, die dem Umwelt- und
Klimaschutz nützen

Ablehnung von Gentechnik in der Land-
und Lebensmittelwirtschaft

Sozial- und Umweltengagement im eigenen
Betrieb und in der Region.

Zertifizierte Mitglieder des Vereins können das La-
bel „Bestes Bio – Fair für alle” verwenden. Die Ware
ist in Naturkostfachgeschäften, Bio-Supermärkten,
über Direktvermarkter oder im konventionellen
Lebensmitteleinzelhandel mit Qualitätsausrichtung
erhältlich. Alle Unternehmen der Bio-Lebensmittel-
branche, die sich an die Richtlinien der anerkannten
Bio-Anbauverbände halten, sowie gesellschaftliche
Gruppen oder Einzelpersonen, die hinter den Prinzipi-
en des Vereins stehen, sind als Mitglieder willkom-
men.      ro

Weitere Informationen unter:
Bestes Bio – Fair für alle
Dr. Anke Schekahn
Tel. (0561)  70 16 59 - 41
info@biofairverein.de
www.biofairverein.de

Verein „Bestes Bio – Fair für alle” gegründet

Faire Preise für Milchbauern
Im Januar 2005 startete die Upländer Bauernmol-

kerei die Initiative „Erzeuger-fair Milch” im regionalen
Naturkostfachhandel. Diese beinhaltete, dass die
Verbraucher 5 Cent mehr pro Liter Milch zu bezahlen
hatten. Bei den Verbrauchern kam das Projekt so gut
an, dass sich der Absatz der Bio-Frischmilch deutlich
erhöhte. Ab Oktober 2006 wurde das Projekt auf ganz
Deutschland ausgedehnt und nach Abstimmung mit
allen Handelspartnern bezieht sich die Preisan-
passung nun auf alle Produkte der Bauernmolkerei.

Der an die Landwirte ausgezahlte Milchpreis beträgt
aktuell 50 Cent pro Liter Bio-Milch. Damit wird nicht
nur die Existenz der bestehenden Milch-Lieferanten
gesichert, sondern auch die Voraussetzung geschaf-
fen, dass diejenigen Bauern, die zukünftig auf „Bio”

umstellen möchten, wirtschaftlich die Möglichkeit
dazu erhalten. Der Ladenverkaufspreis für die Bio-
Milch setzt sich aus den Einkommensanteilen der
Beteiligten, die am gesamten Produktionsprozess
beteiligt sind, zusammen. So haben die Biolandwirte
für die tägliche Fütterung, die Pflege und das Melken
ihrer Kühe sowie zur Aufbewahrung der Milch, bis die-
se durch die Molkereien abgeholt wird, einen Betrag
von ca. 40 Cent zu decken. Die Molkerei benötigt für
die Verarbeitung und Verpackung ca. 23 Cent. Der
Einkommensanteil, der auf den Handel entfällt, be-
läuft sich auf ca. 11 Cent pro Liter Bio-Milch und 7 %
Mehrwertsteuer werden an den Staat abgeführt.      ro

Kontakt:
Upländer Bauernmolkerei GmbH, Willingen-Usseln,
Tel. (05632) 94 86 - 0, www.bauernmolkerei.de
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Auf mehr als 13 % der Ackerfläche Deutschlands werden inzwischen nachwachsende Rohstoffe
angebaut. Dass nicht jede Form der Produktion und Nutzung von Biomasse energetisch effektiv und
umweltverträglich ist, wurde in den letzten zwei Jahren mehr und mehr zum Thema der politischen
Auseinandersetzung. Notwendig ist die Entwicklung eines nachhaltigen Energiepflanzenanbaus mit
der Definition einer „guten fachlichen Praxis“ und dem Nachweis von Gesamtökobilanzen für die
unterschiedlichen Bereitstellungsformen von Bioenergie. Über Schwerpunkte in abgeschlossenen
und laufenden Forschungsprojekten zur Biomasseerzeugung informiert eine Internetrecherche des
Büros für Bodenschutz und Ökologische Agrarkultur.

Neue Bewertung des Biomasseanbaus

Sowohl die Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) als auch ihre
Schwesterorganisation, die Europäische Energie
Agentur (EEA), wiesen in verschiedenen Studien
2007 darauf hin, dass der Energieeinsatz zur Herstel-
lung von Mineraldünger und die berechneten Lach-
gasemissionen1 eine Produktion von Biomasse zur
Kraftstoffproduktion eher klimaschädlich erscheinen
lassen2. In Deutschland spricht sich das Sondergut-
achten des Sachverständigenrates für Umweltfragen
„Klimaschutz durch Biomasse“ sowie das Gutachten
des wissenschaftlichen Beirates beim Bundesminis-
terium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz3 in der gleichen Richtung aus. Im Sondergut-
achten heißt es:

„Die Landwirtschaft ist in Deutschland grundsätzlich
eine der wichtigsten Verursacher der Beeinträchtigun-
gen von Boden, Wasser, Arten und Biotopen, sodass
ohnehin dringender Handlungsbedarf zur Reduktion
der landwirtschaftlichen Umweltbelastungen besteht.
Derzeit deuten sich durch die rasante Zunahme des
Energiepflanzenanbaus jedoch gegenteilige Effekte
an: Die Gefahren für den Naturhaushalt liegen dabei
nur zum Teil in besonders umweltschädigenden Qua-
litäten neuartiger Anbauformen. Viel stärker ins Ge-
wicht fällt derzeit die flächenhafte Zunahme von risi-
koreichen, das heißt umweltgefährdenden Kulturen
wie zum Beispiel Raps oder Mais.“

*  Dr. Andrea Beste, Büro für Bodenschutz und Ökologische Agrarkultur (BBÖA), Mainz, Tel. 06131/63 99 01, Fax: 0180-50 60 33 69 69 30,
gesunde-erde@t-online.de, www.gesunde-erde.net.
Miriam Becker, M. Sc. Gartenbauwiss., absolvierte im Rahmen ihres Studiums der Ökologischen Agrarwissenschaften vom 1.12.2007 – 1.2.2008
ein Praktikum im BBÖA, dessen Hauptinhalt die Internetrecherche zur Biomasseforschung war. Kontakt: Miriam.Becker@gmx.net

Dr. Andrea Beste, Miriam Becker *

Energiepflanzenanbau:

Forschungsansätze klammern
Nachhaltigkeit bisher aus

Dies bedeutet, dass nicht nur die Kraftstoffproduk-
tion durch Biomasse, sondern auch der sich überwie-
gend für die Biogasproduktion ausbreitende Anbau in-
tensiver Kulturen – v. a. von Mais – in der aktuell ange-
wandten Praxis eine negative Entwicklung für die Öko-
bilanz unserer landwirtschaftlichen Nutzung bedeutet.

Biomasseforschung auf den Prüfstand

Da es eine Datensammlung zu sämtlichen abge-
schlossenen und laufenden Forschungsprojekten im
Energiepflanzenanbau bisher nicht gab, wurde Ende
2007 eine Internetrecherche zu Forschungsprojekten
im Bereich energetische Biomassenutzung in
Deutschland durchgeführt. Hierbei handelt es sich um
eine Stichprobenrecherche, die kein vollständiges Ab-
bild der Forschungsaktivitäten in diesem Bereich zei-
gen kann. Es lassen sich jedoch vorrangig behandel-
te Forschungsfragen einordnen und Schwerpunkte
darstellen.

Die Zahl der ermittelten Forschungsprojekte betrug
75. Von diesen waren 36 zwischen 1996 und 2007
abgeschlossen, 39 werden aktuell noch bearbeitet.
Einige beinhalten Unterprojekte oder sind ihrerseits
Teil von Projektnetzwerken. Der überwiegende Teil
wurde oder wird öffentlich gefördert.

Die Ausrichtung auf bestimmte Energieträger zeigt
einen eindeutigen Schwerpunkt bei Biogas aus Nach-
wachsenden Rohstoffen (67 %) gefolgt von Biodiesel

1  Lachgas ist 300 mal klimawirksamer als CO2 und stammt in Europa überwiegend aus landwirtschaftlicher Nutzung.
2  OECD/ITF (2008): BIOFUELS: LINKING SUPPORT TO PERFORMANCE
3  Wissenschaftlicher Beirat Agrarpolitik beim Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (2007):

„Nutzung von Biomasse zur Energiegewinnung – Empfehlungen an die Politik“
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(14 %) und Ethanol (13 %). BtL (Kraftstoff, der aus
Biomasse synthetisiert wird) ist kaum vertreten. Dies
und der – relativ gesehen – geringe Anteil an For-
schungsprojekten zu Biodiesel und Ethanol geht auf
einen deutlich größeren Anteil an privater Forschung
in diesen Bereichen zurück, die nicht im Internet prä-
sentiert wird.

In den recherchierten Projekten wurden/werden fol-
gende Forschungsfragen behandelt: Ertrag und Ener-
gieausbeute, Fruchtfolgen, CO2-/Energiebilanzen, Hu-
mushaushalt, Nachhaltigkeit, Wasserschutz, Poten-
ziale Deutschland, Düngeeigenschaften/Qualität Gär-
reste, Boden/ Nährstoffversorgung/Erosion, Daten-
sammlung und Ökolandbau.

Bei den aktuell laufenden Projekten standen die
Forschungsfragen Ertrag und Energieausbeute mit
58 % mit Abstand am häufigsten im Mittelpunkt
(s. Grafik), gefolgt von Fruchtfolgen (16 %) und Nach-
haltigkeit (ohne genauere Definition, knapp 13 % –
hier sind CO2- bzw. Energiebilanzen nicht erwähnt).
Alle anderen Forschungsfragen erreichen kaum mehr
als 3 %. Die Themen CO2- oder Energiebilanzen,
Humushaushalt oder Ökolandbau sind sogar noch
deutlich seltener vertreten (jeweils zu 1,6 %). Was –
aus Sicht des Bodenschutzes – besonders ins Auge
fällt, ist der enorm hohe Anteil an Forschungsprojek-
ten zur Nutzung von Biogas (67 %), dem nur 3,2 %
Forschungsprojekte mit Fragen zu Düngeeigenschaf-
ten und Qualität von Gärresten gegenüber stehen.
Das bedeutet, nur in etwa einem Zehntel der Biogas-
forschung sind die Düngeeigenschaften oder die Qua-
lität der Gärreste ein Thema. Zu Humushaushalt oder

Nährstoffhaushalt/Erosion wird – so scheint es nach
dieser Stichprobenrecherche – noch weit seltener ge-
forscht.

Fazit

Der ermittelte Querschnitt durch die im Internet zu-
gänglichen Forschungsthemen zeigt einen hohen pro-
zentualen Anteil der Kraftstoffproduktion, obwohl die
Energiebilanz in diesem Bereich fraglich ist. Die Zu-
nahme an Forschungsfragen im Bereich Fruchtfolgen
ist zu begrüßen, auch wenn das Thema Fruchtfolgen
bei genauerem Hinsehen häufig nur die Steigerung
der Energieausbeute mit neuartigen Energiepflanzen
und nicht die Erhöhung der Artenvielfalt mittels Zwi-
schenfruchtbau oder die Erweiterung der Fruchtfolgen
beinhaltet. Bei der Biogasforschung, dem weitaus
größten Anteil der Forschungsprojekte, fehlt eine Be-
rücksichtigung der Qualität der Gärreste unter hygie-
nischen Gesichtspunkten und im Hinblick auf einen
ausgewogenen Humushaushalt (s. Kasten). CO2- und
Energiebilanzen spielen eine zu geringe Rolle in der
aktuellen Forschung. Projekte zur Erforschung von
Gesamt-Ökobilanzen wurden unter den recherchier-
ten Projekten nicht gefunden. Grundsätzlich können
sowohl Nahrungsmittel als auch nachwachsende
Rohstoffe umweltschädlich oder nachhaltig angebaut
werden. Von vielen Umweltverbänden wird daher ge-
fordert, eine eindeutige Definition einer „guten fachli-
chen Praxis“ festzuschreiben, die grundsätzlich eine
nachhaltige landwirtschaftliche Produktion sichert,
unabhängig davon, ob nachwachsende Rohstoffe oder
Nahrungsmittel zum Anbau kommen. Diese Forde-
rung kann nur unterstützt werden.

4  GUTSER, R.; EBERTSEDER, TH. (2006): Die Nährstoffe in Wirtschafts- und Sekundärrohstoffdüngern – ein unterschätztes Potential im Stoffkreislauf land-
wirtschaftlicher Betriebe. In KTBL (Hg.): Verwertung von Wirtschafts- und Sekundärrohstoffdüngern in der Landwirtschaft. Nutzen und Risiken. = KTBL 444

Biogasforschung vernachlässigt die Wirkung
der Gärreste auf den Boden

Biogasgülle hat eine geringere Humusreproduktionsleistung als her-
kömmliche Gülle. Durch die Gärung wird der Kohlenstoff-Gehalt redu-
ziert und der Gehalt an nicht organisch gebundenem Stickstoff erhöht.
Ausschließlich mit Gülle kann daher kein Humusersatz geleistet wer-
den (dies ist auf Dauer auch bei nicht vergorener Gülle fraglich). Da
vergorene Gülle noch mehr schnell verfügbaren Stickstoff und noch
weniger verfügbares C (kaum verfügbare Ligninverbindungen) als un-
vergorene Gülle enthält, trägt sie darüber hinaus in noch geringerem
Maße zu einer Ernährung der Bodenmikroorganismen bei. GUTSER/
EBERTSEDER kommen daher in ihren Studien zu dem Schluss, dass
eine reine Düngung mit Fermentationsrückständen für eine Energie-
pflanzenfruchtfolge nicht ausreicht. Ein optimaler N-Einsatz führt hier
zu Humusabbau4. Bisher werden diese Tatsachen in Wissenschaft
und Praxis kaum thematisiert. Im Gegenteil, in vielen Publikationen wird
betont, vergorene Gülle habe „verbesserte“ Düngeeigenschaften5,
was zumindest als einseitige Aussage (und zwar nur im Hinblick auf
den Ertrag) bezeichnet werden muss. Auch das hygienische Problem
krankheitserregender Clostridien in den Gärresten (Clostridium
botulinum) wird nicht in der Forschung behandelt.

Forschungsschwerpunkte in Prozent:

5  Z. B. FNR (2005): Biokraftstoffe. Pflanzen, Rohstoffe, Produkte. Gülzow
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Landwirtschaft in der Republik Moldau –
Entwicklung durch Ökolandbau?

Die Republik Moldau (Moldawien), zwischen Rumänien und der Ukraine gelegen, ist etwa so groß wie
Baden-Württemberg. Von den ca. drei Mio. Einwohnern leben mehr als die Hälfte in ländlichen Ge-
meinden, 40 % der Moldauer sind im Agrarsektor beschäftigt. Dieser ist der bedeutendste Erwerbssek-
tor des Landes: zwei Drittel aller exportierten Waren stammen aus dem Agrar- und Lebensmittelsek-
tor. Seit der politischen Unabhängigkeit von der Sowjetunion steckt die Landwirtschaft in einer Krise –
ihre Produktivität liegt nur noch bei 60 % des Niveaus von 1989. Nun sieht das Landwirtschafts-
ministerium in der ökologischen Landwirtschaft eine Strategie für nachhaltiges Wachstum. Es hat sich
zum Ziel gesetzt, die ökologisch bewirtschaftete Fläche bis 2015 von momentan 11 695 ha (0,5 % der
landwirtschaftlichen Nutzfläche Moldaus) auf mindestens 31 000 ha auszuweiten.

„ … Anders als beim westlichen Nachbarn Rumänien,
der zum Januar 2007 Mitglied der Europäischen Union
wurde, ist die Situation in Moldau sicherlich deswegen
so faszinierend, weil hier der Umbauprozess von einer
ehemaligen Sowjetrepublik hin zu einem unabhängi-
gen, europäischen Staat noch relativ ziellos, aber le-
bendig verläuft.”… (Michael Wiersing Sudau, Chiº inãu,
deutscher Autor und Journalist mit Sitz in Moldau)

Von der reichsten Sowjetrepublik
zum ärmsten Land Europas

Moldau war 1991 als Land mit „mittlerem Einkom-
mensniveau” in die Selbständigkeit aufgebrochen. Es
war als „der Obst- und Gemüsegarten der Sowjet-
union” bekannt. Mit hohem Einsatz von Kunstdünger
und Pestiziden wurde in dem Land mit einem bedeu-
tenden Anteil an Schwarzerdeböden intensiver Wein-,
Obst- und Gemüsebau durch große Kooperativen be-
trieben. Die Produkte wurden hauptsächlich an die
anderen Sowjetrepubliken geliefert. Nach Erlangung
der Unabhängigkeit brach die Versorgung mit den
günstigen Agrarchemikalien zusammen, die Erträge
gingen rapide zurück. Auch die ehemalige Kund-
schaft brach zum Teil weg, da diese nun Zugang zu
Produkten aus Westeuropa und der ganzen Welt hat.

Eine Bodenreform verhinderte ein schlimmeres Aus-
maß der Armut auf dem Lande während der Jahre
nach der russischen Finanzkrise 1998, die für Moldau
den wirtschaftlichen Tiefpunkt bedeuteten. 1999 leb-
ten über 70 % der Bevölkerung unter der Armutsgren-

Lutz Mammel und Jens Treffner *

ze, 2005 waren es noch ca. 30 %. Während der An-
teil der Armen in großen Städten bei 15 % lag, waren
es auf dem Land immer noch 43 %.

Bodenreform und Konsolidierung

Über 390 000 Kleinbauern und ländliche Haushalte
mit einer Durchschnittsgröße von 1,6 ha bearbeiten
knapp die Hälfte der landwirtschaftlichen Nutzfläche.
Der Rest wird von Großbetrieben mit durchschnittlich
600 ha bewirtschaftet. Dies ist das Resultat der Bo-
denreform, die seit Mitte der 1990er Jahre durchge-
führt wurde. Im Zuge der Privatisierung wurden die
Flächen der meisten Kooperativen unter der Landbe-
völkerung aufgeteilt. Jede Familie bekam 1 - 2 ha, die
auf mehrere, meist nur wenige Ar große Flächen ver-
teilt sind. Mehr als 80 % der Landesfläche sind seit-
dem privatisiert. Während nur wenige Staatsbetriebe
der Privatisierung entgingen, steigt inzwischen die
Zahl der privaten Großbetriebe kontinuierlich. Diese
pachten ihre Flächen oft von mehreren Hundert Besit-
zern. Erst in jüngster Zeit kaufen mittlere und große
Betriebe auch Land auf, denn bisher hatten nur die
wenigsten Geld für Investitionen zur Verfügung. Die
Regierung würde diesen Prozess der „Konsolidierung”
gern schneller vorantreiben, weil sie dadurch eine Er-
höhung der Produktivität erwartet. Allerdings würde
sich auch das Problem der ländlichen Arbeitslosig-
keit verschärfen, der die Moldauer sprichwörtlich aus
dem Weg gehen, indem sie in großer Zahl (fast eine
Million seit 1991) zum Arbeiten temporär oder für
immer ins Ausland gehen. Daneben zogen Zehntau-

*  Lutz Mammel studierte an der Uni Kassel Ökologische Agrarwissenschaften. Im Mai 2008 hat er seine Bsc.-Arbeit zum Thema „Ländliche Entwick-
lung und Ökolandbau in der Republik Moldau” abgegeben. Er ist Mitglied von EkoConnect – Internationales Zentrum für Ökologischen Landbau
Mittel- und Osteuropas e.V., Dresden, www.ekoconnect.org, lucianma@web.de.
Jens Treffner studiert an der Uni Hohenheim Agrarwissenschaften. Gemeinsam waren beide Autoren von August bis Oktober 2007 im Rahmen
eines ASA (Akademischer Studentenaustausch)-Projektes (www.asa-programm.de) in der Republik Moldau.
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sende in die Hauptstadt Chiº inãu (sprich Kischinäu,
700 000 Einwohner), das einzige große Zentrum des
Landes.

Extreme Stadt-Land-Gegensätze

Während Chiº inãu sich für den westlichen Besu-
cher augenscheinlich nicht von anderen süd- oder
osteuropäischen Hauptstädten unterscheidet, beginnt
hinter den Stadtgrenzen eine andere Welt. In dieser
halten sich Mitarbeiter internationaler Organisationen
oder Botschaften selten länger auf. Fließend Wasser
gibt es nur in den wenigen Dörfern, laut Umweltminis-
terium versorgen sich noch 60 % der moldawischen
Bevölkerung aus privaten Brunnen. Diese Ziehbrun-
nen, die man auf fast jedem Hof antrifft, sind ein prä-
gendes dörfliches Element neben den kleinen, einstö-
ckigen, meist aus Lehmziegeln gebauten Bauernhäu-
sern. Auf den Dorfstraßen sind oft mehr Pferdege-
spanne als Autos unterwegs. Diese Szenen erwe-
cken den Anschein einer heilen, ländlichen Idylle, die
hier am Rande Europas überlebt hat. Für die Mol-
dauer sind die Pferde aber in Zeiten unfreiwilliger Ar-
mut nur die momentan günstigere Alternative für Zug-
und Transportzwecke. Sie erinnern gerne an die gu-
ten Jahre in der Sowjetunion, als ihnen intensiver und
hochtechnisierter Acker-, Obst- und Weinbau be-
scheidenen Wohlstand gebracht hatte. Wer heute
Kleinbauer ist, war früher vielleicht einmal Brigadier
im Weinkombinat oder Maschinist auf der Kolchose.

Hauptprobleme der Moldauer
Landwirtschaft

Der geringe Einsatz von Kunstdüngern und Pestizi-
den ist ein Grund dafür, dass das Produktionsniveau
der Landwirtschaft 2006 erst wieder 60 % der Produk-
tion von 1989 erreicht hat. Gravierender hat sich aber
noch der Rückgang der organischen Düngung mit
Stallmist auf die Erträge ausgewirkt. Wegen der Auf-
lösung der Staatsbetriebe ging die Viehhaltung nicht
nur drastisch zurück, durch vermehrte Weidehaltung
kommt auch weniger Mist vom Stall auf den Acker.
Einen nicht unerheblichen Anteil an Missernten hat-
ten auch die Klimaverhältnisse. Seit 1998 gab es
kein Jahr ohne Schäden durch Trockenheit oder
Frost.

Das wahrscheinlich größte Problem der Moldauer
Landwirtschaft liegt aber in der Ausbildung und Be-
ratung der Bauern. Nur wenige haben eine landwirt-
schaftliche Ausbildung, viele sind ehemalige Indus-
triearbeiter. Die ehemaligen Kolchosen-Arbeiter sind
nur Fachleute auf einem Spezialgebiet. Als Traktorist
oder Melker hatten sie die Anweisungen der Kolcho-
senleiter umgesetzt. Die selbstständigen Bauern
müssen nun alle Entscheidungen, sowohl im Acker-
bau und der Viehzucht als auch bei der Vermarktung
ihrer Produkte, selbst treffen.

Wenn die Ersatzteile und der Treibstoff für den Traktor zu teuer sind,
wird das Pferd wieder genutzt. Hof in Þiganeº ti, Zentral-Moldau.

Bauern bei der Maisernte 2007 in der Nähe von Oneº ti, Zentral-
Moldau. Der Körnerertrag betrug nach mehrmonatiger Trockenheit
nur ca. 20 % durchschnittlicher Jahre.
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Produktivitätssteigerung
durch nachhaltige Landwirtschaft

Nachhaltige Bewirtschaftung ohne teure, „externe
Inputs” ist komplex und erfordert viel Wissen. Eine
Moldauer Nichtregierungsorganisation, die dies schon
früh erkannt hat, ist BIOS mit Sitz in Chiº inãu, für
die hauptsächlich umweltbewusste Wissenschaftler
arbeiten. Sie führten seit 1993 viele Projekte mit Un-
terstützung ausländischer Geldgeber wie der nieder-
ländischen CORDAID und der US-amerikanischen
USAID durch. BIOS richtete in drei Dörfern „Bildungs-
zentren für nachhaltige Landwirtschaft” ein und ver-
anstaltete unzählige Informationstage für Bauern in
ganz Moldau. Zum Erfolg der Aktivitäten seit fast 15
Jahren ist Valentin Ciubotaru, Geschäftsführer von
BIOS, geteilter Meinung. Einerseits würden inzwi-
schen viele Kleinbauern, die ihre Veranstaltungen be-
sucht hatten, Futterleguminosen in ihre Fruchtfolge
integrieren, Heckenstreifen gegen Winderosion pflan-
zen und auch den Stallmist auf die Felder ausbrin-
gen, anstatt ihn nur wild zu deponieren. Andererseits
würden viele nicht an die Wirksamkeit solcher Maß-
nahmen glauben, bevor sie nicht erfolgreiche Vorbil-
der in der Nachbarschaft sehen könnten. Ciubotaru
würde ein Netz von „Pilot-Höfen”, die nachhaltig be-
wirtschaftet werden, begrüßen. Die schon existie-
renden zertifiziert ökologisch wirtschaftenden Höfe
würden diese Funktion nicht erfüllen, da sie nicht am
Informationsaustausch interessiert wären.

Öko-Landwirtschaft „von oben”

Forschung im Öko-Landbau gibt es in Moldau schon
seit langem, und zwar in Form der Langzeit-Frucht-
folgeversuche von Dr. Boris Boincean, Direktor des
Saatgutzuchtinstitutes „Selectia” in Bãlþi, der zweit-
größten Stadt des Landes. Auf ca. 30 ha der 1 700 ha
Institutsfläche forscht er seit 1982 an dem Einfluss
ökologischer Bewirtschaftung auf Humusgehalt,
Nährstoffhaushalt und Erträge. Boincean hat auf den
Äckern des Institutes Hecken und Baumreihen ge-
pflanzt, die bei Trockenheit zu einem günstigeren Mi-
kroklima beitragen. Als 2007 nach fünf Monaten fast
ohne Regen 50-60 % der Moldauer Weizenernte aus-
fielen, drosch Boincean immer noch gute 50 dt/ha.
Durch jahrelangen Humuserhalt und -aufbau war das
Wasserhaltevermögen seiner Schwarzerdeböden um
ein Vielfaches höher als der Landesdurchschnitt.

Ende der 1990er Jahre ergriff das Landwirtschafts-
ministerium in Zusammenarbeit mit dem internatio-
nalen Zertifizierer SGS (Société Générale de Surveil-
lance) die Initiative, um ökologische Landwirtschaft
nach international anerkannten Richtlinien einzufüh-

ren. Mit der Unterstützung des Moldauer Staatspräsi-
denten wurde ein „Programm für die Produktion und
Vermarktung von ökologischen Lebensmitteln” aufge-
stellt. 1999 begannen die ersten Betriebe mit der Um-
stellung. Dazu gehörte die staatliche Weinkelterei
Cricova-Acorex, die auf einem Teil ihrer Rebflächen
Öko-Trauben produziert. Neben Gütern mit mehreren
Hundert Hektar, die außer Wein hauptsächlich Son-
nenblumen, Soja und Raps anbauen, stellten zahlrei-
che kleine Bauern und ländliche Haushalte mit Obst-
gärten und Walnussbäumen auf Öko-Anbau um.

Die Initiative, ökologisch zu wirtschaften, kommt
selten von den Bauern selbst, vielmehr überzeugen
die Argumente von Exporteuren, die Vertragsanbauer
suchen, oder von Ministeriumsmitarbeitern, die mit
Subventionen „winken”. Oft scheinen diese beiden In-
teressengruppen auch zusammenzuarbeiten und ih-
nen besonders genehme Betriebe auszusuchen.

Die staatliche Förderung des Öko-Landbaus be-
schränkte sich bisher mehr auf Lippenbekenntnisse
als auf praktische Maßnahmen. Jedoch hat das Par-
lament 2006 das der EU-Verordnung sehr ähnliche
Moldauer Ökolandbaugesetz verabschiedet. Dieses
ebnete den Weg für eine Zertifizierung nach nationa-
lem Recht. Außerdem wurde im Rahmen des Geset-
zes die staatliche Unterstützung während der Um-
stellungszeit beschlossen. So haben 2007 Betriebe,
die mit ökologischer Bewirtschaftung begannen,
erstmals Subventionen von 700 Lei pro ha (ca. 43 €)
erhalten.

Abbildung: Entwicklung des Ökologischen Landbaus in
der Republik Moldau

Quelle: EkoConnect nach I. Senic, B. Boincean, S.
Croitoru (2007)
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Inlandsmarkt für Ökoprodukte
noch nicht existent

Nahezu die gesamte Öko-Produktion Moldaus wird
exportiert, Biolebensmittel sucht man auf den Märk-
ten und in den Läden der Hauptstadt Chiº inãu noch
vergebens. Öko-Wein von Cricova-Acorex ist z. B.
nur in Kanada erhältlich und Moldauer Bio-Sonnen-
blumenöl wird hauptsächlich in die USA verkauft. Der
Export lohnt sich erst ab der Mindestmenge einer Lkw-
Ladung oder eines Schiffcontainers, für jede Sendung
muss eine Reihe bürokratischer Hürden überwunden
werden. Dieser Aufwand wäre um einiges geringer,
würde Moldau auf die Liste der von der EU bevorzug-
ten Drittländer kommen, auf der u. a. Argentinien, In-
dien und Israel stehen. Dafür muss aber erst ein funk-
tionierender Markt für Öko-Produkte im Inland ge-
schaffen werden.

Verarbeitung im Land schafft Arbeitsplätze

Moldau ist das Land mit dem niedrigsten Lohnni-
veau Europas. Diesen Standortvorteil haben Expor-
teure erkannt und verarbeiten einen Großteil der Bio-
produkte im Land. Drei Keltereien produzieren aus
der Ernte von 4 327 ha Rebflächen Wein, eine Son-
nenblumenöl-Fabrik hat eine „Bio-Schiene” und zwei
große Hersteller haben sich auf die Produktion von
Nüssen und Trockenfrüchten spezialisiert. Einer davon
ist die Reforma Natural Nuts & Fruits S.R.L. in
Hinceº ti, 30 km südwestlich von Chiº inãu, die 1996
von der deutschen Reforma-Werk Andreas Stellisch
GmbH gegründet wurde. Für das Unternehmen mit
inzwischen ca. 1 000 Mitarbeitern bauen 3 250 Klein-
bauern und ländliche Haushalte mit Flächengrößen
zwischen  600 m² und 3 ha Obst, Nüsse und Saaten
an. Geschälte Walnüsse und Trockenfrüchte wie Äp-
fel, Birnen, Pflaumen, Aprikosen und Kirschen gehö-
ren ebenso zum Sortiment wie Buchweizen und
Sonnenblumenkerne.

Eindeutige Richtung der Entwicklung
noch nicht zu erkennen

Die weitere Entwicklung des Öko-Sektors und der
nachhaltigen Landwirtschaft hängt auch mit den poli-
tischen Richtungsentscheidungen in Moldau zusam-
men. Die schwankende Haltung des kommunisti-
schen Staatspräsidenten Vladimir Voronin zwischen
pro-russischen Statements und einer Hinwendung zur
EU hat in den vergangenen Jahren das Vertrauen
ausländischer Geldgeber in das Land nicht gestärkt.
Bieten internationale Organisationen Mittel für Projek-
te an, reißen Regierungsmitarbeiter die Verteilung der
Gelder oft an sich und bevorzugen dabei Fir-men und
Organisationen, die von Bekannten oder Verwandten
geführt werden. So lange das Wirtschaftsklima (wie
auch in Rumänien und anderen neuen EU-Mitglieds-
staaten) immer noch stark durch Korruption geprägt
ist, verliert Moldau weiterhin durch Abwanderung Jahr
für Jahr viele tatkräftige und innovative Menschen. Es
bleibt jedoch die Hoffnung auf eine Erneuerung der
politischen Landschaft nach den Parlamentswahlen
2009 und eine effektivere Fortsetzung des 2005 be-
gonnenen EU-Moldau Aktionsplans.

Die ökologische Landwirtschaft, welche in Zukunft
eine wichtige Rolle bei der Entwicklung des ländli-
chen Raums in Moldau spielen könnte, braucht noch
mehr Unterstützung aus dem westlichen Ausland.
Diese ist nicht so sehr im Bereich der Anbauberatung
notwendig – Moldau verfügt hier bereits über einige
gute Experten. Vielmehr ist ein gutes Marketing der
Öko-Produkte wie Wein, Trockenobst, Walnüsse und
Honig für den Export nach Deutschland bzw. in die
EU notwendig. Bekanntheitsgrad und Image von Pro-
dukten lassen sich allerdings nur langsam entwi-
ckeln; eine Erfahrung, die das kleine Land, dessen
Namen vielen in Europa noch nichts sagt, seit über
16 Jahren macht.

Gärten und Kleinäcker bei Podoima, Nord-
Moldau. Ohne Lebensmittel vom eigenen
Land könnte der Großteil der ländlichen Be-
völkerung Moldaus nicht überleben.

Straßenszene in Voinova, Zentral-Moldau.
Pferdewagen sind das wichtigste Transport-
mittel auf dem Land. Im Vordergrund Mais und
Kürbisse, die meist in Mischkultur auf Moldaus
Feldern angebaut werden.

Weinernte bei Mereni, Süd-Moldau.
Wein ist Moldaus wichtigster Exportartikel.
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Weiterführende neuere Literatur:

Theorie und Praxis der Landwirtschaftlichen Familienberatung.
Ein Beitrag zur Humanisierung des Agrarwandels.

Hans Goldbrunner. LIT Verlag Münster 2007. Preis 14,90 €. ISBN 978-3-8258-0636-1.
Zu bestellten unter Tel. (0251) 620 32 22, vertrieb@lit-verlag.de.

Nach langjähriger Zusammenarbeit mit Beratern Landwirtschaftlicher Familienberatungen unternimmt der Autor den
Versuch, die Entwicklung der bereits bestehenden Beratungsansätze aufzuzeigen und systematisch zu einem neuar-
tigen Beratungskonzept aufzubereiten, das sowohl auf die wachsenden Anforderungen des Agrarbetriebs als auch
auf die menschlichen und sozialen Bedürfnisse der Landwirte und ihrer Familien zugeschnitten ist.

Als Schwerpunkte der Beratung werden herausgestellt: Kontaktaufnahme, Gemeinsames Problemlösen, Freies
Kommunizieren, Inventur der familiären Beziehungen, Trennung und Scheidung – Beziehungsabbruch als Chance
zur Beziehungsgestaltung, Intergenerationenbeziehungen, Beenden der Beratung.

Die theoretischen Ausführungen zu den einzelnen Kapiteln werden durch methodisch-praktische Überlegungen kon-
kretisiert und durch zahlreiche Fallbeispiele illustriert. Durch die Verbindung der Beratungspraxis mit supervisori-
schen Betrachtungen handelt es sich um ein interessantes, gut lesbares Buch für alle, die sich mit der Beratung
landwirtschaftlicher Familien beschäftigen, insbesondere auch für die Planung und Durchführung von Weiterbildun-
gen der Beratungskräfte.

15 Jahre Sorgentelefone in Niedersachsen

Seit etwa zwei Jahrzehnten hat sich die landwirt-
schaftliche Familienberatung (am Sorgentelefon) als
neuartige Beratungsform neben bestehenden Fach-
diensten herausgebildet. Haupt- und ehrenamtliche
Berater und Beraterinnen bieten landwirtschaftlichen
Familienmitgliedern personenzentrierte, ganzheitliche
Hilfestellungen bei Schwierigkeiten rund um Hof und
Familie. 1993 wurden von der Agrarsozialen Gesell-
schaft e.V. in Barendorf, Oesede und Rastede, geför-
dert durch das Niedersächsische Landwirtschafts-
ministerium, drei Sorgentelefone eingerichtet – später
ergänzt durch die Möglichkeit der Familienberatung
auf den Betrieben (in Barendorf und Oesede).

Bis heute wurden an den lediglich montags für eini-
ge Stunden besetzten Sorgentelefonen 3 500 Anrufer
und Anruferinnen beraten. Weitere 300 Beratungsge-
spräche erfolgten gemeinsam mit jeweils einem Bera-
ter und einer Beraterin in den Familien auf den Be-
trieben oder an einem anderen Ort, z. B. einer Heim-
volkshochschule. Die in der Gesprächsführung ge-
schulten Berater und Berater/-innen kommen vielfach
von einem landwirtschaftlichen Betrieb und/oder
kennen die Situation aus ihrer beruflichen Tätigkeit.

In Anspruch nehmen die Hilfe der Sorgentelefone
Frauen und Männer gleichermaßen, vor allem der
Altersgruppen 30 bis 45 Jahre sowie 55 bis 65 Jahre.

Geschlechterspezifische Unterschiede sind bei dem
Zeitpunkt des Anrufs und bei den angesprochenen
Themen zu erkennen. Üblicherweise ziehen Frauen
die Beratung zu einem früheren Zeitpunkt zu Hilfe.
Männer nehmen meist erst bei einem sehr hohen
Leidensdruck die Beratung durch Fremde in An-
spruch. Angesprochen werden an erster Stelle fami-
liäre Probleme (Ehe- und Beziehungsprobleme sowie
Generationskonflikte), gefolgt von persönlichen Pro-
blemen und Krisen sowie wirtschaftlichen Problemen
(Hofübergabe/-nachfolge und finanzielle Probleme).
Bei den Familienberatungen stehen Paarprobleme
sowie Generationenkonflikte im Mittelpunkt, häufig ist
die ganze Großfamilie (drei Generationen) involviert.

Vernetzt sind die niedersächsischen Einrichtungen
in der Bundesarbeitsgemeinschaft der landwirtschaft-
lichen Familienberatungen und Sorgentelefone (BAG),
die gemeinsam mit dem Bäuerlichen Sorgentelefon in
der Schweiz und der Bäuerlichen Familienberatung in
Österreich eine Homepage unterhält.      fa

Weitere Informationen unter:
www.landwirtschaftliche-familienberatung.de,
www.asg-goe.de/forschung_sorgentelefone.shtml
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Ausgehend davon, dass sich Ländliche Räume in Deutschland stark unterscheiden und die rein
dichotome Unterteilung in Stadt und Land überholt ist, hat das Bundesamt für Bauwesen und Raum-
ordnung (BBR) eine Raumtypisierung erarbeitet, die helfen soll, ein Stadt-Land-Kontinuum und da-
mit auch den ländlichen Raum unabhängig von pauschalen Problemzuweisungen zu beschreiben.
Aggregiert auf Gemeinden bzw. Gemeindeverbände steht damit ein kleinräumiges Analyseraster zu
Raumbeobachtungszwecken zur Verfügung, anhand dessen im Folgenden demografische Entwick-
lungen aufgezeigt und der Frage nachgegangen werden soll, ob ländlich geprägte Gemeindever-
bände gegenüber städtisch geprägten benachteiligt sind.

Differenzierte räumliche
Analysen durch klein-
räumige Auswertungen

Mit den siedlungsstrukturellen
Kreistypen stellt das Bundesamt
für Bauwesen und Raumordnung
eine Typisierung bereit, die seit
vielen Jahren verwendet wird, um
einzelne Kreise zu Gruppen zu-
sammenzufassen und Aussagen
über diese Kreistypen treffen zu
können. Die Ebene der Landkreise
und kreisfreien Städte ist aber für
viele Fragestellungen räumlich
nicht differenziert genug. So gren-
zen z. B. ländlich eingestufte Krei-
se direkt an Berlin an, obwohl dort
ein Übergangsbereich zwischen
der Stadt und dem ländlichen
Raum in Form des suburbanen
Gürtels besteht. Gleichzeitig wird
das Erzgebirge nicht als ländli-
cher, sondern als verstädterter
Raum angesehen, da die Ein-
wohnerdichte über den betreffen-
den Schwellenwerten liegt. Der
Grund dafür liegt in für räumliche
Analysen z. T. ungünstigen Zu-
schnitten der Landkreise. So do-
minieren um Berlin herum die sehr

Martin Spangenberg, Rupert Kawka *

Neue Raumtypisierung –
ländlich heißt nicht peripher

ländlich geprägten Teile der Land-
kreise die statistischen Werte. Im
Fall des Erzgebirges verhält es
sich dagegen umgekehrt, denn
dort werden die Kennziffern der
ländlichen Kreise durch suburbane
Gemeinden um Chemnitz oder
Zwickau stark beeinflusst.

Innerhalb der Landkreise verwi-
schen die unterschiedlichen Werte
einzelner Gemeinden. Untersu-
chungen auf einer kleinräumigeren
Ebene können dieses Problem lö-
sen. Wenn statt der 439 Land-
kreise und kreisfreien Städte die
4 698 Gemeindeverbände betrach-
tet werden, dann bedeutet das
eine um den Faktor zehn verbes-
serte räumliche Auflösung. Gleich-
zeitig ist es für die Raumbeobach-
tung geboten, die Gemeindeebene
stärker zu berücksichtigen, denn
durch die Bildung von Großkreisen
fallen immer mehr Beobachtungs-
einheiten weg und die damit ein-
hergehende Verwischung statisti-
scher Kennziffern erschwert räum-
lich differenzierte Analysen.
Darüber hinaus stehen immer
mehr Daten auf der Gemeinde-

ebene und für einzelne Standorte
(Geodaten) meist aus der nicht-
amtlichen Statistik zur Verfügung,
so dass sich hier ganz neue Aus-
wertungsmöglichkeiten eröffnen.

Raumtypen im Stadt-Land-
Kontinuum

Als Grundlage für eine neue Ty-
pisierung der Gemeindeverbände
hat das BBR eine kleinräumige,
zonale Raumgliederung im Stadt-
Land-Kontinuum (Übergänge zwi-
schen Stadt und Land) erarbeitet1.
Die entwickelten Raumtypen über-
lagern die lokale Einteilung städ-
tisch und ländlich geprägter Ge-
biete mit der regionalen Einteilung
zentral und peripher gelegener Ge-
biete. Diese Gebietstypisierung
wurde flächendeckend für das
Bundesgebiet nach einheitlichen
Kriterien vorgenommen und bleibt
weitgehend unabhängig von (verän-
derlichen) administrativen Gren-
zen. In diesem Ansatz der Raum-
typisierung werden zwei raum-
strukturelle Aspekte ganz unter-
schiedlicher Maßstäblichkeiten
zusammengeführt:

*  Martin Spangenberg, Dr. Rupert Kawka, Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Referat I 1 „Raumentwicklung“, Bonn,
martin.spangenberg@bbr.bund.de, Tel. (0228) 99 401 - 2235

1  Die Raumtypen waren unter anderem Gegenstand der Fachveranstaltung „Stadt und Land in der Raumentwicklung“, die das Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung (BBR) gemeinsam mit dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) auf der Grünen Woche
2008 in Berlin ausrichtete. Die Veranstaltung fand im Rahmen des Zukunftsforums Ländliche Entwicklung des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMVEL) statt.
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Strukturtypen (lokal): morpho-
logische Unterscheidung zwi-
schen überwiegend städtisch
und ländlich geprägten Gebie-
ten

Lagetypen (regional bis groß-
räumig): funktionale Unterschei-
dung zwischen zentral und peri-
pher gelegenen Gebieten

Strukturtypen

Die siedlungsstrukturelle Kom-
ponente der Raumtypisierung
nutzt Gemeindebevölkerungsdaten
und Geobasisdaten zur kleinräu-
migen Umschätzung der Bevölke-
rungen auf Rasterebene2. Das
hieraus abgeleitete Bevölkerungs-
raster erlaubt kleinräumige Analy-
sen und Klassifikationen der Sied-
lungsstruktur. Um dem Aspekt ei-
ner vom sichtbaren Erscheinungs-
bild geprägten, morphologischen
Abgrenzung Rechnung zu tragen,
wurden die Siedlungsdichte und
der Siedlungsflächenanteil jeweils
im 3 km-Umkreis für alle Raster-
kacheln berechnet. Dieser Bereich
ist in der landschaftlichen Umge-
bung oft noch einsehbar und damit
prägend. Darüber hinaus spielt
sich in diesem Umkreis Nahver-
sorgung ab. Beide Merkmale, die
Siedlungsdichte und der Sied-
lungsflächenanteil, jeweils inner-
halb des 3 km-Umkreises betrach-
tet, bilden das Stadt-Land-Kontinu-
um treffend ab. So stehen hoch
verdichtete Gebiete genau wie ho-
he Siedlungsabdeckung für städti-
sche Prägung und gering verdich-
tete Gebiete und hoher Freiraum-
anteil für ländliche Prägung.

Eine Raumeinteilung nach die-
sen beiden Merkmalen ist stark
abhängig von der Körnigkeit der
Analyse und der Bildung von Klas-
sengrenzen. Um den Charakter
des kontinuierlichen Stadt-Land-
Übergangs zu betonen, unter-

2  Gemeindegrenzen, ATKIS Basis DLM25 (Digitales Landschaftsmodell des BKG, Layer Ortslagen und baulich geprägte Flächen mit Stand 2004)
sowie CORINE 2000 (Flächen durchgängig städtischer Prägung, Flächen nicht-durchgängig städtischer Prägung und Industrie- und Gewerbeflächen)

scheidet die Raumtypisierung drei
Klassen: ländlich geprägte Gebie-
te, gemischt geprägte Gebiete und
städtisch geprägte Gebiete. Die
Wahl der Klassengrenzen zielt da-
rauf ab, dass einerseits Verdich-
tungsansätze in ländlich gepräg-
ten Räumen und andererseits
ländlich geprägte Zonen innerhalb
von Verdichtungsräumen hervortre-
ten und die innere Differenzierung
größerer Gemeindegebiete bzw.
von Stadtregionen im Stadt-Land-
Kontinuum erfasst wird.

Lagetypen

Die Lagekomponente beruht auf
Erreichbarkeitsanalysen mit dem
Erreichbarkeitsmodell des BBR.
Ein Zentralitätsindex bildet die
zweite Dimension, das Zentrum-
Peripherie-Gefälle, im regionalen
bis großräumigen Maßstab ab:
erreichbares Tagesbevölkerungs-
potenzial im motorisierten Individu-
alverkehr (MIV). Der Index sum-
miert die innerhalb von zwei Stun-
den Pkw-Fahrzeit erreichte Bevöl-
kerung von Gemeindeverbänden,
der eigenen sowie der Bevölkerung
derjenigen Gemeindeverbände, de-
ren Siedlungsschwerpunkt inner-
halb dieser Zeit erreichbar ist, wo-
bei die Bevölkerungen alle zehn
Minuten Fahrzeit nur noch zur
Hälfe einbezogen werden.

Die Darstellung der erreichbaren
Tagesbevölkerung mittels Interpo-
lation einer statistischen Oberflä-
che ist Grundlage für die zonale
Einteilung des Bundesgebietes
nach regionaler Lage und Ver-
kehrsanbindung zu Bevölkerungs-
konzentrationen im Raum. Hier
wurden vier Lage-Abstufungen un-
terschieden: sehr zentral, zentral,
peripher und sehr peripher. Die
Klasseneinteilung wurde so vorge-
nommen, dass großräumige
Bevölkerungskonzentrationen
sowie Siedlungs- und Verkehrs-
achsen sichtbar werden.

Verknüpfende
Raumtypisierung

Die zusammenfassende Raum-
typisierung entsteht durch die Über-
lagerung der Siedlungsstruktur- und
Lagetypen. Je nach Ausdifferenzie-
rung ergeben sich ganz unter-
schiedliche Typenkombinationen
und die gewählten Abgrenzungen
sind insofern subjektiv, als die
Schwellenwerte nach den persönli-
chen Einschätzungen der Bearbei-
ter, lediglich orientiert an Standard-
abweichungen der logarithmisierten
Skalen, vorgenommen wurden. Mit
den drei Strukturtypen und den vier
Lagetypen ergeben sich zwölf Kom-
binationsmöglichkeiten. Erwartungs-
gemäß fallen städtische Prägung
mit zentraler Lage und umgekehrt
periphere Lage und ländliche Prä-
gung vielfach zusammen. Wegen
der geringen Häufigkeiten sehr peri-
pherer städtischer und sehr zentra-
ler ländlicher Gebiete sind die Flä-
chen jeweils der Prägung „ge-
mischt“ zugeschlagen. Aus der
3 x 4-Kombinationsmatrix werden
so zehn Raumtypen (s. Abbil-
dung 1).

Um die Raumtypisierung in Ver-
knüpfung mit soziodemografischen
Merkmalen als Bezugssystem für
regionalstatistische Analysen nut-
zen zu können, müssen die zonalen
Abgrenzungen auf regionalstatisti-
sche Einheiten bezogen werden.
Prinzipiell sind im GIS (Geoinforma-
tionssystem) Aggregationen auf be-
liebige Gebietseinheiten wie Ge-
meinden/Gemeindeverbände, Kreise
oder Regionalplanungsregionen
möglich. Am besten eignet sich für
die kleinräumige Typisierung die Ag-
gregation auf Gemeindeverbände,
weil für diese Ebene eine Reihe von
Regionalstatistiken vorliegt und ge-
genüber Gemeindegebieten auf
Bundesebene eine bessere Ver-
gleichbarkeit gegeben ist.
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Punkt-axiale Siedlungs-
strukturen und ein über-
wiegend dezentrales
Städtesystem mit Umland-
bereichen in Deutschland

Bei der Interpretation der Ergeb-
nisse ist die Kleinteiligkeit der
Raumgliederung insbesondere in
der Dimension städtischer bzw.
ländlicher Prägung zu beachten.
Sie bezieht sich zunächst auf Ge-
biete innerhalb von Gemeinden

bzw. Stadtregionen. In die meisten
der insgesamt fast 4 700 Gemein-
deverbände fallen unterschiedliche
Abstufungen der städtisch-ländli-
chen Prägung. Im Ergebnis treten
die punkt-axialen Siedlungsstruk-
turen und das überwiegend dezen-
trale Städtesystem mit Umlandbe-
reichen in Deutschland hervor.
Ländlich-periphere Bereiche be-
schränken sich nicht etwa auf die
neuen Bundesländer.

Schlüsselt man die Flächen- und
Bevölkerungsanteile der Gemein-
deverbände nach den Raumtypen
auf, so leben in den gut 11 % als
städtisch eingestuften Gebieten
mehr als die Hälfte der Bundesbür-
ger. Die ländlich geprägten Gebie-
te nehmen zwei Drittel des Bun-
desgebietes ein, dort leben nicht
ganz ein Viertel der Einwohner. Im
Unterschied zum ländlichen
Raum, der städtische Zentren mit
einschließt, sind bei den ländlich
geprägten Gebieten städtische
Zentren definitionsgemäß ausge-
nommen.

Empirische Befunde

Auf der Basis der deutschland-
weit einheitlichen Typisierung der
Gemeindeverbände nach Sied-
lungsstruktur der Lage soll im Fol-
genden an Hand von zwei Beispie-
len eine „dritte Dimension“ be-
trachtet werden, indem weitere In-
dikatoren – hier eine Annäherung
an die Arbeitslosenquote und die
zukünftige Bevölkerungsentwick-
lung – einbezogen werden. Dabei
steht die grundsätzliche Frage im
Vordergrund, wie sich die Gemein-
detypen voneinander unterschie-
den und ob ländlich geprägte Ge-
meindeverbände gegenüber städ-
tisch geprägten benachteiligt sind.

Ländliche Räume
nicht per se mit
Arbeitsmarktproblemen

Die Arbeitslosenquote ist ein
wichtiger Indikator zur Abbildung
von wirtschaftlichen Strukturpro-
blemen. Gemeindedaten sind zwar
nicht verfügbar, eine näherungs-
weise Berechnung der Quote ist
aber möglich. Über den Anteil der
Bevölkerung zwischen 15 und 65
Jahren einer Gemeinde am Kreis
kann die Zahl der abhängigen Er-
werbspersonen näherungsweise
disaggregiert werden. Die Zahl der
Arbeitslosen auf der Gemeinde-
ebene weist die Bundesagentur für
Arbeit aus3.

3  Aus Gründen der Datenverfügbarkeit stammen die Informationen aus dem Jahr 2005.

Abbildung 1: Raumtypen für Gemeindeverbände
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Mit der Typisierung der Gemein-
deverbände stehen Auswertungs-
möglichkeiten auf unterschiedli-
chen räumlichen Ebenen zu Verfü-
gung. Deutlich wird auf einer ho-
hen Aggregationsstufe, dass sich
ländliche und gemischt geprägte
Gemeindeverbände hinsichtlich
ihrer durchschnittlichen Arbeits-
losenquoten so gut wie nicht un-
terscheiden: Die Werte betragen
11,9 % für die ländlichen und
11,8 % für die gemischt geprägten.
Die städtisch geprägten Gemein-
deverbände liegen mit 14,1 % im
Durchschnitt höher. Diese Beob-
achtung steht in Einklang mit den
bekannten Ergebnissen auf der
Kreisebene. Deutlichere Unter-
schiede zeigen sich, wenn die
Lage im Raum als differenzieren-
des Merkmal herangezogen wird.
Sehr peripher gelegene Gemeinde-
verbände haben im Durchschnitt
eine Arbeitslosenquote von 20,0 %,
peripher gelegene von 14,1 %,
zentrale von 11,7 % und sehr zen-
trale von 13,5 %. Damit wird deut-
lich, dass ländliche Räume per se
nicht als strukturschwach be-
zeichnet werden dürfen, dass aber
zunehmende Peripheralität Nach-
teile mit sich bringt. Dabei dürfen
die Strukturprobleme der zentral
gelegenen und städtisch gepräg-
ten Gemeindeverbände nicht aus
dem Auge verloren werden.

Wie reagieren die Mittelwerte,
wenn die modifizierten Arbeits-
losenquoten für die zehn Typen
von Gemeindeverbänden berech-
net werden? Hier muss beachtet
werden, dass die verschiedenen
Raumtypen stark durch strukturel-
le Unterschiede zwischen den al-
ten und den neuen Ländern be-
dingt sind. So liegen 22,7 % der
Gemeindeverbände in den neuen
Ländern, stellen aber z. B. 65,4 %
der Fälle in der Klasse „sehr peri-
pher, ländlich geprägt“. Entspre-
chend liegen 97,7 % der Gemein-
deverbände in der Klasse „sehr
zentral, städtisch geprägt“ in den
alten Ländern, obwohl es insge-
samt nur 77,3 % westdeutsche
Gemeindeverbände gibt. Daher
werden im Folgenden die zehn
Typen nach alten und neuen Län-
dern getrennt untersucht
(vgl. Abbildung 2).

Für die neuen Länder recht deut-
lich, für die alten auch noch er-
kennbar, schlägt der Einfluss einer
zunehmend peripheren Lage auf
die Höhe der Arbeitslosenquote
durch. Dies entspricht dem oben
dargestellten Befund. Dabei darf
der äußerst rechte rote Balken in
seiner Höhe nicht überinterpretiert
werden, da Berlin diesen Wert
massiv dominiert. Ohne die Bun-
deshauptstadt würde die durch-

schnittliche Arbeitslosenquote von
21,2 % auf 9,3 % absinken. Nun-
mehr wird aber deutlich, dass die
ländlich geprägten Räume inner-
halb eines Lagetyps besser als
die gemischt und städtisch gepräg-
ten Gemeindeverbände dastehen.

Allerdings handelt es sich hier-
bei um Mittelwerte und so ist zu
erwarten, dass die zehn Typen von
Gemeindeverbänden in sich eine
gewisse Streuung bei den Indika-
torenwerten aufweisen. Beispiels-
weise gehören 194 Gemeindever-
bände innerhalb der neuen Länder
der Klasse „sehr peripher, ländlich
geprägt“ an. Dies ist der Typ, mit
dem häufig Strukturschwäche in
Verbindung gebracht wird (auch
wenn der Mittelwert nicht der
höchste ist, wie Abbildung 2
zeigt). Die durchschnittliche Ar-
beitslosenquote beträgt 23,0 %
und liegt noch über dem ostdeut-
schen Mittel von 19,5 %. Der
Gemeindeverband mit der gerings-
ten Arbeitslosenquote in dieser
Klasse hat einen Wert von 10,5 %,
der mit der höchsten hingegen
36,7 %. Die Spannweite der Werte
ist hier also enorm hoch. Der
Grund dafür ist, dass neben Ge-
meindeverbänden an der deutsch-
polnischen Grenze auch Gemein-
den in guter Pendelentfernung zu
Hamburg in diese Klasse fallen.

Abbildung 2: Berechnete Arbeitslosenquoten 2005 nach Gemeindeverbandstyp
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Und das oben vorgestellte Beispiel
weist nicht einmal die maximale
Spannweite auf; diese hat den
Faktor 8,1 zwischen dem kleins-
ten und dem größten Wert. Dabei
handelt es sich um die Klasse
„sehr zentral, städtisch geprägt,
alte Länder“, d. h. um die west-
deutschen Ballungszentren.

Es bestätigt sich, dass Sied-
lungsstruktur und Erreichbarkeit
nicht den Rahmen liefern können,
um homogene Gruppen bei dieser
dritten Dimension – hier der Ar-
beitslosenquote – abgrenzen zu
können. Es ist mit dieser klein-
räumigen Raumtypisierung nicht
beabsichtigt und auch allein nicht
möglich, Problemregionen abzu-
grenzen. Stärken und Schwächen
liegen quer zu der Klassifizierung
und bedürfen einer differenzierten
Analyse. Pauschalisierungen wie
„der strukturschwache ländliche
Raum“ oder „die wachstumsstarke
Stadt“ sind unzutreffend.

Demografieprobleme
vermehrt in peripheren
Lagen

Bei der Bevölkerungsentwicklung
handelt es sich ebenfalls um eine
von der Raumtypisierung unabhän-
gige Dimension, die herangezogen
werden kann, um Entwicklungs-
probleme aufzuzeigen. Für die
Ebene der Gemeinderegionen lie-
gen als Ergebnis der BBR-Bevöl-
kerungsprognose regionalisierte
Vorausschätzungen der Gesamt-
bevölkerung bis zum Jahr 2025
vor. Die prognostizierten Bevölke-
rungsveränderungen weichen be-
zogen auf die Raumtypen erheb-
lich von dem von 2005 bis 2025
vorhergesagten Rückgang um 2 %
für das gesamte Bundesgebiet ab.

Einerseits herrscht – bezogen
auf die morphologische Prägung –
ein Stadt-Land-Gefälle vor. Die
Rückgänge reichen von 1 % für die
überwiegend städtisch geprägten

Gemeindeverbände über 1,8 % für
die gemischt geprägten bis hin zu
4,6 % für die überwiegend ländlich
geprägten Gemeindeverbände.
Noch deutlicher aber fällt das Ge-
fälle hinsichtlich des Lagekriteri-
ums aus. Sehr zentral gelegene
Gemeindeverbände verzeichnen
noch ein prognostiziertes Bevöl-
kerungswachstum von 0,6 %. Die
Verluste steigen dann mit zuneh-
mend ballungsferner Lage stark
an, ausgehend von 0,5 % in zen-
tralen Lagen über 8,5 % in peri-
pheren bis hin zu 16,2 % in den
sehr peripher gelegenen Gemein-
deverbänden.

Die zu erwartende Bevölkerungs-
entwicklung ist weiterhin von ei-
nem starken Ost-West-Gegensatz
geprägt. Während sich die Bevöl-
kerungszahl der alten Bundeslän-
der von 2005 bis 2025 mit einem
geringfügigen Wachstum von
0,3 % noch positiv entwickelt,
sinkt sie in den neuen Bundeslän-
dern um 11,6 %. Auch wenn dazu
eine ganze Reihe von weiteren
Faktoren beitragen, spiegeln sich
hier die siedlungsstrukturellen Un-
terschiede zwischen den alten und
neuen Bundesländern wider. Denn
auch innerhalb der neuen Länder
konzentrieren sich die Bevölke-
rungsrückgänge auf die sehr peri-
pheren Gebiete (-21,3 %) und
leicht abgeschwächt (-19,0 %) die
peripheren Gebiete. In zentralen
Lagen sind nur noch halb so hohe
Verluste (-9,8 %) zu erwarten, in
sehr zentralen Lagen stehen Zu-
wächse von etwa 2,6 % bevor, die
im Wesentlichen von Berlin bzw.
seinem Umland getragen werden.

Zu kritischen Demografieproble-
men werden Bevölkerungsverluste
dort führen, wo sie drohen, gewis-
se Tragfähigkeitsschwellen zu un-
terschreiten. Und genau die ohne-
hin dünn besiedelten ländlich-peri-
pheren Gebiete sind von den
Bevölkerungsverlusten am stärks-
ten betroffen.

Für die regionale
Entwicklung periphere
Lage relevanter
als ländliche Prägung

Die vorgestellte Raumtypisierung
im Stadt-Land-Kontinuum liefert di-
rekte Anwendungsbezüge zu The-
menfeldern im Schnittfeld Sied-
lungsstruktur/Infrastruktur, wie
Nahversorgung, ÖPNV, Infrastruk-
turkosten, sowie Stadt und Land in
ihren regionalen bzw. funktionalen
Zusammenhängen. Verknüpft mit
Standort- oder Gemeindedaten ist
es mittels der Raumtypen mög-
lich, ein differenziertes Bild von
Deutschland zu zeigen und damit
einen Beitrag zur raumentwick-
lungspolitischen Diskussion zu
leisten. Die Raumtypisierung stellt
nur eine der vielfältigen Möglich-
keiten der Raumabgrenzung dar.
Sie ist nicht darauf abgestellt, als
Fördergebietskulisse zu dienen,
macht aber dennoch deutlich,
dass nahezu in allen Teilräumen
des Bundesgebietes ländlich ge-
prägte Gebiete vorkommen und
damit Aufgabenbereiche der ländli-
chen Entwicklung betroffen sind,
selbst unmittelbar in der Nähe von
Ballungszentren. Erste empirische
Befunde lassen allerdings darauf
schließen, dass die „ländliche
Prägung“ weniger einen negativen
Einfluss auf regionale Entwicklung
ausübt, als die periphere Lage.
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Resolution von Bleiwäsche 16:

Was Dörfer stark und lebendig macht

Das 16. interdisziplinäre Dorfsymposium in Bleiwäsche bei Paderborn stellte Gründe und Ursachen
für Unterschiede zwischen Dörfern in den Mittelpunkt. Vom 4. bis 6. Mai 2008 erörterten Wissen-
schaftler, Planer, Politiker und Dorfbewohner, was ländliche Gemeinden von sich aus tun können
bzw. sollten, um Dörfer zu beleben und attraktiv zu gestalten. Nicht zuletzt ging es dabei um die
Kernaufgabe der Zukunft, wie die ökonomischen, sozialen und kulturellen Potenziale von Dörfern
gewürdigt, gefördert und an die nächste Generation weitergegeben werden können. Der Dialog ist
in folgender Resolution zusammengefasst:

1. Neue Differenzierungen
      im ländlichen Raum

Abwanderung aktiver Menschen, Überalterung,
Wegfall von Pendlerpauschale und Eigenheimzulage,
Rückzug des Staates aus der Fläche, Kompetenz-
verlust von Dörfern und Gemeinden: Schule, Post und
der letzte Gasthof haben geschlossen, die Rest-
bevölkerung hat sich in ihr Heim zurückgezogen.
Manchen Dörfern und Regionen scheint nicht mehr
zu helfen zu sein.

Dagegen stehen überraschende Wachstumsvari-
anten selbst vermeintlich abseitiger Dörfer. Die Unter-
scheidung zwischen zentrennahen und peripheren
Räumen gilt kaum mehr. Stadtnähe heißt nicht
Wachstum, Stadtferne nicht Stagnation. Hier entwi-
ckelt ein Dorf innere Kräfte und originelle Konzepte,
dort herrscht Lethargie.

Seit langem wird das Regional- und Lokalbewusst-
sein als Ausgleichsbewegung zur Globalisierung kon-
statiert („Glokalisierung“). Zugleich erweitert die „Ent-
staatlichung“ vieler öffentlicher Bereiche den Hand-
lungsspielraum für ein neues bürgerschaftliches En-
gagement. Dieses Nebeneinander erzeugt Chan-
cen und Risiken: mehr denn je scheint die Weiterent-
wicklung ländlicher Räume von den lokalen Akteuren
abhängig zu sein.

2.  Gute Beispiele

Im Mittelpunkt des 16. Bleiwäscher Dorfsymposi-
ums standen herausragende Beispiele positiver dörf-
licher Entwicklung. Unabhängig von den regionalen
und lokalen Rahmenbedingungen zeigen diese Dörfer
typische Gemeinsamkeiten:

Historische Funktionsvielfalt –
Tradition des Miteinander

Eigenverantwortung durch Überschaubarkeit –
hoher örtlicher Handlungsspielraum für alle
Beteiligten

Kreatives Aufgreifen externer Anregungen –
Transformation auf die dörflichen Bedingungen

Vorbildgruppe aktiv Handelnder –
Bürgermeister/Ortsvorsteher als Moderatoren:
Kommunalpolitik als „aktivierender Staat“

Integration von Kindern und Jugendlichen
in das Ortsgeschehen –
frühe Mitverantwortung

Einbeziehung aller Dorfbewohner
in Entwicklungsprozesse –
Kultur der Kommunikation

Örtliche Verantwortungsübernahme
durch Vereine –
neue Aktivitäten durch integrative Dorfvereine

Weiterbildungsprojekte für interessierte Beteiligte –
Heranziehung externer Moderatoren

Konzeptentwicklung durch Arbeitsgruppen –
Bürgerbeteiligung vor Vergabe von Planungs-
aufträgen
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Entwicklung eines eigenständigen Dorfprofils –
Dorf als „Marke“, z. B.  Schachdorf Ströbeck

Differenzierte Nutzung von Förderprogrammen –
Einbeziehung von Sponsoren

Stufenweise Verwirklichung der Vorhaben –
prozessuale Weiterentwicklung der Maßnahmen

Überregionale bis internationale Vorbildfunktion –
Integration in weitreichende dörfliche Netzwerke
europäischer Dörfer

Vermarktung der Erfolge –
neue Investitionen in Dienstleitungen und Gewerbe.

3.  Gefahren

Solche positiven dörflichen Beispiele einer neuen
Bürgergesellschaft bergen die Gefahr der Entdemo-
kratisierung in sich, sobald nur eine Kleingruppe (wie
ein Schattenparlament) das Geschehen dominiert.
Die örtliche Dorfentwicklung allein aus internen Inter-
essen voranzutreiben, könnte zum Ausblenden ge-
samtstaatlich oder regional notwendiger Gesichts-
punkte führen.

Der Verantwortungsrückzug des Staates birgt die
Gefahr der Vertiefung regionaler und lokaler Disparitä-
ten, die zur Schwächung bereits gefährdeter ländli-
cher Räume führen könnte. Sollte die „Entstaatli-
chung“ fortschreiten und sollten endogene Potenziale
sich nicht entfalten können, bleiben Bund und Länder
gefordert, ihre Fürsorgepflicht für eine Gleichwertig-
keit der Lebensbedingungen zu erfüllen.

4.  Chancen

Die gelungenen Beispiele bieten die Chance, aus
den Vorbildern zu lernen. Um dieses zu gewährleis-
ten, ist sicherzustellen:

Langfristigkeit von Förderungsmaßnahmen –
Verlässlichkeit der Hilfe zur Selbsthilfe

Ständiges Geben und Nehmen zwischen
Kommunalpolitik und Bürgerschaft

Fortbildung von Kommunalpolitikern,
Planern und interessierten Personen –
Ausbau überörtlicher Weiterbildungsangebote

Kreative Verbreitung des Wissens –
Schaffung eines „Dorfportals“ im Internet

Integrative Ausbildungsmöglichkeiten für den
ländlichen Raum –
Einrichtung von einschlägigen Lehrstühlen
und Studiengängen

Stärkung der lokalen Autonomien –
Verhinderung neuer zentralisierender kommunaler
Gebiets- und Verwaltungsreformen.

Weitere Informationen unter:
www.biogeo.uni-due.de/geographie/henke
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Die Stauden sind eine ländlich geprägte Region im Südwesten von Augsburg (vgl. Karte 1). Seit
einigen Jahren ist eine Reihe regionaler Akteure bestrebt, die Stauden als Kräuterregion zu etablie-
ren. Durch diese Standortprofilierung sollen unterschiedliche Ziele aus den Bereichen Fremdenver-
kehr, Umweltschutz und Landwirtschaft erreicht werden. Träger der Initiative ist der Verein „Kräuter-
region Stauden e.V.“. Bei der Umsetzung einzelner Maßnahmen arbeitet er mit verschiedenen
Kooperationspartnern zusammen (vgl. HILPERT/WÖRNER 2007).

Die Region erstreckt sich über die drei Landkreise
Augsburg, Günzburg und Unterallgäu. In ihrer Nord-
Süd-Ausdehnung misst sie 38 km, von Osten nach
Westen 15 km. Ein richtiges Zentrum gibt es nicht,
wodurch die Stauden ihren ursprünglichen Charakter
bewahren konnten. Besonders auffallend ist die Klein-
strukturierung der Landschaft. Es gibt fast 70 amtlich
kartierte Biotope, rund die Hälfte der Stauden steht
unter Landschaftsschutz. Landwirtschaft dominiert
nur extensiv auf den Talböden und -hängen (vgl. FREI/
STETTMAYER 2007). Der Name „Stauden“ lehnt sich an
die mittelalterliche Niederwaldnutzung in diesem Ge-
biet an, durch die der Hochwald stark geschädigt
wurde. Seit dem frühen Mittelalter dienten die Stau-
den maßgeblich als Holzlieferant, vor allem für Augs-
burg. Heute sind die Stauden aber wieder eine der
waldreichsten Regionen Bayerns (über 40 % Wald-
bedeckung).

Selbstorganisation
der Kräuterregion Stauden

In der Gesamtschau zeigt die Kräuterregion Stau-
den – theoretisch betrachtet – alle Merkmale der
Selbstorganisation (vgl. HILPERT 1999): Sich selbst-
organisierende Systeme entwickeln intern eine räum-
liche, zeitliche oder funktionale Struktur ohne einen
spezifischen Einfluss von außerhalb. Ausgangspunkt
für Selbstorganisation sind zunächst nicht-gleichge-
wichtige Zustände, auf die Prozesse der autopoieti-
schen Organisation folgen, die systemintern reguliert
werden und nicht exogen determiniert sind. Zwar ist
eine gewisse externe Abhängigkeit immer vorhanden,
eine spezifische Organisation sichert aber ein
Höchstmaß an interner Autonomie (vgl. Krugmann
1996).

*  PD Dr. Markus Hilpert und Daniela Wörner, Lehrstuhl für Humangeographie und Geoinformatik, Institut für Geographie, Universität Augsburg,
    Tel. 0821/5982273, E-Mail: Markus.hilpert@geo.uni-augsburg.de

PD Dr. Markus Hilpert und Daniela Wörner *

Kräuterregion Stauden:

Ländliche Regionalentwicklung zwischen
Selbstorganisation und strategischen Kooperationen

Die Perspektive der endogenen Regionalentwick-
lung im ländlichen Raum ist auf das Engste mit einer
solchen eigenständigen Koordinationsdynamik ver-
bunden. Dabei erfolgt die Selbstorganisation der regi-
onalen Akteure meist in Form von projektbezogenen
Kooperationen. Diese Verbünde gehen in der Regel je
nach Anforderung weitere strategische, meist zeitlich
begrenzte Allianzen mit anderen Partnern ein. Sowohl
das interne als auch das externe kooperative Verhal-
ten ist kybernetisch erklärbar, da wechselseitige Un-
terstützung langfristig selbst bei egoistischen Kontra-
henten spontan auftritt und als stabile Strategie zu
Verfolgung eigener Ziele weiterbestehen bleibt. So
entstehen häufig heterogene Allianzen. Solche strate-
gischen Kooperationen – im Spannungsfeld zwischen
notwendiger Unterstützung und eigenständiger Auto-
nomie – finden sich auch prototypisch in der Kräuter-
region Stauden.

Karte 1: Die Stauden/Quelle: Eigene Darstellung
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Der Anstoß

Der zentrale Impuls für die Entwicklung der Stauden
als Kräuterregion ging von einigen Landfrauen aus.
Teilweise boten diese bereits erfolgreich Urlaub auf
dem Bauernhof an, führten dabei die Gäste durch die
heimischen Fluren oder beschäftigten sich anderwei-
tig mit Kräutern (z. B. als Floristin, als Betreiberin ei-
nes Biohofs oder durch den Verkauf selbst hergestell-
ter Kräuterprodukte). Die lose Kooperation der Land-
frauen fundierte maßgeblich auf persönlichen Kontak-
ten und gleichen Interessen. Sie zeigt damit die typi-
schen Symptome der Initialphase von Netzwerken.

Mit Unterstützung durch das örtliche Landwirt-
schaftsamt absolvierten die Landfrauen die Ausbil-
dung zur Kräuterpädagogin. Damit wurde ein spezifi-
scher Konsens formalisiert: Die Netzwerkakteure ge-
nerierten eine gemeinsame Basis, die als verbinden-
der Lernschritt für das junge Netzwerk gewertet wer-
den konnte. In einem nächsten Schritt galt es, kon-
krete Ideen und Konzepte zu entwickeln, wie das
Kräuter-Thema auf breiterer Basis in der Region ge-
nutzt und umgesetzt werden könnte. Auf Anregung
des Landwirtschaftsamtes wurde dazu der Kontakt
zur Universität Augsburg aufgenommen. Damit ging
das junge Netzwerk bereits zu Beginn der Initialpha-
se zwei strategische Allianzen mit dem Landwirt-
schaftsamt und der Universität ein.

Der Ideenwettbewerb

Im Sommer 2006 wurde am Lehrstuhl für Human-
geographie und Geoinformatik (Prof. Dr. Gerd Peyke)
der Universität Augsburg ein studentischer Ideenwett-
bewerb ausgerufen. Ziel dieser Veranstaltung waren
neue und innovative Ideen, um das Thema „Kräuter in
den Stauden“ bestmöglich in Wert zu setzen. Eine
Reihe der kreativen, im Kloster Oberschönenfeld bei
einer öffentlichen Präsentation unterbreiteten Vor-
schläge, wurde spontan aufgriffen und die Unterstüt-
zung durch den Landkreis Augsburg ausgesprochen.
Zu den unmittelbar umgesetzten Projekten zählten
beispielsweise der Kräuter-Radwanderweg, der Kräu-
ter-Radwanderführer, der Verein Kräuterregion Stau-
den e.V. oder das Kräuterfest. All diese Projekte
konnte das junge Netzwerk nur durch strategische
Kooperationen realisieren.

Der Kräuter-Radwanderweg

Spontan zeigte sich der Geschäftsführer des Natur-
parks Augsburg-Westliche Wälder (in dessen Gebiet
die Stauden liegen) bereit, den vorgeschlagenen
Kräuter-Radwanderweg umzusetzen. Die Universität
Augsburg entwickelte ein Logo, dass mit den Betei-
ligten vor Ort abgestimmt wurde und heute den 83 km
langen Rundparcours durch die schönsten Gegenden
der Stauden markiert. Der Kräuter-Radwanderweg ver-
knüpft nicht nur Biotope und Lehrpfade, sondern auch
die beeindruckenden Sehenswürdigkeiten der Region.
So führt er vorbei an Klöstern, Burgställen, Kapellen
und Kirchen, aber auch an Gasthäusern oder Bade-
weihern.

Foto 1: Kräuter-Radwanderführer
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Der Kräuter-Radwanderführer

Um den Kräuter-Radwanderweg bestmöglich zu ver-
markten und den Gästen alle notwendigen Informatio-
nen zu liefern, wurde ein Kräuter-Radwanderführer von
der Universität Augsburg in Kooperation mit den örtli-
chen Kräuterpädagoginnen erstellt und von der Regio-
nalentwicklung Stauden e.V. finanziell unterstützt.
Dieses 86-seitige Buch (vgl. Foto 1) beschreibt nicht
nur die Route und erklärt deren Sehenswürdigkeiten,
sondern liefert noch eine Reihe besonderer Beiträge
rund um die Kräuter. So findet der Leser zahlreiche
Informationen zum Kräuterbrauchtum, zur Verwen-
dung der Kräuter in Küche und Keller, zu Kräutern in
der Hausapotheke sowie einige Kräuterrezepte.

Der Verein „Kräuterregion Stauden e.V.“

Der Verein „Kräuterregion Stauden e.V.“ wurde im
Mai 2007 gegründet. Zu den Gründungmitgliedern ge-
hören die Kräuterpädagoginnen, zwei „Kräuterwirte“,
Heilpraktikerinnen, Direktvermarkter und Betreiber von
„Urlaub auf dem Bauernhof“. Ziel des Vereins ist die
Inwertsetzung der heimischen Kräuter für Umwelt-
pädagogik, Tourismus und Brauchtum sowie die Er-
haltung und Pflege der Kulturlandschaft. Das erste
große Projekt des Vereins war die Umsetzung eines
Kräuterfestes am Maria Himmelfahrtstag.

Das Kräuterfest

Am 15. August 2007 fand in Scherstetten das erste
„Kräuterfest der Stauden“ statt. Nach dem Verkauf
der Kräuterbuschen (Kräutersträuße) wurden diese in
einer Festmesse geweiht (vgl. Foto 2) und der neue
Kräuter-Radwanderweg gesegnet. Zudem gab es ei-
nen Kräutermarkt mit zahlreichen Ständen, Essen
wie Kräuterkrustenbraten, Kräuterspätzle oder Kräu-
ter-Gegrilltes sowie Vorträge über Kräuter.

Die Zukunft des Netzwerkes

Um verlässliche Aussagen über die Zukunft der
Kräuterregion Stauden – jenseits des Offensichtlichen
und Absehbaren – zu formulieren, insbesondere um
notwendige Schritte und zukünftige Anforderungen
vorhersehen zu können, besteht die Möglichkeit einer
modelltheoretischen Prognose. Zwar ist es bislang
noch nicht gelungen, ein Modell der kooperativen  Re-
gionalentwicklung, insbesondere in Bezug auf pha-
senabhängige Muster zu entwickeln, aus der Netz-
werkforschung sind aber erste Befunde verfügbar
(vgl. HILPERT/HUBER 2002).

So durchlaufen sich selbstorganisierende Netzwer-
ke bestimmte Phasen, die durch Krisen voneinander
abgegrenzt werden (vgl. Abb. 1). Die Phasen werden
meist als länger andauernde Situationen wahrgenom-
men, die Krisen sind indes – entgegen des umgangs-
sprachlichen Wortsinnes – spezifische Ereignisse.
Das Wort Krise deutet auf einen sehr flexiblen Zu-
stand des Netzwerkes hin, der im Grunde erst eine
Weiterentwicklung ermöglicht. Während die Phasen
durch Stabilität (wiss.: Ordnung) bestimmt sind, wer-
den die Krisen durch Umbruchsituationen (wiss.:
Chaos) charakterisiert. Daher ist der Einfluss einzel-
ner Akteure auch lediglich in den Krisen von maßgeb-
licher Bedeutung für die weitere Netzwerkentwicklung
(vgl. HUBER 2004).

Dauer und Intensität der Phasen und Krisen können
zwar erheblich variieren, die Entwicklung des Netz-
werkes erfordert aber das Durchlaufen aller Stadien.
Grundsätzlich kann jede Krise zum Scheitern des ge-Foto 2: Kräutersegnung beim Kräuterfest

Abbildung 1: Modelltheoretische Entwicklungsphasen
beim Aufbau von Netzwerken/Quelle: Eigene Darstel-
lung, in Anlehnung an Huber 2002, S. 241
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samten Netzwerkes führen. Es ist daher sehr bedeut-
sam, insbesondere die Entwicklung der Krisen erfolg-
reich zu managen.

In fast allen regionalen, sich selbst organisierenden
Netzwerken ist die Kommunikation zwischen den Ak-
teuren in der ersten Initialphase informell und das un-
terschiedliche Engagement der Beteiligten erfolgt zu-
nächst ohne Kontrolle und Sanktionen. Mit der Instal-
lierung einer Führung entwickelt sich die erste Revo-
lution (Abstimmungskrise), da einige Akteure oft ein
Festhalten am bisher Gewohnten favorisieren und/
oder den Führungsanspruch in Frage stellen. Der oft-
mals schwierige Übergang vom Evolutions- in das
Organisationsstadium (Konstituierungskrise) erfolgt
durch das Erschaffen eines Produktes (Leitbild, Stra-
tegie etc.). Anfängliche Probleme der Funktionalisie-
rung und Formalisierung (Führungsstilkrise) führen zu
einer komplexeren Organisation, deren Führung zu-
nehmend Spezialwissen von den Beteiligten verlangt.
Bestimmte Aufgaben (Pressearbeit, Kontaktpflege
etc.) müssen vermehrt delegiert werden (Autonomie-
krise). Die Diversifizierung der Aufgaben führt zum
Verlust an Kontrolle (Kontrollkrise). Da eine Rückkehr
zu einem zentralen Management oftmals schwierig
ist, werden spezifische Koordinationsmechanismen

(Richtlinien, Sollpläne, Arbeitsgruppen etc.) erprobt,
wodurch die Zusammenarbeit im Netzwerk inhaltlich
und persönlich leiden kann (Bürokratiekrise). Die fünf-
te bisher erforschte Phase ist gekennzeichnet durch
Spontaneität, Teamarbeit, die Behebung interperso-
neller Spannungen und einen hohen Grad an Selbst-
disziplin (vgl. HUBER 2004).

In der Kräuterregion Stauden wurde der Übergang
vom Evolutions- zum Organisationsstadium (Konsti-
tuierungskrise) durch die Etablierung des Vereins
„Kräuterregion Stauden e.V.“ erfolgreich gemeistert
(vgl. Abb. 2). Die anschließende Phase der Kreativität
war gekennzeichnet durch die Umsetzung zahlreicher
Einzelprojekte (Kräuterfest, Kräuter-Radwanderführer
etc.). Die sich abzeichnende Führungsstilkrise zeigte
aber bereits die typischen Symptome einer Organi-
sationsentwicklung an der Schwelle vom überschau-
baren, privat motivierten Freizeitaktivismus zum semi-
professionellen Management. Daher wurden Überle-
gungen erörtert, wie das junge Netzwerk den Schritt
in ein weiter entwickeltes Netzwerkstadium vollziehen
kann. Da in der nächsten Phase vor allem das „Wachs-
tum durch straffe Führung“ gewährleistet wird, galt es
adäquate Managementmethoden auszuwählen. Kon-
krete Vorschläge hierzu wurden bei einem moderier-
ten Workshop im Februar 2008 in der Schule für Dorf-
und Landentwicklung in Thierhaupten erarbeitet. Hier-
zu trafen sich alle Mitglieder des Kräutervereins für ei-
nen Tag, um gemeinsam das weitere Vorgehen zu
diskutieren und zu beschließen. Am Ende dieser
Klausursitzung lagen ein Arbeitsprogramm für das
kommende Jahr und zahlreiche Einzelbeschlüsse für
die interne Organisation des Vereins vor.

Literatur:

Hilpert, M.: Experimentelle Imitation. Selbstorganisation regio-
naler Lernprozesse: Strategie oder ‚muddling through‘? In:
Schriften zur Raumordnung und Landesplanung, Band 5, Uni-
versität Augsburg, 1999, S. 101-120

Hilpert, M.; Huber, A.: Zufälle und andere Regelmäßigkeit: Die
Logik des Management of Change. In: Arbeiten und Lernen in
Netzwerken; Hrsg. von Jörg Hentrich, Dietrich Hoß, Eschborn,
2002, S. 101-113

Hilpert, M.; Wörner, D.: Kräuterregion Stauden. Eine Rad-
wanderung durch Brauchtum, Botanik, Heilkunst und Küche.
Augsburg, 2007

Huber, A.: Management of Change als Steuerung sozial-
räumlicher Gestaltungsprozesse. Ein Beitrag zur angewandten
sozialgeographischen Implementationsforschung. Terra Facta
Nr. 3. Augsburg, 2004

Frei, H.; Stettmayer, F.: Die Stauden. Porträt einer Landschaft
in Bayerisch-Schwaben. Augsburg, 2007

Krugman, P.: The self-organizing economy. Cambridge, 1996

Abbildung 2: Netzwerkentwicklung und Kooperationen
der Kräuterregion Stauden/Quelle: Eigene Darstellung
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Die regionale Gartenkultur als kulturelles Erbe für die Zukunft zu erhalten, die dörfliche Gartenwelt
den heutigen Anforderungen entsprechend weiter zu entwickeln und für Neuanlagen von Gärten
eine ansprechende, zum dörflichen und regionalen Kontext passende Gestaltung anzuregen, war
das Anliegen des Projektes „Zukunftsgärten“. Ziel war es auch, unter Einbeziehung der Bevölkerung
geeignete Handlungsansätze zu entwickeln und zu erproben und die Ergebnisse in einem Leitfaden
darzustellen.

Verarmung der ländlichen Gartenkultur

Die privaten Freiflächen in Form von dörflichen Gär-
ten und Obstwiesen prägen wesentlich das Bild der
Dörfer. Hinzu kommen regionale Charakteristika wie
z. B. die Eichenhaine in der Heideregion. Während
aber die Bedeutung der historischen Bausubstanz für
das Ortsbild und seine identitätsstiftende Wirkung im
Bewusstsein der Bevölkerung verankert ist und Maß-
nahmen zu ihrem Erhalt über Programme der Denk-
malpflege und der Dorferneuerung gefördert werden,
wurde den regionsspezifischen privaten Freiräumen
bislang relativ wenig Beachtung geschenkt. Inzwi-
schen ist hier ein dringender Handlungsbedarf er-
kennbar, da traditionelle Nutzgärten aufgegeben,
Obstwiesen und größere Gärten bebaut werden und
Hofbäume und Eichenhaine versiegelten Flächen
Platz machen müssen. Außerdem sollen die Gärten
pflegeleicht sein oder modernen Gestaltungstrends
entsprechen, die wenig mit regionalen Traditionen zu
tun haben. Auf diese Weise wird nicht nur das cha-
rakteristische Ortsbild überprägt, sondern es geht
auch das Wissen um den Anbau von Nutzpflanzen,
die Pflege von Obstgehölzen und die Verarbeitung der
Gartenfrüchte verloren.

* Elisa Hoferer, Landschafts- und Freiraumplanerin, Tel. (04256) 98 23 45, elisa.hoferer@gmx.de
   Karin Bukies, Landschaftsarchitektin, Planungsgruppe Stadtlandschaft Hannover, Tel. (0511) 1 43 91, email@stadtlandschaft.de

Elisa Hoferer und Karin Bukies *

Zukunftsgärten

Im ehemaligen Regierungsbezirk Lüneburg führte
die Kenntnis dieser Defizite wie auch der Potenziale
der Gartenkultur für die regionale Identität und den
Tourismus zu einer umfangreichen Untersuchung ins-
besondere der historischen Gärten. In der Folge ent-
stand unter der Überschrift „Gartenhorizonte“ ein Ver-
bund von Projekten mit unterschiedlichen Zielrichtun-
gen und ein Regionales Zentrum für Gartenkultur. Die
Landschafts- und Freiraumplanerin Elisa Hoferer, mit
dessen Aufbau beauftragt, initiierte das Projekt „Zu-
kunftsgärten“ in drei sehr unterschiedlich strukturier-
ten Orten in der Samtgemeinde Schwarmstedt (Land-
kreis Soltau-Fallingbostel). Unter der Federführung
der Landschaftsarchitektin Karin Bukies (Planungs-
gruppe Stadtlandschaft Hannover) wurde das Projekt
im Zeitraum November 2006 bis Oktober 2007 in Trä-
gerschaft der Samtgemeinde Schwarmstedt durchge-
führt, unterstützt mit Fördermitteln der LEADER+-Re-
gion Aller-Leine-Tal und aus Dorferneuerungsmitteln
der GLL1 Verden.

1  Behörde für Geoinformation, Landentwicklung und Liegenschaften, Amt für Landentwicklung Verden.
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 Als Leitziele für die Entwicklung einer lebendigen
ländlichen Gartenkultur wurden herausgearbeitet:

1. Erhalt traditioneller dörflicher Garten
strukturen und -elemente,
vor allem alter Baumbestände, Nutzgarten-
bereiche, Laubhecken sowie je nach Region
alter Buchshecken, Grotten, Holzstaketzäune,
historischer Metallzäune.

2. Erhalt typischer Siedlungsgärten der
Nachkriegszeit,
z. B. einsehbarer Vorgarten, Obstbäume im rück-
wärtigen Bereich, geringer Versiegelungsgrad.

3. Anreicherung moderner Gärten mit
Elementen der ländlichen Gartenkultur,
wie Hausbäume, dörfliche Blütensträucher, Obst-
gehölze, Gemüsebeete bzw. Naschgärten. Ver-
zicht auf vollständigen Sichtschutz, um eine Wir-
kung in den Straßenraum zu erzielen.

4. Entwicklung pflegeleichter Gestaltungen
Vor dem Hintergrund aktueller Lebensbedingungen
gilt es, Konzepte unter Berücksichtigung traditio-
neller Strukturen zu finden.

5. Vermittlung des traditionellen Gartenwissens
an die junge Generation
durch Schulgärten und (Nutz-)gartenbereiche in
Kindergärten.

Bestandserhebungen in den drei Orten und ergän-
zende Interviews zur örtlichen Gartengeschichte be-
stätigten die These von der Verarmung der ländlichen
Gartenkultur – wobei sich überraschenderweise die
meisten dörflich geprägten Gärten nicht in den beiden
kleineren Dörfern, sondern im Hauptort Schwarmstedt
fanden.

Einbindung der Bevölkerung,
örtlicher Betriebe und von Schulen

Um einen Bewusstseinswandel hinsichtlich der
Wertschätzung der ländlichen Gartenkultur zu bewir-
ken, sind die Beteiligung der Bevölkerung und die
Einbindung örtlicher Betriebe und Fachleute von gro-
ßer Bedeutung. Zu diesem Zweck wurde beim Pro-
jekt „Zukunftsgärten“  eine Projektgruppe initiiert. Ne-
ben regelmäßigen Besprechungen erfolgten gemein-
same Ortsbegehungen und Gartenbesichtigungen,
die für alle Mitglieder der Gruppe aufschlussreich und
interessant waren. Um möglichst breite Kreise der
Bevölkerung zu erreichen, wurden nach einer Auftakt-
veranstaltung verschiedene Veranstaltungen angebo-
ten. So fanden Fachvorträge, ein Obstbaumschnitt-
Kurs und ein Pflanzenmarkt mit Obstsorten-Bestim-
mung statt, die von einer intensiven Öffentlichkeitsar-
beit begleitet wurden.

Wichtig war auch das Beratungsangebot zur Ge-
staltung von Gärten, das häufig nachgefragt wurde
und über das es vielfach gelang, Inhaltsaspekte zu
vermitteln. Ferner wurden Interviews mit Gartenbesit-
zern durchgeführt, um noch genauere Informationen
über die Ansprüche, Motivationen und Ansichten der
Gartenbesitzer zur Gestaltung und Nutzung ihrer Gär-
ten zu gewinnen. Auf diese Weise wurde auch eine
„Spurensuche“ nach örtlich und regional traditionellen
Gestaltungselementen und Pflanzenverwendungen
betrieben.

Da ein großer Teil der heutigen mittleren Generation
die Gartenarbeit entweder nicht mehr kennen gelernt
hat oder ablehnt, fehlt für die Vermittlung von Garten-
wissen inzwischen eine ganze Generation. Aus dem
Projekt heraus wurden deshalb Schulgärten initiiert
und reaktiviert, um zentrales Wissen über Wachsen
und Werden vermitteln zu können. Auch an mehreren
Kindergärten sind kleine Nutz- und Anschauungsgär-
ten entstanden. Darüber hinaus kam es zur inhaltli-
chen Auseinandersetzung mit dem Thema Garten an
zwei Schulen. Konkrete Anschauung bieten Schau-
und Beispielgärten, mit traditioneller dörflicher Be-
pflanzung z. B. aus Flieder, Falschem Jasmin,
Strauchrosen sowie Phlox, Federmohn, Tränendem
Herz, Sommerastern, Nelken, Dahlien usw.
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Zum Projekt „Zukunftsgärten“ ist ein von der Nieder-
sächsischen Umweltstiftung geförderter Leitfaden erschie-
nen, der um Erfahrungen aus anderen Aktivitäten ergänzt
wurde und auch Entwurfsbeispiele für Gärten der Zukunft
enthält. Er ist als ASG-Schriftenreihe für ländliche Sozial-
fragen 148 zu beziehen über die Agrarsoziale Gesellschaft
e.V., Tel. (0551) 49 70 926.
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Dr. Harald Lütkemeier *

Wettbewerbe motivieren Unternehmer:

Existenzgründerin im Garten- und Landschaftsbau

*  Dr. Harald Lütkemeier, Landesfachschule für Gartenbau Quedlinburg, Wipertistr. 5, 06484 Quedlinburg

Wettbewerbe sind wichtig; sie fördern den Ehrgeiz und motivieren dazu, positiv nach vorne zu
schauen und bessere Ergebnisse zu erzielen. Von besonderem Stellenwert ist es, über Wettbewerbe
Neues kennenzulernen, Kontakte zu pflegen und innovative Konzepte zu entwickeln. Mit dem Wett-
bewerb „Mutmacher der Nation” werden kleine und mittlere Unternehmen gewürdigt, deren Ge-
schichte und Leistungen anderen Mut machen. Ein Beispiel aus Sachsen stellt der GaLaBau-Betrieb
von Jungunternehmerin Cathrin Petrik dar. Mit großem Engagement schaffte sie es, ein Unterneh-
men im ländlichen Raum nach modernen Gesichtspunkten neu aufzubauen und erfolgreich zu
führen.

Zielorientierte Unternehmensgründung

2001 absolvierte Cathrin Petrik1 die Ausbildung als
Technikerin für Garten-/Landschaftsbau an der Gar-
tenbaufachschule Quedlinburg. Die Insolvenz des
elterlichen Unternehmens in Oberwiera, 40 km west-
lich von Chemnitz, veranlasste die damals 23-Jährige,
unmittelbar  nach Abschluss des Studiums selbst ein
GaLaBau-Unternehmen zu gründen, um die Existenz
der Familie zu sichern und das Lebenswerk der
Eltern weiterzuführen. Dabei stieß sie zunächst auf
Schwierigkeiten, mit denen sich viele Existenzgrün-
derinnen konfrontiert sehen: 18 Filialen verschiedener
Banken wiesen die Finanzierung ihres Vorhabens ab.

Erst nach der Erstellung eines umfassenden Grün-
dungskonzepts in Zusammenarbeit mit einem Steuer-
berater und nach etwa einjährigen Verhandlungen
wurde ihr ein Kredit bewilligt, welchen sie zum Er-
werb des Firmengrundstücks und für die Anschaffung
von Maschinen benötigte.

Mit der Bewältigung dieser Herausforderungen stieg
das Selbstbewusstsein der Jungunternehmerin, die
inzwischen zehn Mitarbeiter und zwei Auszubildende
auf mehreren Baustellen in Sachsen und Thüringen
beschäftigt. Sie selbst ist als Geschäftsführerin für
die Auftragseinwerbung, Bauaufsicht und Kontrolle/
Abrechnung verantwortlich. Heute bietet der Betrieb
im Chemnitzer Land – abseits größerer Städte gele-
gen – ein breites Leistungsspektrum von Spiel- und
Sportplatzbau über Beratung zwecks Gartenneu- und
-umgestaltung bis zur Anlage von Wohlfühlgärten an.

Etablierung und Würdigung der Leistungen

Bis heute wurde das Unternehmen von Cathrin
Petrik mehrfach ausgezeichnet: 2005 erhielt sie den
1. Preis des Sächsischen Garten- und Landschafts-
baus in der Kategorie Wohn- und Arbeitsumfeld. 2006
und 2007 gewann sie jeweils den Grand Prix der
Landschaftsgärtner des Chemnitzer Einkaufszent-
rums Sachsenalleen. 2006 wurde sie für den bundes-
weiten Wettbewerb „Mutmacher der Nation”2 nomi-
niert. Diese Auszeichnungen als Anerkennung für ihre
Tatkraft und die Qualitätsarbeit des von ihr geführten
Betriebes sind für Cathrin Petrik Ansporn und Motiva-
tion, auch in Zukunft zielstrebig an neue Herausforde-
rungen heranzugehen.

1  Cathrin Petrik, Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau, Oberwiera, Tel. (03760) 82 29 43, cathrinpetrik@t-online.de, www.galabau-petrik.de
2  Der Wettbewerb „Mutmacher der Nation” ist eine Initiative der Bürgschaftsbanken in Deutschland, des Unternehmermagazins Impulse und von Das

Örtliche. Bewerbungen für dieses Jahr sind noch bis zum 30. September 2008 möglich. Teilnahmebögen sind unter www.mutmacher-der-nation.de zu
finden. Pro Bundesland werden drei Bewerber für den Landessieg nominiert. Im Oktober werden die jeweiligen Landessieger gekürt. Die 16 Gewinner
erhalten je 1 000 Euro und nehmen am Deutschland-Finale im November in Berlin teil. Dort prämiert die Jury die drei Mutmacher der Nation mit
20 000 Euro für den 1. Preis, 10 000 Euro für den 2. Preis und 5 000 Euro für den 3. Preis.

Wohlfühlen im Garten

Die Wirkung eines Gartens ist vor allem
eine Frage der Harmonie. Damit sich Men-
schen in ihrem Garten wohlfühlen, sollten
Pflanzen, Materialien und Umgebung eine
ausgewogene Einheit bilden. Boden,
Wasser, Licht und die Architektur der Ge-
bäude spielen ebenso eine Rolle wie der
Wechsel der Jahreszeiten. Ein Garten
sollte nicht nur für eine Saison geplant
werden, sondern mit den Jahren seine
Pracht entfalten. Für die Gestaltung einer
„grünen Oase” sind darüber hinaus das
Verhältnis Aufwand-Nutzen und die jähr-
lich notwendige Pflege zu berücksichti-
gen. Eine große Bedeutung haben heute
die Besinnung auf traditionelle Werte, das
Thema Entschleunigung, der Einsatz medi-
terraner Gewächse und der Trend, den
Garten zum Wohnraum zu machen.
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Klimaschutz und Klimawandel stellen uns vor große Herausforde-
rungen – auf globaler, regionaler und lokaler Ebene. Bundesweit
engagieren sich bereits, z. T. seit Jahren, viele Städte, Gemein-
den, Samtgemeinden und Landkreise im Bereich des Klimaschut-
zes, um im Sinne von Umweltverträglichkeit, Wirtschaftlichkeit
und Versorgungssicherheit der Herausforderung Klimawandel zu
begegnen. Diese bereits vielfältigen und guten Klimaschutzaktivi-
täten der Kommunen mehr in das öffentliche Bewusstsein zu rü-
cken und zu vernetzen, um den Klimaschutz auf der lokalen Ebe-
ne getreu dem Motto „global denken, lokal handeln“ zu stärken,
ist das Ziel des Projektes Klimawandel und Kommunen in Nieder-
sachsen.

Im Rahmen des Projektes soll
das Thema Klimaschutz und Kli-
mawandel auf den Handlungs-
spielraum der Kommunen her-
untergebrochen und praktikable
Handlungsoptionen für die Kom-
munen und über diese auch für die
Bürger identifiziert und kommuni-
ziert werden. Der Unterstützung
des Austauschs und der Zusam-
menarbeit von Kommunen und an-
deren Netzwerken im Bereich des
Klimaschutzes kommt dabei, zu-
sammen mit einer gezielten Öf-
fentlichkeitsarbeit, eine besondere
Bedeutung zu. Durchgeführt wird
das Projekt von der Kommunalen
Umwelt-AktioN U.A.N., Projekt-
partner sind die kommunalen
Spitzenverbände in Niedersachsen
sowie Unternehmen und Verbände
aus der Energie- und Finanzwirt-
schaft.

Klimawandel und Kommunen
wird von einem Projektbeirat be-
gleitet und gefördert, der zzt. mit
dem Projektaufbau beschäftigt ist.
In den nächsten Monaten sollen
erste Teilprojekte in drei Arbeitsbe-
reichen angestoßen werden. So
sollen Hilfestellungen für kommu-
nale Klimaschutzaktivitäten erar-
beitet und kommuniziert werden.
Angedacht ist, eine nutzerfreund-
liche Datenbank mit Best-Practice-

Tina Pöllich*

Projekt Klimawandel
und Kommunen

Beispielen zum kommunalen Kli-
maschutz und einen Leitfaden für
die Planung und Durchführung von
kommunalen Klimaschutzprogram-
men zu erstellen, um interessier-
ten Kommunen Anregungen für die
eigene Umsetzung zu geben. Ein
zweiter Arbeitsbereich wird der Auf-
bau eines Beraterpools sein. Das
Projekt wird selbst keine Klima-
und Energieberatungen anbieten,
sondern aus der Vielfalt des bereits
vorhandenen Beratungsangebots
zielorientiert Beratungen vermitteln
und organisieren. Im dritten Arbeits-
bereich sollen über vielfältige Akti-
vitäten der Öffentlichkeits- und
Bildungsarbeit die Klimaschutz-
aktivitäten der Kommunen publik
gemacht und das Klimabewusst-
sein bei kommunalen Entschei-
dungsträgern und in der Öffentlich-
keit gefördert werden. Im Mai 2008
gab der Niedersächsische Minis-
terpräsident Christian Wulff, Schirm-
herr des Projektes, gemeinsam mit
anderen Projektpartnern den Start-
schuss für das erste Teilprojekt,
den landesweiten Schulwettbewerb
„Klima-Checker“, bei dem Schüler/
-innen aller allgemeinbildenden
Schulen ab der 5. Klasse sowie der
berufsbildenden Schulen gefragt
sind, Konzepte für ein klimafreund-
liches und energiesparendes Ver-
halten in der Schule zu entwickeln.

*  Tina Pöllich, Kommunale Umwelt-AktioN U.A.N., Projekt Klimawandel und Kommunen,
Tel. (0511) 302 85-66, Fax (0511) 302 85-56, info@kuk-nds.de, www.kuk-nds.de
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UN-Biodiversitätskonferenz:

Vielfalt statt Einfalt

Engagement im Kampf
gegen das Artensterben gefordert

Deutschland war vom 19.-30. Mai 2008 Gastgeber
der 9. Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkom-
mens über die biologische Vielfalt (Convention on
Biological Diversity – CBD) in Bonn. Das Überein-
kommen ist ein Umwelt-Vertragswerk, das 1992 in
Rio de Janeiro vereinbart und inzwischen von 168
Staaten sowie der EU unterzeichnet wurde. Während
Delegierte aus aller Welt (191 Staaten) nach einem
Konsens zum globalen Schutz und Erhalt der biologi-
schen Vielfalt suchten, konnten sich die Besucher
über Möglichkeiten zum Schutz der Biodiversität in-
formieren. Mit einer Vielzahl von Aktionsständen im
Ausstellungsbereich, der sog. „Plaza der Vielfalt“, in-
formierten 180 nationale und internationale Verbände,
Forschungs- und Bildungseinrichtungen sowie Unter-
nehmen über innovative Projekte aus den Bereichen
biologische Vielfalt und Naturschutz und forderten
Engagement im Kampf gegen das Artensterben. Seit
Leben auf der Erde existiert, hat es solch einen ra-
santen Artenschwund noch nicht gegeben: Jede hal-
be Stunde stirbt weltweit unwiederbringlich eine ge-
samte Spezies aus. Laut WWF liegt die Aussterbe-
rate damit um den Faktor 1 000 bis 10 000 über dem
natürlichen Prozess der Evolution. Die Ursachen
hierfür sind maßgeblich auf den Menschen zurückzu-
führen. Als Gastgeber der Tagung organisierten die
Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) und die Bun-
desregierung darüber hinaus mehrere Exkursionen in

die Umgebung. So lud der Nationalpark Eifel am Eu-
ropäischen Tag der Parke unter dem Slogan „I´m a
part of it – Schutz der biologischen Vielfalt“ ein, seine
vielfältige Natur zu genießen und dabei angewandten
Biodiversitätsschutz zu erleben.

Engagement der Landjugend
für Biodiversität

Eines der präsentierten Projekte war das der Katho-
lischen Landjugendbewegung (KLJB, Diözesanver-
band Paderborn) zum Erhalt der Biologischen Vielfalt
und zur Bewahrung der Schöpfung. Ziel des Projek-
tes ist es, die natürliche Vielfalt erlebbar zu machen.
Durch Filme, die Jugendliche aus Deutschland zu-
sammen mit sambischen KLJB-Partnerorganisa-
tionen unter pädagogischer Anleitung rund um das
Thema Artenvielfalt erstellt haben, sollen Kinder und
Jugendliche den Artenreichtum von Natur und Land-
wirtschaft kennenlernen. Besucher der Ausstellung
wurden animiert, einmal selbst vor die Kamera zu tre-
ten und Statements zum Erhalt der Biodiversität ab-
zugeben. Gefördert wird dieses Konzept durch die
DBU und die Bank für Kirche und Caritas. Mit der
Kombination aus Umweltpädagogik und dem Erlernen
jugendgerechter Technik solle erreicht werden, dass
sich Jugendliche mit der Thematik der Biologischen
Vielfalt auseinandersetzen und selbst in ihrer Umge-
bung aktiv werden, so Jonas Beine, Diözesanvor-
sitzender der KLJB Paderborn.

Artenschwund in der Landwirtschaft

Derzeit bilden lediglich fünfzehn Pflanzenarten und acht Nutztierrassen die Basis der Welternährung.

In Deutschland kommen 63 Nutztierrassen vor, davon werden 53 als „gefährdet“
bzw. „zur Beobachtung“ eingestuft.

In Indien wurden einst rund 30 000 Reissorten angebaut – heute sind es hingegen nur noch
ein Dutzend Sorten, die 75 % des gesamten Reisanbaus ausmachen.

80 % der Maissorten, die in den 1930er Jahren in Mexiko angebaut wurden, sind verschwunden.

Heute existieren 90 % der Weizensorten, die im letzten Jahrhundert in China angebaut wurden, nicht mehr.

In den USA sind 90 % der Obst- und Gemüsesorten während des letzten Jahrhunderts verschwunden.



43

| ASG | Ländlicher Raum | 02/2008 |

Ländlicher Raum

Öko-Landbau – Perspektive
für den Artenschutz

Der Artenrückgang ist in einem beträchtlichen
Maße auf Lebensraumveränderung und -zerstörung
durch die landwirtschaftliche Nutzung von Flächen
zurückzuführen. Vor diesem Hintergrund wurden die
Zukunft von Agrobiodiversität (Agricultural biodiversity)
und denkbare Perspektiven des ökologischen Land-
baus diskutiert. Das Umweltprogramm der Vereinten
Nationen (UNEP) befürwortet den ökologischen Land-
bau, da durch ihn Agro-Ökosysteme geschaffen wer-
den, die den natürlichen Ökosystemen ähneln.

Allerdings lag in Deutschland der Anteil des Öko-
Landbaus an der landwirtschaftlichen Nutzfläche
2006 mit ca. 5 % noch immer weit unter den von der
Politik geforderten 20 %. Verschiedene Verbände und
Stiftungen setzen sich in Deutschland im Sinne der
Biodiversitäts-Konvention für den Öko-Landbau ein,
um durch eine abwechslungsreiche Fruchtfolge und
den Verzicht auf synthetische Herbizide, Pestizide
und Düngemittel sowohl Vielfalt in die Kulturland-
schaft zu bringen als auch für stabile und produktive
Agrarökosysteme zu sorgen. So werden beispiels-
weise wieder alte Kultursorten und Nutztierrassen
eingesetzt. Darüber hinaus wird versucht, Habitate für
Wildkräuter, Insekten und Feldvögel in Form von He-
cken, Wegrainen, Feuchtbiotopen oder Streuobstwie-
sen zu erhalten und neu entstehen zu lassen. Der
Verbraucher kann durch den Kauf zertifizierter Bio-
Produkte die Entwicklung des Öko-Landbaus forcie-
ren. Laut Bundesregierung habe es für den Erhalt der
Biodiversität eine große Bedeutung, die Ernährung
der Weltbevölkerung durch eine nachhaltigere Land-
wirtschaft zu sichern.

„Bonner Mandat“

Kritikpunkte an der Konferenz waren seitens einiger
Natur- und Umweltschutzorganisationen die unzu-
reichende Bereitstellung finanzieller Mittel für den
Schutz der Regenwälder und das Versäumnis, einen
Stopp für Biosprit zu vereinbaren. Bundesumwelt-
minister Sigmar Gabriel hob jedoch zum Abschluss
der Konferenz positiv hervor, dass die Weltgemein-
schaft dazu angehalten sei, den Raubbau an der Na-
tur zu stoppen und zwar – zum 1. Mal seit der UN-
Konferenz in Rio de Janeiro – nach einem „konkreten
Fahrplan“. Mit dem „Bonner Mandat“ sei ein verbindli-
cher Leitfaden für weitere Verhandlungen zur Be-
kämpfung der „Biopiraterie“ geschaffen worden. Die
Biodiversitäts-Konvention strebe mit diesem Mandat
die angemessene Beteiligung indigener oder lokaler
Gemeinschaften an Gewinnen an, die mit geneti-
schen Ressourcen und dem damit assoziierten Wis-
sen dieser Gemeinschaften erzielt werden (benefit-
sharing).      Christoph Heider
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Am 16. Mai 2003 erfolgte die Gründung der Global Marshall Plan Initiative. Sie setzt sich für den Auf-
bau einer weltweiten ökosozialen Marktwirtschaft ein, um den Weg für eine nachhaltigere Entwick-
lung und gerechtere Globalisierung zu ebnen. Einer ihrer Mitbegründer, Prof. Dr. Dr. Franz Josef
Radermacher, wurde im November 2007 von der Stiftung Ökologie & Landbau (SÖL) ausgezeichnet.

Vor fünf Jahren schlossen sich rd. 25 Vertreterinnen
und  Vertreter aus Wissenschaft, Politik, Kultur oder
Nichtregierungsorganisationen mit dem Ziel zusam-
men, ein faires und zukunftsfähiges Weltordnungs-
system zu schaffen. Nicht zufällig erinnert der Name
der Initiative an den historischen Marshallplan nach
dem Zweiten Weltkrieg (European Recovery Pro-
gram), der als Symbol für Hoffnung, Solidarität und
Frieden steht, sowie an Al Gores Wortschöpfung aus
seinem 1992 publizierten Buch „Earth in the Balan-
ce“, in dem der Autor einen „global marshall plan“
entwirft.

Im Vordergrund der Bemühungen steht, mithilfe ei-
nes verbindlichen globalen Rahmenwerkes das Wohl-
standsgefälle zwischen Ländern bzw. Kontinenten
abzuschwächen und kulturelle Konflikte, Sicherheits-
sowie Umweltfragen zu lösen. Durch die Verknüpfung
von (Ko-)Finanzierung mit der Einführung ökologi-
scher und sozialer Standards soll eine Win-Win-
Situation für Süd und Nord entstehen.

Die erste Phase des Global Marshall Plans konzen-
triert sich zunächst auf die Erreichung der beim UNO-
Millennium-Gipfel 2000 formulierten Ziele bis zum
Jahr 2015, zu welchen u. a. die Halbierung der welt-
weiten Armut, die Verbesserung der Gesundheits-
versorgung sowie Schulbildung, die Gleichstellung
von Frauen und  der Zugang zu moderner Technologie
zählt. Langfristig wird eine Weiterentwicklung der de-
mokratischen und verantwortungsvollen Regierungs-
führung auf regionaler, nationaler und globaler Ebene
mit ausdrücklich erwünschter Einbeziehung der Zivil-
gesellschaft angestrebt.

Die Global Marshall Plan Initiative:

Für eine gerechtere Globalisierung

Zum Aufbau einer globalen Partnerschaft, die den
Verteilungsproblemen entgegenwirkt, ist die Bildung
eines ausgedehnten Netzwerkes unerlässlich. Be-
wusstseinsbildung, Lobbyarbeit und die Mobilisierung
möglichst vieler Menschen sind daher ein fester Be-
standteil des Global Marshall Plans. So wuchs die
Initiative innerhalb von fünf Jahren zu einem breiten
Bündnis aus über 100 Organisationen sowie zahlrei-
chen Bundesländern und Gemeinden.

SÖL zeichnet Prof. Radermacher aus

Seit 1996 verleiht die SÖL alle zwei Jahre den Karl-
Werner-Kieffer-Preis1. Am 24. November 2007 wurde
dieser zur Würdigung seiner Verdienste in der Initiati-
ve des Global Marshall Plans an Prof. Dr. Dr. Franz
Josef Radermacher vergeben. Der promovierte Mathe-
matiker und Wirtschaftswissenschaftler ist Professor
für Datenbanken und künstliche Intelligenz an der
Ulmer Universität sowie Leiter des Forschungsinsti-
tuts für anwendungsorientierte Wissensverarbeitung
(FAW/n). In der Laudatio unterstrich SÖL-Vorstand
Peter Kieffer das überdurchschnittliche Engagement
Radermachers, der durch unzählige Vorträge und Pu-
blikationen die Aufmerksamkeit der Menschen auf die
weltweite Situation lenkt und gleichzeitig mit seiner
Überzeugung Mut macht, dass die gegenwärtigen
Probleme lösbar sind.

Weitere Information unter:
www.globalmarshallplan.org
www.soel.de

1  Mit dem zum Gedächtnis an ihren Gründer Karl Werner Kieffer (1912-1995) ausgeschriebenen Preis honoriert die SÖL Leistungen, die dem Schutz
der Umwelt und der Förderung des ökologischen Landbaus dienen. Der Karl-Werner-Kieffer-Preis im Wert von 10 000 € ist der höchst dotierte
Umweltpreis in Rheinland-Pfalz.
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Frank Kupfer neuer sächsischer
Landwirtschaftsminister

Seit Mitte Juni ist Frank Kupfer Staatsminister für
Umwelt und Landwirtschaft des Freistaats Sachsens.
Er folgt Prof. Dr. Roland Wöller, der jetzt dem
Staatsministerium für Kultus vorsteht. Frank Kupfer
ist 45 Jahre alt. Nach dem Abitur absolvierte er eine
Ausbildung zum Fernmeldetechniker. Seit Oktober
1994 ist er Mitglied des Sächsischen Landtages,
seit Mai 2002 stellvertretender Vorsitzender der

CDU-Landtagsfraktion. Im Landtag gehört er u. a.
dem Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und
Forsten an. Frank Kupfer ist verheiratet und hat zwei
Kinder.

Die Agrarsoziale Gesellschaft e.V. wünscht Minister
Kupfer alles Gute für die Bewältigung seiner
Aufgaben.

Franz Sauter 80 Jahre
Am 30. Juni 2008 feierte Franz Sauter seinen 80.

Geburtstag. Bereits seit seinem 25. Lebensjahr enga-
giert sich der gelernte Landwirtschaftsmeister in der
Kommunalpolitik und hat in seiner Gemeinde und im
Kreis zahlreiche Ämter inne gehabt. In seiner Zeit als
Bundestagsabgeordneter von 1972 bis 1990 war er
unter anderem als Vorsitzender des Unterausschus-
ses „Welternährung, Weltlandwirtschaft, Weltforst-
wirtschaft” tätig. Außerdem war er Mitglied der Bun-
destagsfachausschüsse „Agrarpolitik” und „Entwick-
lungshilfe”. Von 1985 bis 1997 übernahm Sauter, der
selbst einen landwirtschaftlichen Betrieb im südlichen

Schwarzwald besitzt, den Bundesvorsitz der Katho-
lischen Landvolkbewegung Deutschlands. 1998 wur-
de er anlässlich seines 70. Geburtstages für sein
langjähriges politisches Engagement mit dem Bun-
desverdienstkreuz ausgezeichnet.

Von 1989 bis 1998 war Sauter Mitglied des Vorstan-
des der ASG. Die ASG freut sich über sein andauern-
des Interesse an ihrer Arbeit und gratuliert Franz
Sauter herzlich zu seinem Geburtstag. Sie wünscht
ihm Glück, Zufriedenheit und vor allem Gesundheit für
sein neues Lebensjahr.

Willi Lojewski gestorben
Am 10. April 2008 starb Willi Lojewski, langjähriger

Vorstandsvorsitzender der ehemaligen Gewerkschaft
Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft, im Alter von 84
Jahren. Er gehörte in den 60er und 70er Jahren des
vergangenen Jahrhunderts zu den Initiatoren des Zu-
satzversorgungswerkes (ZLF) und der Zusatzversor-
gungskasse (ZLA) für Arbeitnehmer in der Land- und
Forstwirtschaft. Seit der Gründung dieser Einrichtun-
gen 1972 war Lojewski lange Zeit deren Vorsitzender
und hat als führender Vertreter der damaligen Ge-
werkschaft in den 70er Jahren den Abschluss des
Tarifvertrages über die Zusatzversorgung der Arbeit-
nehmer in der Landwirtschaft entscheidend mit ge-
staltet. Ein großes Anliegen war ihm vor allem die Zu-
sammenarbeit der Sozialpartner. Bis heute sind die in
Kassel ansässigen Einrichtungen im Sinne von Willi
Lojewski weiterentwickelt worden. Ferner hat er sich
auch beim Bundesverband der landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschaften, besonders im Bereich der

Unfallverhütung, engagiert. Für seine Verdienste im
sozial- und agrarpolitischen Bereich wurde Lojewski
vielfach ausgezeichnet, so auch mit dem Bundes-
verdienstkreuz.

Willi Lojewski gehörte der Agrarsozialen Gesell-
schaft e.V. fast 50 Jahre lang als Mitglied an und war
von 1975 bis 1987 Vizepräsident des Kuratoriums.
Die ASG verliert mit ihm einen guten Freund und
langjährigen Förderer, dessen Wort innerhalb der
ASG ein großes Gewicht hatte, wenn es um die Ver-
besserung der sozialen Sicherung, der sozialen Lage
der landwirtschaftlichen Bevölkerung oder um die Re-
gelung der Arbeitsbedingungen in der Landwirtschaft
ging. Die ASG wird dem Verstorbenen, dessen Kurs
stets von Sachlichkeit und Sachbezogenheit, aber
auch durch menschliches Miteinander geprägt war,
als Persönlichkeit in Erinnerung behalten und ihm ein
ehrendes Andenken bewahren.



Für Sie gelesen46

| ASG | Ländlicher Raum | 02/2008 |

Integrierte Regionalentwicklung
und Regionalmanagement

   aid infodienst Verbraucherschutz, Ernäh-
rung, Landwirtschaft e.V. (Hrsg.): Integrierte
Regionalentwicklung und Regionalmanagement.
Heft 1524/2007, 55 Seiten. ISBN 3-8308-0623-
X, Preis: 2,50 €

Gemeinsam haben der aid infodienst Verbrau-
cherschutz, Ernährung, Landwirtschaft e.V.  und
der Bundesverband der gemeinnützigen Land-
gesellschaften (BLG) die Publikation „Integrierte
Regionalentwicklung und Regionalmanagement“
veröffentlicht. Der gesamte Komplex der Regio-
nalentwicklung wird transparent, zusammenfas-
send und aus Sicht der Praxis dargestellt: von
den Grundlagen über mögliche Instrumente der
Regionalentwicklung bis zu praktischen Aspek-
ten der Organisation, Moderation, Begleitung
und Umsetzung von Entwicklungsprozessen. Da
in allen Phasen eine Einbindung der unterschied-
lichen regionalen Akteure mit oft ungleichen In-
teressen von großer Bedeutung ist, müssen
Prozesse der Regionalentwicklung integrativ ab-

laufen, d. h. alle wichtigen Aspekte der Planung
sind einzubeziehen. Das Regionalmanagement
ist ein umsetzungsorientiertes Instrument mit
dem Ziel, Akteure dauerhaft zu motivieren. Es hat
die Aufgabe, sich um die Gestaltung und Steue-
rung regionaler Entwicklungsprozesse mit moder-
nen Managementmethoden zu kümmern. Für ein
nachhaltig erfolgreiches Regionalmanagement
sind Einrichtungen mit einem interdisziplinären
Team von Profis erforderlich, ausgestattet mit brei-
ten organisatorischen, kommunikativen und fach-
lich-inhaltlichen Kenntnissen und Fähigkeiten.

Für Menschen, die sich aktiv in ihrer Region
engagieren wollen, liefert das Heft darüber hin-
aus eine Checkliste für die Bildung von
Regionalinitiativen sowie Adressen von Institutio-
nen, die im Bereich der Regionalentwicklung
bundesweit Auskünfte geben können. Darüber
hinaus finden sich nützliche Abbildungen und
Übersichten, die auch dem Laien zu einem gu-
ten Überblick über das Themenfeld verhelfen.

Tag der Regionen
„Klimaschutz durch kurze Wege”

am 5. Okt. 2008
mit einem Aktionszeitraum

vom 27. Sept. bis 12. Okt. 2008
Das Veranstaltungsnetzwerk „Tag der Regio-

nen” lädt zum 7. Mal ein und will den Aspekt
Klima mit neuen, hoffnungsfrohen Lebens- und
Zukunftsbildern kommunizieren. Der bundes-
weite Aktionstag möchte die Verbraucher/-innen
auf regionale Erzeugnisse und geschmackvolle
Speisen, die direkt aus der nahegelegenen viel-
fältigen Landschaft stammen und damit lange
Vermarktungswege ersparen, aufmerksam ma-
chen und die Bedeutung des Erhalts von Natur-
reichtum hervorheben. Geschichten über Quali-
tät aus früheren Zeiten sollen Wege einer spar-
samen Lebensführung für heute aufzeigen. Es
soll auf Nachbarschaftsinitiativen und deren ge-
meinschaftliche Energieversorgungsanlagen so-

wie auf Preisbewusstsein und soziale Netz-wer-
ke, die sich verbinden und damit Ressour-cen
schonen, eingegangen werden. Für den Aktions-
tag können sich Akteure in den beiden
Koordinationsbüros oder unter www.tag-der-
regionen.de anmelden. Auf dieser Homepage
stehen ferner zahlreiche Tipps für die Zuord-
nung der Veranstaltungen und die Planung der
Aktionen zur Verfügung.

Kontakt: Aktionsbündnis Tag der Regionen,
Bundeskoordination Brigitte Hilcher, Tel. (05643)
94 85 37, bund-nord@tag-der-regionen.de,
Gisela Endt, Tel. (09852) 13 81,
bund-sued@tag-der-regionen.de
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Anleitung zur Selbstbewertung dörflicher Aktivitäten
   Hessisches Ministerium für Umwelt, länd-
lichen Raum und Verbraucherschutz: Anleitung
zur Selbstbewertung dörflicher Aktivitäten.
Erfolgreiches und gemeinsames Handeln
– Eine Arbeitshilfe – Erarbeitet aus der Praxis
und für die Praxis. Kostenlose 16-seitige Bro-
schüre mit CD-ROM zur Erhebung der Daten
und deren Auswertung. Zu bestellen bei:
Roswitha Rüschendorf, Tel. (0561) 106-3125,
roswitha.rueschendorf@rpks.hessen.de.

Im Auftrag des Umweltministeriums hat das Re-
gierungspräsidium Kassel gemeinsam mit örtlich
Aktiven einen Schnelltest entwickelt, der es all
jenen, die sich an der Sicherung der örtlichen
Lebensqualität beteiligen, ermöglicht eine Ein-
schätzung ihrer aktuellen Lage zu erhalten. Be-
sonders hilfreich ist dies für Dörfer, die sich am
Wettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft” und am
Programm der Dorferneuerung beteiligen. Der
Test richtet sich an Orts- und Stadtteile, die sich
um eine ganzheitliche Ortsentwicklung bemü-
hen. Die Selbstbewertung erfolgt unter Hinzu-
ziehung aller örtlich engagierten und interessier-
ten Bewohner oder auch im Rahmen einer Bür-
gerversammlung. Je nach Gruppengröße dauert
der Test ca. zwei bis vier Stunden. Insgesamt elf

Handlungsfelder beleuchten unter anderem die
Kommunikations- und Sozialstrukturen sowie die
Kulturangebote im Dorf. Zudem greifen sie Anfor-
derungen an das Bauen und die Grüngestaltung
oder auch Zukunftsthemen wie den demografi-
schen Wandel und die Energieversorgung auf.
Die Selbsteinschätzung erfolgt über die Fragen
„Wo stehen wir?” und „Wo wollen wir hin?”. Da
jedes Handlungsfeld jeweils über fünf Indikatoren
definiert wird, stehen insgesamt 55 Ausschnitte
dörflichen Lebens zur Diskussion, deren jeweilige
Bewertung in den Skalen 1 bis 5 oder 0 % bis
100 % erfolgt. Die Auswertung ist anhand von Aus-
wertungstabellen, die sich neben der Anleitung
und dem Erhebungsbogen auf einer beiliegenden
CD befinden, möglich. Durch Netz- und Säulen-
diagramme sind die Ergebnisse leicht lesbar
und veranschaulichen den Bewohnern, wo die
Gemeinschaft bereits Stärken entwickelt hat und
wo noch unentdeckte Potenziale liegen. Die
Erfahrung hat gezeigt, dass es sinnvoll ist, die
Auswertungsdiskussion aus zeitlichen Gründen
auf einen zweiten Termin zu legen. Um Ver-
gleichsaussagen und eine ortsindividuelle Er-
folgskurve zu erhalten, sollte der Test möglichst
in Abständen von zwei bis vier Jahren wiederholt
werden.      pa

Untersuchungen zur Situation existenzgefährdeter
Betriebe in Landwirtschaft und Gartenbau

Andrea von Allwörden: Untersuchungen zur Si-
tuation existenzgefährdeter Betriebe in Land-
wirtschaft und Gartenbau – Ursachen, wirtschaft-
liche und soziale Folgen sowie Konsequenzen
für die Beratung. Verlag: Köster Berlin, 2005,
270 Seiten, zahlreiche Abbildungen,
ISBN 978-3-89574-569-0, 29,80 €.

Aufgrund von Wettbewerbsverschärfungen sind
Gartenbau- und Landwirtschaftsbetriebe in den
kommenden Jahren einem zunehmenden
Existenzdruck ausgesetzt, was voraussichtlich
zu einer steigenden Anzahl von Insolvenzen und
Unternehmenskrisen führen wird. Um Ursachen
und Folgen von Unternehmenskrisen erklären zu
können, wurden im Rahmen einer wissenschaft-
lichen Untersuchung neue Wege in der Krisenfor-
schung beschritten und Unternehmen aus einem
systemtheoretischen Blickwinkel betrachtet.
Hierfür geht der Untersuchungsansatz über die
herkömmliche Beschränkung auf ökonomische
Einflussfaktoren hinaus und berücksichtigt zu-
sätzlich verhaltenswissenschaftliche und psy-

chologische Aspekte. Aufgrund der gesamtwirt-
schaftlichen Verluste und sozialer Härten besteht
ein Interesse daran, durch Früherkennung und
Beratung Krisensituationen zu vermeiden bzw.
konstruktive Hilfestellung bei deren Bewältigung
zu geben. Die Darstellung der Entwicklung von
Unternehmenskrisen als komplexes Netzwerk
zirkulärer Beziehungen dient als Grundstein für
eine Übertragbarkeit der Ergebnisse auf ähnlich
strukturierte Branchen.

In sechs Kapiteln werden die Probleme und
Zielsetzungen der Untersuchung, die Vorstellung
des Forschungsdesigns, die Erfassung des Phä-
nomens der Unternehmenskrise in seinem Ge-
samtkontext und die Darstellung und Diskussion
der Ergebnisse mit Prognosen und Krisenpräven-
tationen dargestellt. Die Arbeit vermittelt ein er-
weitertes Verständnis der Entstehung von Exis-
tenzgefährdungen in Unternehmen und will mit
konkreten Handlungsempfehlungen zur Krisen-
präventation, -bewältigung und -aufklärung
beitragen.      pa
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Schwengelrecht
Hans-Peter Boer: Schwengelrecht. Kom-
missar Kattenstrohts zweiter Fall.
2007, 176 Seiten, gebunden, € 14,95,
ISBN 978-3-7843-3439-4.

Wenn in der ländlichen Idylle des Müns-
terlandes das Verbrechen Einzug hält und
jemand sich durch undurchsichtige Bezie-
hungen, alte Feindschaften und bäuerliche
Schweigsamkeit kämpfen muss, wird
Kommissar Kattenstroht zur Hilfe gerufen.
Mit seinem trockenen Humor, seiner Bär-
beißigkeit und der sympathischen Wärme
macht er die Täter auf unkonventionelle
Weise dingfest.

Kommissar Kattenstroht und seine As-
sistentin Kathrin Eilers ermitteln in ihrem
zweiten Fall im Landhotel Edelbroick, mit-
ten im Münsterland. Dort stürzt ein junger
Anwalt aus seinem Zimmerfenster im drit-
ten Stock direkt in die Schwimm- und
Saunalandschaft. Trieben zwielichtige

Geschäfte den erfolgreichen Aufsteiger in
den Selbstmord? Oder war es ein omi-
nöser Geschäftspartner, der dem ganzen
nachgeholfen hat? Kattenstroht und seine
Assistentin führt die Spurensuche tief hi-
nein in ein Geflecht aus Streitigkeiten um
Erbschaften und Land, aus mafiösen Struk-
turen und kommunalpolitischen Mief. Am
Ende jedoch wird nicht nur Kattenstroht
von einer dramatischen Wendung über-
rascht …

An den Erfolg seines ersten Münster-
land-Krimis „Stoppelland” knüpft Hans-
Peter Boer problemlos an. Klaus Katten-
stroht ist ein außergewöhnlich sympa-
thischer und wirklichkeitsnaher Charakter.
Durch den Gegenpart der jungen Kollegin
Kathrin Eilers und die Auseinandersetzung
mit Opfern und Tätern entsteht ein facet-
tenreiches Bild des gegenwärtigen Land-
lebens.      pa

Für Sie gesurft

www.einfach-gruenden.org
Mit einem Aktionstag im Novem-

ber 2007 startete das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Tech-
nologie (BMWi) die Aktion „Einfach
gründen”. Sie will dazu beitragen,
Gründungsverfahren in Deutsch-
land, deren Dauer sich in den letz-
ten Jahren deutlich verkürzt hat,
weiter zu vereinfachen und Trans-
parenz für potenzielle Selbststän-
dige zu schaffen. Das zugehörige
Internetportal bietet sowohl ihnen
als auch Akteuren der Wirtschafts-
förderung und Kommunalverwal-
tung Informationen, welche An-
sätze sich in der Praxis bewährt
haben. Eine interaktive Deutsch-
landkarte ermöglicht es, Institutio-
nen in der eigenen Region aufzuru-
fen, die beispielsweise mittels ei-
nes Lotsen das administrative Ver-
fahren einer Gründung erleichtern.
Besonders hilfreich für Existenz-
gründerinnen und -gründer sind die
unter dem Menüpunkt „Tipps für

den Start” aufgeführten, gut struk-
turierten Informationen, welche Be-
hörden für welche Zwecke aufge-
sucht werden müssen und was all-
gemein bei einer Gründung – z. B.
im Hinblick auf die eigene Sozial-
versicherung – zu beachten ist.
Auch Links zu weiteren Portalen
des BMWi, in denen die konzep-
tionelle Planung eines Unterneh-

mens eingeübt und vertieft werden
kann, sind vorhanden. Mit dem In-
ternetportal „einfach-gruenden.org”
werden Nutzerinnen und Nutzer
nicht zuletzt aufgefordert, ihre ei-
genen Erfahrungen im Gründungs-
prozess weiterzugeben, um somit
auf gute Praxisprojekte oder even-
tuelle Informationslücken zu ver-
weisen.      cb
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Termine vormerken:

Vortragstagung und Mitgliederversammlung
der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.

in Göttingen

am 13. und 14. November 2008

Land-Schau
im Rahmen der Gemeinschaftsschau

„LebensTraum Dorf“
während der Internationalen Grünen Woche Berlin

vom 16. bis 25. Januar 2009


